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Gemeinderath. 
Hlenographiſcher Bericht 


über die Öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 

Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 28. December 

1893 dem Vorſitze des Vice-Bürgermeiſters 
Dr. Raimund Grübl. 


Vice Mürgermeiſter Dr. Grübl: Die Verſammlung iſt 
beſchluſsfähig, die Sitzung iſt eröffnet. 

1. Herr Bürgermeiſter Dr. Prix entſchuldigt ſein Ausbleiben 
wegen einer Einladung zur Hoftafel. 

Herr Gem.⸗Rath Bachofen v. Echt entſchuldigt ſein 
Ausbleiben von der heutigen und der nächſtfolgenden Sitzung 
wegen eines Trauerfalles. 

Herr Gem.-Rath Lang entſchuldigt fein Ausbleiben. 

2. Dem Herrn Gem.-Rath Stiaß ny wurde ein Urlaub bis 
zum 15. Jänner 1894 wegen einer dringenden Reiſe bewilligt. 

Ich bitte, das zur Kenntnis zu nehmen. 

3. Herr Bernhard Hirſch, J., Graben 17, ſpendete 100 fl. 
für die Armen Wiens. 

Die Freiherren Guftad und Alfred Springer ſpendeten zur 
Beköſtigung armer Schulkinder den Betrag von 300 fl. 

Ein ungenannt ſein Wollender hat den Betrag von 367 fl., 
und zwar für Arme des XIV. Bezirkes 100 fl., für arme Schul— 
kinder 100 fl., und für verſchiedene andere Zwecke 167 fl. geſpendet. 

Den Spendern wird der Dank ausgeſprochen. 

Ich bitte um Mittheilung des Einlaufes. 

Schriftführer Gem. -Rath Mayer (liest): 

4. Interpellation des Gem.-Nathes Nöhrl: 

Im k. k. Eliſabeth⸗Krankenhauſe in Rudolfsheim ſtellt ſich der bedauerns— 


werte Mangel heraus, dass für die armen Kranken nicht genug Hochquellen— 
waſſer vorhanden iſt. 


unter 


Bei der Eröffnung dieſes Krankenhauſes 1890, damals Eigenthum des 
Spitals⸗Curatoriums Sechshaus, wurde um Abgabe von Hochquellenwaſſer bei 
der Commune Wien angeſucht. Leider wurde damals das verlangte Waſſer— 
quantum an die Spitalsverwaltung nicht abgegeben und es muſste eine Nutz— 
waſſerleitung aus Brunnen hergeſtellt werden, die auch heute noch in Ver— 
wendung ſteht. 

Ein großer Theil dieſes Nutzwaſſers wird in Ermanglung des Hochquellen— 
waſſers zu Genuss- und Operationszwecken verwendet. Nachdem heute Rudolfsheim 
mit Wien einverleibt iſt und die Bewohner die gleichen Laſten, wie jene der 
inneren Stadt tragen müſſen, ſo hat auch jedermann, ſelbſt auch der arme 
Spitalsbewohner, das ehrliche Recht, zu ſeinem Genuſſe Hochquellenwaſſer zu 
verlangen und es wäre längſt an der Zeit, dieſem un verantwortlichen Zuſtande 
ein Ende zu bereiten und das verlangte Hochquellenwaſſer der Spitalsver— 
waltung zur Verfügung zu ſtellen. Ich ſtelle nun folgende Anfrage: 

Iſt der Herr Bürgermeiſter bereit zu veranlaſſen, dass der 
löblichen Verwaltung des k. k. Eliſabeth-Krankenhauſes ſo viel 
Hochquellenwaſſer zur Verfügung geſtellt werde, als zu Genuss- und 
Operationszwecken nothwendig iſt, und dass die Waſſerabgabe ſofort 
zu erfolgen habe? 

Bice- Bürgermeifler Dr. Grübl: Wird in der nächſten 
Sitzung beantwortet werden. 

Schriftführer Gem.⸗RNath Mayer (liest): 

5. Interpellation des Gem.-Nathes K. J. Müller: 

Vor mehr als Jahresfriſt hat ſich der Gefertigte, im. Vereine mit gleich— 
geſinnten Herren Collegen erlaubt, im Plenum des Gemeinderathes einen 
Antrag einzubringen, welcher bezweckte, die Gemeinde ſolle Schlachthäuſer 
errichten auch für Kleinvieh; es wurde in demſelben auf die ſauitäre und 
ſittliche Frage nicht allein, ſoudern auch auf die finanzielle Seite, im Intereſſe 
der Gemeinde und der Bevölkerung hingewieſen. . n 

Mittlerweile hat ſich aber die Fleiſchſelcher-Compagnie etabliert, wodurch 
bewieſen iſt, daſs die Centraliſation des Schlachtens von Schweinen ganz gut 
möglich iſt und die Controle in ſanitätspolizeilicher Richtung bedeutend 
erleichtert wird. 5 N N ö 

Würde die Gemeinde auf meine Anregung eingegangeu ſein, ſo würden 
fo craſſe Fälle, wie ſolche durch die jüngſten Gerichtsverhandlungen bekannt 
wurden, nicht möglich ſein. | | 

Von einem Verſchulden des Marktamtes kann hier abſolut keine Rede 
ſein, wenn man weiß, welche Summe von Arbeitslaſt ſpeciell dieſem Amte 
aufgebürdet iſt, und man ferner weiß, wie gering der Perſonalſtand dieſes 
Amtes iſt, daher es dem Beamten unmöglich iſt, voll und ganz den an ihn 
geſtellten Anforderungen nachzukommen. N 

Ich ſtelle daher an den hochgeehrten Herrn Bürgermeiſter die ergebenſte 
Aufrage, 

ob er nicht geneigt iſt, auf meinen im Eingange erwähnten 
Antrag einzugehen und das Nöthige zur Erbauung von Schlacht— 
häuſern für Kleinvieh zu veranlaſſen. 
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Vice-Nürgermeiſter Dr. Grübl: Wird in der nächſten 
Sitzung beantwortet werden. 


Schriftführer Gem.⸗Nath Mayer (liest): 

6. Antrag des Gem.⸗Nathes K. J. Müller: 

Über einen von mir geſtellten Antrag: Die Tramway⸗Geſellſchaft möge 
verhalten werden, dem dringenden Bedürfniſſe der Bewohner des II. Bezirkes 
dadurch abzuhelfen, dafs die Linie Obere Augartenſtraße bis zur Wallenſtein— 
ſtraße verlängert werde; wurde mir von Seite des Herrn Bürgermeiſters nach 
geſtellter Interpellation geantwortet: „Die Tramway-Geſellſchaft könne hierauf 
nicht eingehen, ſie müſſe vorerſt das Maß der Anforderungen, welche an dieſelbe 
geſtellt werden, genau kennen“, mit anderen Worten, die Geſellſchaft will nichts 
thun und iſt der Meinung, daßs das Unternehmen nicht für die Bevölkerung 
da iſt, ſondern das Gegentheil. 

Es werden Fahrordnungen beſtimmt, Expertiſen abgehalten, Aufträge 
ertheilt, leider vergeblich; ein Mittel beſtünde wohl, welches im gewöhnlichen 
Leben wirkt, und das iſt die Concurrenz, jedoch infolge des traurigen Vertrages, 
welchen die Gemeinde mit der Tramwah-Geſellſchaft geſchloſſen hat, iſt die 
Geſellſchaft nicht verpflichtet, ein gleichwertiges Unternehmen neben ihren 
Geleiſen zu dulden, mit anderen Worten, ſie iſt die Herrin über die Straßen, 
in welchen ſie Geleiſe eingebettet hat. 

Wie jedoch die Tagesblätter vor kurzem berichteten, iſt von Seite der 
hohen Statthalterei an die Wiener Tramway-Geſellſchaft der Auftrag ertheilt 
worden, daſs dieſelbe einen Correſpondenzdienſt mit der Neuen Wiener Tram- 
way⸗Geſellſchaft einführen ſolle, für dieſen Auftrag iſt die Bevölkerung Seiner 
Excellenz dem Herrn Statthalter gewiſs dankbar, indem vorauszuſetzen iſt, 
daſs die Wiener Tramway⸗Geſellſchaft denſelben auch ausführt. 

Es iſt aber ein dringender Wunſch der Bevölkerung, wenn dieſer Auftrag 
in puncto des Correſpondenzdienſtes auch auf die Omnibus-Compagnie aus⸗ 
gedehnt werden würde, denn der Hauptverkehr iſt doch nach dem Centrum der 
Stadt und derſelbe wird doch nur durch das Verkehrsmittel des Omnibus 
vermittelt. 

Die Tramway ⸗Geſellſchaft ſtrebt wohl die Verbindung der Ringlinien 
durch die Innere Stadt an, aber nicht im Intereſſe der Bevölkerung, ſondern 
nur, um das einzige Concurrenzobject, den Omnibus, zu beſeitigen und alleiniger 
Dictator zu ſein. 

Auf Grund dieſes erlaube ich mir folgende Anträge zu ſtellen mit der 
Bitte, dajS dieſelbeu auch der hohen k. k. Statthalterei zur Kenntnis gebracht 
werden mögen. 


Der löbliche Gemeinderath beſchließe, es ſei 

1. die Tramway⸗Geſellſchaft zu verhalten, mit der Neuen 
Wiener Tramwah-⸗Geſellſchaft einen Peage- und Correſpondenz— 
verkehr; und 

2. mit der General⸗Omnibus⸗Geſellſchaft einen Correſpondenz⸗ 
dienſt einzugehen oder genöthigt werden, die Verbindung durch die 
Innere Stadt mit eigenen Omnibus zu bewerkſtelligen; 

3. es ſei der Omnibus⸗-Geſellſchaft geſtattet, die ſämmtlichen 
Linien, reſpective Routen der Tramway auf der ganze Ringſtraße 
mit ihren Wägen zu befahren, eventuell fer einem neuen Omnibus⸗ 
Unternehmen dies zu ermöglichen und zu geſtatten, daſs auch neue 
Linien, welche weder durch Tramway noch durch Omnibus be— 
fahren werden, von denſelben benützt werden dürfen. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Grübl: An den Stadtrath. 

Schriftführer Gem. -Rath Mayer (liest): 

7. Antrag des Gem. RNathes Dr. Rechansliy und 
Geuoſſen: 


Die Verhandlungen, welche im Gemeinderathe am 15. und 19. d. M. 
ſtattgefunden haben, haben ergeben, dafs über den Beſtand und Umfang des 
bezüglich der Functionsgebüren der Stadträthe gefajsten Gemeinderaths-Be— 
ſchluſſes dato. 5. Juni 1891 verſchiedene Auffaſſungen vorhanden find. Ins⸗ 
beſonders, was den Umfang desſelben anbelangt, verſtehen einige hartnäckig 
unter Diäten und Wagengebüren jeglichen Nebenbezug, während richtigerweiſe 
Diäten die nach dem Range des Beamten bemeſſenen Taggelder ſind und die 
Wagengebüren das Recht ausdrücken, ſich in Ausübung ſeines Amtes bei einer 
beſtimmten Entfernung eines Wagens zu bedienen, niemals aber unter dieſen 
beiden Ausdrücken Reiſe⸗ und Fahrtkoſten verſtanden werden und verſtanden 
werden können. 

Bei dieſer Verſchiedenheit der Meinungen erſcheint es nothwendig, ſolche 
Beſtimmungen zu treffen, welche nicht verſchiedener Auslegung unterworfen 
werden können und die ganze Frage außer Zweifel und Streit ſtellen. 


Wir beantragen daher: 

Der Stadtrath werde beauftragt, dem Gemeinderathe die zur 
Klarſtellung der Verhältniſſe zweckentſprechenden Vorſchläge zu 
erſtatten. 
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Schriftführer Gem.-Nath Mayer (liest): 
8. Antrag der Gem.⸗Näthe Dr. Vrockſch, Zweig und 
Genoſſen: 


Die Verordnung des Unterrichtsminiſteriums vom 27. Juni 1891 legt 
das Volksſchulgeſetz in einer Weiſe aus, dass bei Beſetzung der Lehrſtellen an 
Volks⸗ und Bürgerſchulen die männlichen Lehrkräfte gegenüber den weiblichen 
zurückgeſetzt werden, indem für die Lehr- und Leiterſtellen an Mädchenſchulen 
5 dienſtältere Lehrer mit beſter Qualification nicht präſentiert werden 
dürfen. 

Hiedurch würde ein Zurückdrängen der männlichen Lehrkräfte eingeleitet, 
das nicht wünſchenswert erſcheint. 

„Die männliche Lehrerſchaft iſt diesfalls beim Unterrichtsminiſterium vor— 
ſtellig geworden und die Gefertigten beantragen: 

Der löbliche Gemeinderath wolle dieſe Beſtrebungen der 
Lehrer in der geeigneten Weiſe unterſtützen. 

Vice Bürgermeiffer Dr. Grübl: Wird der geſchäfts⸗ 
ordnungsmäßigen Behandlung unterzogen. 

Schriftführer Gem.⸗Rath Mayer (liest): 

9. Antrag des Gem.⸗Nathes Brauneiß und Genoſſen: 

In der Pouthongaſſe im XIV. und XV. Bezirke, an der Seite gegen 
die Schmelz, iſt nur eine einzige Gaslaterne, es herrſcht daſelbſt eine ägyptiſche 
Finſternis. 

Am Ende der Gaſſe befindet ſich das Kloſter und die neue St. Antonius— 
Kirche, woſelbſt die Frühmeſſe ſchon in den erſten Morgenſtunden und der nach— 
mittägige Gottesdienſt erſt in den Abendſtunden ſtattfindet. 

In Berückſichtigung der Sicherheit der dortigen Bewohner und der 
e wäre es dringend geboten, die Beleuchtung dortſelbſt zu ver— 
mehren. 5 

Ich ſtelle daher den Antrag: 


Der löbliche Gemeinderath beſchließe, dafs am Ende der 
Pouthongaſſe, bei der St. Antoniuskirche, eine ganznächtige Gas— 
laterne eheſtens angebracht werde. 

Vice Vürgermeiſter Dr. Grübl: Wird der geſchäfts⸗ 
ordnungsmäßigen Behandlung unterzogen. 

Wir gelangen zur Tagesordnung. Ich erſuche zum Referate 
Herrn Gem.-Rath Boſchan. 

10. Referent Gem.-Rath Noſchan: Ich habe die Ehre, 
zu berichten zur Zahl 7560, Beilage Nr. 231, betreffend den 
Hauptvoranſchlag der Gemeinde Wien für das Jahr 1894. Den 
geehrten Herren iſt zugeſendet worden der Hauptvoranſchlag, 
ein Heft „Specialausweiſe“, der Bericht des Stadtrathes, ſowie 
eine Anzahl von Specialvorlagen. Nach dem Statute ſollte der 
Hauptvoranſchlag dem Gemeinderathe zwei Monate vor Beginn 
des betreffenden Jahres, das iſt anfangs November d. J., vor: 
gelegt werden. Ich habe alſo zunächſt die Aufgabe, darzuthun, 
aus welchen Gründen dies unmöglich war. Der Hauptvoranſchlag 
wurde in den Sitzungen des Magiſtrates vom 16., 17., 18., 19. 
und 21. October, alſo in fünf Sitzungen, berathen, und iſt am 
21. October an den Stadtrath gelangt. Der Stadtrath hat mir, 
wie in früheren Jahren, das Referat übertragen und ich habe mich 
bemüht, mit Aufgebot aller Kräfte den Abſchluſs fo ſchnell als 
möglich durchzuſtudieren. Die Maſſe des Materials iſt aber groß 
und umfangreich, und da ich bei Tage nicht ſehr viel Zeit habe, 
ſondern die Hauptarbeit bei Nacht verrichten musste, da es ferner 
unmöglich iſt, mehr als drei bis vier Stunden dieſer mit vieler 
Mühe verbundenen Arbeit, wobei das Leſen von ſo vielen Ziffern 
und Beilagen nothwendig iſt, zu widmen, war ich erſt in den 
erſten Tagen des November in der Lage, dem Stadtrathe die 
Anzeige zu machen, dafs ich bereit bin, zu referieren. Der Stadt— 
rath hat min feine erſte Sitzung, in welcher dieſer Gegenſtand zur 
Verhandlung kam, am 9. November abgehalten, war jedoch an 
der ununterbrochenen Fortſetzung der Berathung durch dringende 
und unaufſchiebliche Geſchäfte verhindert, fo dafs erſt nach 
einem Intervall von einigen Tagen die Berathung fortgeſetzt 
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und die Berathung im Stadtrathe am 14. December d. J. 
abgeſchloſſen werden und das Referat an den Gemeinderath gehen 
konnte. Die Herren werden ſich auch erinnern, daſs nach den Be— 
ſtimmungen des Statuts der Hauptvoranſchlag vierzehn Tage vor 
der Berathung im Plenum für jedermanns Einſicht im Hauſe 
aufliegen muſs, es mufſsten alſo auch dieſe vierzehn Tage abge— 
wartet werden. Aus dieſen Gründen war es in dieſem Jahre nicht 
möglich, rechtzeitig mit dem Elaborat an den Gemeinderath zu 
kommen. Hoffentlich wird dies in den nächſten Jahren dadurch, 
dass vielleicht von Seite der Buchhaltung der Voranſchlag etwas 
früher fertiggeſtellt wird, möglich ſein, denſelben rechtzeitig dem 
Gemeinderathe vorzulegen, dass wir endlich zu einer Ordnung 
kommen, und den Hauptvoranſchlag, wie es ſein ſollte, definitiv 
vor Abſchluſs des Jahres erledigen. Nachdem dies heuer aus den 
erwähnten Gründen nicht möglich war, ſo werde ich mich darauf 
beſchränken, da ich auf das Meritum der Sache nicht eingehe, 
bloß diejenigen Anträge zu ſtellen, welche ſich darauf beziehen, 
zunächſt zur Berathung dieſes Voranſchlages eine Commiſſion ein— 
zuſetzen, und um den weiteren ungeſtörten Fortgang der Geſchäfte 
nicht zu behindern, die Bedeckung ſowie die Ermächtigung zur 
Ausgabe der nothwendigen Gelder, welche der Haushalt erſordert, 
zu erbitten. 

Was den Hauptvoranſchlag — der Form nach — betrifft, 
ſo werden die Herren finden, wie ich auch in meinem Berichte 
dargethan habe, dafs ſich derſelbe von den Voranſchlägen früherer 
Jahre hauptſächlich dadurch unterſcheidet, daſs in dieſem Jahre 
viel größere Summen für außerordentliche Anlagen in demſelben 
enthalten ſind, insbeſondere ſpielt die Poſt der Waſſerleitung eine 
bedeutende Rolle. Es wäre daher nahegelegen, dieſe Poſten aus 
dem Budget auszuſcheiden; aus Gründen, die ich mir ebenfalls 
hier darzulegen erlaubte, hat es jedoch der Stadtrath für beſſer 
gefunden, das Elaborat wie. bisher in einem Stücke zu geben. 
Einige Umſtände, welche den Hauptvoranſchlag für das heurige 
Jahr ungünftig geſtaltet haben, find ebenfalls erwähnt, nämlich 
die Umſtände, dass im nächſten Jahre eine größere Summe unſerer 
Loſe zur Ausloſung kommt, und dafs ein bedeutender Betrag 
für die Einlöſung von Grundparcellen aus Anlass von Häuſer— 
bauten nothwendig werden wird. Dieſe Umſtände haben es 
herbeigeführt, daſs auch die currenten Theile dieſes Voranſchlages 
mit einem verhältnismäßig zwar nicht ſehr großen Abgang ab— 
ſchließen, von welchem zu hoffen ift, daſs er durch das Gebarungs— 
reſultat wieder aufgewogen werden wird. 

Die Anträge, welche geſtellt werden, umfaſſen vier Punkte: 

1. Den Hauptvoranſchlag der Gemeinde Wien pro 1894 mit 
den obgenannten Ziffern feſtzuſetzen. — Dieſer Antrag wird dem 
Gemeinderathe zur Beſchluſsfaſſung vorgelegt werden, wenn die 
Commiſſion, die zweifellos eingeſetzt werden wird, den Bericht an 
den Gemeinderath erſtattet haben wird. 

2. Die Anträge, welche der Stadtrath anläjslich dieſes 
Budgets ſtellt, zum Beſchluſſe zu erheben, wird ebenfalls Sache 
der Berathung ſein, wenn die Commiſſion mit ihrer Berathung 
fertig ſein wird. 

3. Ein Antrag, welcher, wie ich glaube, ſofort angenommen 
werden könnte, iſt folgender (liest): 

„Behufs Prüfung dieſes Voranſchlages ſei eine Commiſſion 
von 30, Mitgliedern aus dem Plenum des Gemeinderathes ein- 
zuſetzen.“ 
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Endlich 4. In der Vorausſicht — die heute zur vollſtändigen 
Gewissheit geworden iſt —, dafs die Beſchluſsfaſſung über den 
Hauptvoranſchlag in dieſen wenigen Tagen, welche uns vom neuen 
Jahre trennen, unmöglich erfolgen kann, wird der Antrag geſtellt: 

1. Die Gemeindeumlagen und ſtädtiſchen Steuern im bis⸗ 
herigen Ausmaße einzuheben, mit Ausnahme einer kleinen Ver— 
ſchiebung zwiſchen Schul- und Zinskreuzern, über welche ich die 
Ehre haben werde, Mittheilung zu machen, und 

2. (liest): „Bis Ende März 1894 ſind die bis zur Feſt⸗ 
ſtellung des Hauptvoranſchlages pro 1894 durch den Gemeinderath 
ſich ergebenden Auslagen nach Erfordernis und nach Maßgabe der 
in dieſem vom Stadtrathe vorgelegten Hauptvoranſchlage enthaltenen 
Poſitionen zu beſtreiten.“ 


Die Umlagen ſollen alſo in dem bisherigen Ausmaße ver— 
bleiben, und zwar ſämmtliche, welche hier verzeichnet ſind, mit 
einer einzigen Ausnahme, welche jedoch die betreffenden Steuer— 
zahler ziemlich kalt laſſen wird. Es ſoll nämlich die Schul— 
umlage um einen viertel Kreuzer per Zinsgulden erhöht und da— 
gegen die Zinskreuzer um denſelben Betrag herabgeſetzt werden. 
Die Gründe dieſer Verſchiebung, welche von Seite der Buchhaltung 
und des Magiſtrates beantragt, und vom Stadtrathe angenommen 
worden iſt, find diejenigen, dafs das Präliminar-Erfordernis für 
die Gruppe b, das ſind jene Auslagen, für welche die Gemeinde 
als Schulbezirk aufzukommen hat, und für welche ſie berechtigt iſt, 
eine eigene Umlage auszuſchreiben, welche 470.390 fl. ausmacht, 
während, wenn das bisherige Ausmaß der Bedeckung mit 4½ kr. 
beibehalten würde, die Bedeckung nur 3,960.000 fl., alſo um 
111.390 fl. weniger ausmachen würde. Das allein wäre noch kein 
Grund, die Schulumlagen auf Koſten der Zinskreuzer um dieſe 
Kleinigkeit zu erhöhen. Aber es iſt noch ein weiterer Umſtand vor— 
handen, dass der Bezirksſchulfond an die eigenen Gelder der Ge— 
meinde als Deficit aus den früheren Jahren einen Betrag von 
2,179.000 fl. ſchuldet und es doch wünſchenswert iſt, dass dieſe 
Schuld, welche ein wirkliches Activum der Gemeinde nicht bildet, 
nach und nach getilgt wird und zwar dadurch, dafs nicht der 
ganze Betrag, welcher als Schulumlage eingehoben wird, auf— 
gebraucht wird, und es würde alſo, wenn der Gemeinderath auf 
dieſen Antrag eingeht, ein Betrag von 110.000 fl. übrig bleiben, 
welcher von dieſer Schuld des Bezirksſchulfondes an die eigenen 
Gelder der Gemeinde in Abſchreibung kommen würde. 

Die Anträge, die ich mir hiemit zu ſtellen erlaube, nach— 
dem auf das Meritoriſche des Voranſchlages heute nicht eingegangen 
wird, beziehen ſich auf die Einhebung und Ausſchreibung: 

1. des Zinskreuzers im reducierten Ausmaße von 4½ kr. 
vom Mietzinsgulden; 

2. des ſtädtiſchen Zuſchlages von 21 Percent zur l. f. Haus⸗ 
zinsſteuer; 

3. des ſtädtiſchen Zuſchlages von 21 Percent zur l. f. Haus⸗ 
claſſenſteuer; 

4. des ſtädtiſchen Zuſchlages von 21 Percent zur Öpercentigen 
Steuer hauszinsſteuerfreier Gebäude; 

5. des ſtädtiſchen Zuſchlages von 21 Percent zur l. f. Grund⸗ 
ſteuer; 

6. des ſtädtiſchen Zuſchlages von 21 Percent zur l. f. Erwerb: 
ſteuer ſammt Staatszuſchlägen; 

7. des ſtädtiſchen Zuſchlages von 21 Percent zur l. f. Ein⸗ 
kommenſteuer ſammt Staatszuſchlägen; 
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8. des ſtädtiſchen Zuſchlages zur l. f. Verzehrungsſteuer 
und zwar: 

a) im Ausmaße von 30 Percent für ſämmtliche Artikel des Ver— 
zehrungsſteuer-Tarifes mit Ausnahme des Bieres, 
b) im Ausmaße von 100 Percent für Bier (Landesgeſetz vom 

19. December 1891, L.⸗G.⸗Bl. Nr. 58); 
keiten (Landesgeſetz vom 19. December 1891, L.-G.-Bl. Nr. 59); 

10. der Schulumlage im erhöhten Ausmaße von 4?/, kr. vom 
Zinsgulden; 

11. der Einquartierungsumlage im Ausmaße wie im Vor— 
jahre von ½ kr. vom Zinsgulden; 

12. der Vorſpannsumlage im bisherigen Betrage von 15 kr. 
für jedes Pferd. 

Weiters wird der Antrag geſtellt, den ich bereits früher er— 
wähnt habe, dass, nachdem ja die Geſchäfte der Gemeinde unmöglich 
ſtillſtehen können, die Ausgaben einſtweilen geſtattet werden, und 
zwar in der Weiſe, dafs die bis Ende März 1894 — das Wort 
„Ende“ iſt hier in der Druckſorte bedauerlicher Weiſe aus— 
geblieben —, beziehungsweiſe wenn die Feſtſtellung des Haupt⸗ 
voranſchlages zu einer früheren Zeit fertig ſein ſollte, bis zu 
dieſem Zeitpunkte ſich ergebenden Auslagen, und zwar einerſeits 
nach Erfordernis, andererſeits nach Maßgabe der in dieſem Haupt— 
voranſchlage enthaltenen Poſition zu beſtreiten ſind. Das iſt ſo zu 
verſtehen, dass ſelbſtverſtändlich die Competenzen des Magiſtrates, 
Stadtrathes und Gemeinderathes ſo wie bisher einzuhalten ſind. 

Ich erlaube mir, Ihnen dieſe Anträge zur Annahme zu 
empfehlen. 

Gem.-Nath Dr. Stern: Meine Herren! Aus der Vorlage 


und aus dem Vortrage des Herrn Referer" n entnehmen Sie, dafs 


die Bedeckung in allen einzelnen Poſitionen in gleicher Weiſe, wie 
ſie im Vorjahre ſtattfand, beantragt wird, nur mit einer Ausnahme, 
mit einer Verſchiebung. Es ſollen nämlich die 9¼ Zins- und 
Schulkreuzer, welche wir bisher als 4 / Zinskreuzer und 4½ 
Schulkreuzer erhoben haben, nunmehr umgekehrt werden, nämlich 
4½ kr. als Zinskreuzer und 4°/, fr. als Schulkreuzer, und es iſt 
Ihnen von Seite des Herrn Referenten eben gejagt worden, dafs 
dieſe Verſchiebung den Steuerträger, den ſie ja in keiner Weiſe 
mehr belaſtet, ziemlich kalt laſſen werde. Das iſt allerdings rück— 
ſichtlich der unmittelbaren Wirkung zuzugeben, denn ob der Steuer— 
träger 4/ Percent als Zinskreuzer und 4½ Percent als Schul— 
kreuzer bezahlt oder umgekehrt 4½ Percent als Zinskreuzer und 
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4 / Percent als Schulkreuzer, das bleibt für den Steuerträger 


gleichgiltig. Es wird dadurch ſeine Leiſtung in gar keiner Weiſe 
erhöht oder vermindert. Das iſt rückſichtlich der unmittelbaren 
Wirkung; anders aber ſtellt ſich die Sache dar, wenn wir in 
dieſelbe mehr eingehen. Thun wir das, ſo müſſen wir uns vor 


Augen halten, dass wir durch ungefähr zehn Jahre, und zwar bis 
zur Einverleibung der Vororte, nur 3 ¼ Schulkreuzer erhoben haben, 


daſs wir vor zwei Jahren beſchloſſen haben, dieſe 3 ¼ kr. Schul- 
umlage um ungefähr 40 Percent, nämlich auf 4½ kr. zu erhöhen, 
und dajs wir nun daran find, dieſe vor zwei Jahren beſchloſſene 
Schulumlage wieder neuerdings um einen viertel Kreuzer, das heißt 
mit Zugrundelegung eines Zinſes von 88 Millionen, um einen 
präliminierten Betrag von 220.000 fl. zu erhöhen. 

Wenn Sie nun das Budget des Jahres 1894 und den 
Rechnungsabſchluſs für 1892 ſich vor Augen halten und mit 
einander vergleichen, fo werden Sie finden, dass gar keiner der 
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einzelnen Gruppen eine ſolche Expanſivkraft zukommt, wie gerade 
dieſer Gruppe „Schulweſen“. Während im Rechnungsabſchluſſe 
vom Jahre 1892 das Schulbudget — und zwar, wenn wir auch 
die Auslagen für Schulbauten und Reparaturen der Schulgebäude 
hinzurechnen — mit 7˙2 Millionen ſich beziffert, wird es im 
Budget pro 1894 bereits unter Zurechnung der von mir an— 
geführten Poſten mit 9 Millionen, alſo nahezu um 2 Millionen 
höher beziffert. 

Und eine jener Gruppen in dem Schulbudget, welche gerade 
an dieſer Erhöhung in einem weſentlichen Maße participieren, iſt 
jene Gruppe der Auslagen, welche von der Stadt Wien als 
Schulbezirk aus dem ſogenannten Bezirksſchulfonde beſtritten wird, 


und welche im weſentlichen die Bezüge der Lehrperſonen in ſich 


ſchließt. Gerade in dieſem Punkte haben wir ſeit dem Jahre 1892, 
nachdem bereits mit dem 1. Jänner 1892 die durch das Landes 
geſez vom December 1891 beſtimmte Erhöhung der Bezüge der 
Lehrer eingetreten war, von Jahr zu Jahr eine Erhöhung um 
200.000 fl. pro Jahr (Hört! rechts), nämlich im Jahre 1893 
um 160.000 fl. und nunmehr im Jahre 1894 budgetmäßig um 
volle 200.000 fl. 


Ich erachte es heute nicht als meine Aufgabe, die einzelnen 
Poſten gerade dieſer Gruppe zu beſprechen, das eine aber drängt 
ſich mir auf, dass bei dieſer Gruppe jene Poſt, welche man als 
„Remunerationen“ bezeichnet, eine ganz bedeutende Ziffer, nämlich 
die Ziffer von 550.000 fl., im Budget pro 1894 repräſentiert 
(Hört! rechts), eine Ziffer, von der ich allerdings zugebe, daſs 
ſie zum beiweitem größten Theile — aber auch nur zu einem 
Theile — als durch das Geſetz vom Jahre 1891 vollkommen 
gerechtfertigt erſcheinen muss. j 

Nachdem heute noch nicht das Budget ſelbſt in Berathung 


ſteht, kann es nicht meine Aufgabe ſein, auf dieſe Gruppe ein— 


zugehen. Aber ich würde es für eine nicht kluge Taktik, für eine 


nicht kluge Politik ſeitens des Gemeinderathes erachten, wenn aus 
dem Grunde, dafs diesmal ein Betrag von ungefähr 100.000 fl. 


fehlt — wie uns bereits von Seite des Herrn Referenten geſagt 
wurde —, um die Gruppe, welche ich bereits früher bezeichnet 
habe, voll zu bedecken, der Gemeinderath ohneweiters eine 
Bedeckung mit 220.000 fl., alſo noch um 120.000 fl. mehr, be: 
ſchließen, und dadurch jener Schulinſtanz, welche über dieſes Geld 
zu verfügen berufen iſt, ſagen würde: „Seht Ihr, mit der 
größten Leichtigkeit kann ein ſolches Deficit ohneweiters gedeckt 
werden, ja, noch mehr — ¼ Schulkreuzer, und es find ſofort 
220.000 fl. oder ein noch höherer Betrag vorhanden, über den 
Ihr frei verfügen könnt.“ 

Von Seite des Herrn Referenten iſt geſagt worden: ja, es 
mufs einmal mit dem Bezirksſchulfond oder mit der Schuld, welche 
er an uns zu zahlen hat, mit den 2, 179.000 fl., Ordnung ge⸗ 
macht werden. 

Es ſoll der Bezirksſchulfond in die Lage geſetzt werden, an 


die Gemeinde Wien die Schuld, welche er im Laufe der Jahre 


contrahiert hat, zurückzuzahlen. Die Gemeinde iſt wahrlich nicht 
ein Gläubiger, welcher den Bezirksſchulfond zur Zurückzahlung 
dieſes Betrages von 2 Millionen drängt. Dieſe Schuld iſt ent— 
ſtanden im Laufe der Jahre und wird weiter ſo fortgeführt, wie 
es überhaupt heute fraglich erſcheint, ob denn dieſes Schuld- 
verhältnis noch irgendeine Bedeutung hat, nachdem das Gemeinde— 
gebiet und der Schulbezirk identiſch ſind. 
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Es iſt aber noch ein anderer Grund, weshalb ich ebenfalls 
gegen dieſe Verſchiebung zu ſprechen mir erlaube. Die Zinskreuzer, 
welche bis zum Jahre 1892 6 kr. betrugen, und welche ſeitdem 
auf 4?/, kr. ermäßigt wurden, ſollen noch weiter herabgeſetzt werden, 
auf 4% kr., herabgeſetzt allerdings, ohne dafs dadurch irgendeine 
Erleichterung des Zahlungspflichtigen herbeigeführt wird, denn der 
Viertelkreuzer wird bei einer anderen Poſt eben wieder gezahlt. 

Da habe ich nun das Bedenken, dass, wenn wir in ſolcher 
Weiſe mit der Herabſetzung der Zinskreuzer ohne Entlaſtung der 
Steuerträger vorgehen, wenn wir heute, nachdem wir die Zins— 
kreuzer bereits um 1'/, fr. herabgeſetzt haben und fie heute wieder 
um ¼ é kr. herabſetzen und im folgenden oder vielleicht im zweit— 
folgenden Jahre ſo weiter vorgehen, einmal die Erinnerung an 


die 6 Zinskreuzer auftauchen wird und die Gefahr oder wenigſtens 
die Beſorgnis vor der Gefahr ſich verbreiten würde, dafs wir | 


dann wieder vor einer Erhöhung der Zinskreuzer ſtehen. 

Dieſe beiden Umſtände bewegen mich, gegen die von Seite 
des Herrn Referenten beantragte Verſchiebung mich auszuſprechen. 
Wir haben durch zehn Jahre hindurch 6 Zinskreuzer und 3 ¼ Schul— 
kreuzer gezahlt, wir zahlen jetzt ſeit zwei oder drei Jahren 
43/, Zinskreuzer und 4½ Schulkreuzer; laſſen wir dieſes Ver— 
hältnis ganz ruhig ſo beſtehen, wie wir es vor zwei bis drei Jahren 
eingeführt haben, und rühren wir nicht an Dingen, welche einmal 
einen ruhigen Beſtand haben, rütteln wir nicht an denſelben, und 
geben wir keinen Anlals, dass ſich eine Beunruhigung in der 
Bevölkerung verbreite, indem wir in dem Verhältniſſe dieſer beiden 
Steuern eine Verſchiebung eintreten laſſen. Aus dieſem Grunde 
möchte ich Ihnen daher empfehlen, die übrigen Anträge des Herrn 
Referenten, welchen ich vollkommen beipflichte, anzunehmen, die 
Poſten 1 und 10 aber in der Weiſe zu ändern, daſs Sie beſchließen, 


es habe ſowohl bei den Zinskreuzern als auch bei den Schul- 
kreuzern bei der bisherigen Belaſtung zu bleiben, es ſeien nämlich 


die Zinskreuzer mit 4 / und die Schulkreuzer mit 4½ kr. zu 
belaſſen. Dieſe Anträge empfehle ich Ihnen zur Annahme. (Beifall 
rechts.) 

Gem.-Nath Dr. CLueger: Es fällt mir nicht ein, heute 
ſchon eine Budgetrede zu halten, denn es dreht ſich heute bloß um 
die Anträge 3 und 4, welche vom Stadtrathe dem Gemeinderathe 
unterbreitet wurden; über die Anträge 1 und 2 kann heute nicht 
geſprochen und abgeſtimmt werden, weil eben dieſe beiden Anträge 
den Gegenſtand der Berathung jener Commiſſion bilden ſollen, 
welche vom Stadtrathe beantragt wird. 

Ich kann mich daher auf wenige Erklärungen beſchränken. 
Ich und — wie ich hoffe — auch meine Parteigenoſſen werden 
gegen den Antrag 4 ſtimmen, und zwar aus folgenden Gründen: 
Eine jede Partei, welcher nicht der ihr gebürende Einfluſs auf die 
Verwaltung eingeräumt iſt, wird, wenn ſie auf Ehre etwas hält, 
nie für Umlagen eintreten und für Umlagen ſtimmen. 

Nun iſt unſere Partei, wie den Herren bekannt iſt, der ihr 
gebürende Einfluſfs auf die Verwaltung der Wiener Gemeinde 
nicht eingeräumt. (Ruf rechts: Wer ſagt denn das? — Ruf links: 
Wir ſagen es!) Wir find im Stadtrathe nur durch eine einzige 
Perſon vertreten und auch das anderweitige Entgegenkommen der 
Majorität iſt nicht jo beſchaffen, dafs wir uns mit demſelben zu— 
friedengeben könnten. So wird jetzt beantragt, dafs die Com— 
miſſion aus 30 Mitgliedern beſtehen ſoll, und während unſere 
Partei genau ein Drittel des Gemeinderathes ausmacht, wird uns 
nicht die Zahl von zehn Stellen concediert, ſondern nur ſieben 
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Stellen. Es wird alſo eine Beſchneidung auf unſerer Seite vor— 
genommen, deren Grund mir nicht recht bekannt iſt. 

Ich conſtatiere dies, damit die geehrten Herren der Majorität 
ſich nicht vielleicht nach außen hin damit breit machen, dafs fie 
unſerer Partei den nöthigen Einfluſs auf die Verwaltung der 
Stadt Wien einräumen, denn das iſt durchaus nicht der Fall. 

Aber abgeſehen davon, kann wenigſtens ich, wie ich es auch 
im Stadtrathe gethan habe, nicht für Umlagen ſtimmen, weil die 
Bewilligung von Umlagen immer eine Sache des Vertrauens iſt, 
des Vertrauens in jene Perſönlichkeit, welche durch das Votum 
des Gemeinderathes zur Führung der Gemeindeangelegenheiten 
beſtimmt wurde. (Sehr richtig! links.) Die Frage nun, ob wir 
zu dem derzeitigen Bürgermeiſter, d. h. zu jenem Manne, welchen 
Sie, meine Herren von der Majorität, zum Bürgermeiſter gewählt 
haben — um mich richtig auszudrücken — Vertrauen haben 
können, kann nicht nach der Zukunft beantwortet werden, ſondern 
ſelbſtverſtändlich nur nach der Vergangenheit, und wenn wir die 
Frage, ob wir zu dem Manne, den Sie, meine Herren, zum 
Bürgermeiſter gewählt haben, Vertrauen haben können, nach der 
Vergangenheit beantworten, fo mußs ich ſagen, dass wir zu dieſem 
Manne nicht das geringſte Vertrauen haben können, daſs wir 
vielmehr von dem tiefſten Miſstrauen gegenüber dieſer Perſönlichkeit 
erfüllt find (Sehr richtig! links), und ich glaube kaum, dafs jemals 
eine Oppoſition ein ſo begründetes Misstrauen gegenüber einer 
Perſönlichkeit hatte, wie es jenes Miſstrauen iſt, welches uns 
gegenüber dem Manne erfüllt, welchen Sie zum Bürgermeiſter der 
Stadt Wien gewählt haben. 

Wir ſagen, das tiefſte Misstrauen gegenüber dieſem Manne, 
weil, wie ich ſchon zu wiederholtenmalen geſagt habe, der betreffende 
Mann ſich Geſetzesverletzungen zuſchulden kommen ließ (Wider— 
ſpruch rechts; Rufe: Gewiſs! Richtig! links), und zwar einen 
Theil der Geſetzesverletzungen bewusst (Widerſpruch rechts), den 
anderen Theil, wie er angibt, irrthümlich. Ja, Ihnen mag es 
unangenehm ſein (Unruhe und Gelächter rechts; Zuſtimmung links), 
aber das muſs der Bevölkerung immer und immer wieder wieder— 
holt werden. (Gem.-Rath Frauenberger: Die alte Sauce!) 
Es iſt eine alte Geſchichte, doch bleibt ſie ewig neu. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Ich bitte, Herr Gemeinde— 
rath, den Vorwurf haben Sie bereits einmal erhoben und ich habe 
ihn auch ſchon zurückgewieſen. (Unruhe links; Gem.-Rath Steiner: 
Nur Geduld! Es wird noch ärger kommen!) Ich bitte um Ruhe. 
(Gem. ⸗Rath Hawranek: Den Frauenberger rufen zur 
Ruhe!) Daſs der Herr Bürgermeiſter bewusst Geſetze verletzt, 
kann ich nicht zugeben, das mufs ich zurückweiſen. Ich will zu- 
geben, daſs jeder Menſch irren kann (Gelächter links) ſolange 
er lebt und ſtrebt, aber daſs ein Bürgermeiſter bewuſst das Geſetz 
verletzt, ſpeciell der gegenwärtige, das kann ich nicht zugeben, das 
muss ich zurückweiſen. (Beifall rechts.) Ich möchte im übrigen 
bitten, ſich zu mäßigen; die Budgetdebatte wird ja kommen und 
wir werden dann Gelegenheit haben, alle einzelnen Poſten im 
Detail zu beſprechen, es handelt ſich heute mehr um etwas For— 
melles und ich glaube, wir könnten die Sache in Frieden und mit 
Mäßigung ganz leicht durchführen. 

Gem. Nath Dr. CTueger (fortfahrend): Ich wäre ſehr 
gerne bereit, die Angelegenheit im Frieden durchzuführen, aber 
zum Frieden gehören zwei, nämlich zwei, welche Frieden halten 
wollen. Solange die Majorität nichts anderes thut, als uns rück— 
ſichtslos bekriegen und unterdrücken, inſolange kann von einem 
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Frieden hier in dieſem Saale nicht die Rede ſein. (Beifall links.) 
Wenn Sie einmal gerecht ſein werden, wenn Sie uns einmal 
jenes Maß parlamentariſchen Wirkens zuerkennen werden, welches 
wir nach unſerer Zahl und nach unſerem Wiſſen verdienen, dann 
können Sie von Frieden ſprechen; ſolange Sie uns aber ungerecht 
behandeln, wird es hier Krieg geben. Da können Sie machen, 
was Sie wollen. 

Ich erkläre auch dem Herrn Vorſitzenden gegenüber, dafs ich 
ſehr ruhig geſprochen habe; ich habe nicht den geringſten Anlass 
gegeben zu irgendeiner leidenſchaftlichen Erregung; ich bin auch 
gewiſs ſelbſt nicht leidenſchaftlich. Ich werde aber doch nicht meine 
Rede fo einrichten, daſs ich das Wohlgefallen der Majorität erringe. 
(Heiterkeit links.) Wenn ich einmal auf dieſem Standpunkte ange— 
kommen ſein werde, dann werde ich doch gleich lieber Bürger— 
meiſter und beziehe dafür 24.000 fl. (Gelächter rechts.) Ich werde 
mich doch nicht mit einer anderen Rolle begnügen, wenn ich Ihr 
Führer würde. 

Ich habe geſagt, daſs der Mann, den Sie zum Bürgermeiſter 
gewählt haben, ſich Geſetzesverletzungen zuſchulden kommen ließ 
und werde das immer wiederholen, wenn die Frage des Vertrauens 
zur Sprache kommt. Dieſes Vertrauen iſt an der Tagesordnung. 
Weiters mufs ich bemerken, daſs der Mann, den Sie zum Bürger— 
meiſter gewählt haben, zu wiederholtenmalen die Unwahrheit vom 
Stuhle des Präſidiums aus geſagt hat. Aber, meine Herren, noch 
mehr! Es iſt nach den Erläſſen des Statthalters und insbeſondere 
nach dem Erlaſſe, mit welchem die Abſendung eines Regierungs— 
Commiſſärs begründet wurde, von Seite unſeres Collegen Herrn 
Gem.⸗Rath Gregorig ein Antrag geſtellt worden auf Vorlage 
der betreffenden Acten. Zu dieſem Antrage ſind wir, und zwar 
nach § 47 des Statutes, berechtigt, meine Herren! über dieſen 
Antrag iſt bis jetzt im Stadtrathe nicht referiert worden, noch 
viel weniger im Gemeinderathe. — Meine Herren! Man ſieht 
das Beſtreben, das Plenum des Gemeinderathes — und wir ſind 
auch ein Theil des Plenums — um die ihm nach dem Statute 
zukommenden Rechte zu bringen; ſonſt wäre über dieſen Antrag 
ſchon längſt im Stadtrathe referiert worden, es hätten ſchon längſt 
die Acten vorgelegt werden müſſen. In den betreffenden Statt- 
halterei-Erläffen wurde demjenigen Manne, den Sie zum Bürger- 
meiſter gewählt haben, zum Vorwurfe gemacht, dass er Inter— 
pellationen unrichtig beantworte. Wir haben die Vorlage der 
Acten verlangt, um zu wiſſen, wer im Rechte iſt, ob der Statt— 
halter oder der Mann, den Sie zum Bürgermeiſter gewählt haben. 
Dieſer Antrag iſt ein vollſtändig correcter und ſelbſt die Majorität 
ſollte ſich verpflichtet erachten, für dieſen Antrag und deſſen Durch— 
führung einzutreten, weil es nicht gleichgiltig ſein kann, wenn ein 
Statthalter einem Bürgermeiſter zum Vorwurfe wacht, dass er 
Interpellationen, d. h. Anfragen der Gemeinderäthe, unrichtig be— 
antwortet. Nun, in dieſem Vorgehen liegt meiner Überzeugung 
nach eine eclatante Verletzung des § 47. 

Sie werden es daher begreiflich finden, daſs wir unter gar 
keiner Bedingung für die Bewilligung von Umlagen eintreten. 
Noch mehr aber, meine Herren! 

Der Antrag 4 beſteht aus zwei Theilen. Im erſten Theile 
werden die Gemeindeumlagen beſtimmt, der zweite Theil lautet 
(liest): „Bis März 1894 ſind die bis zur Feſtſtellung des Haupt⸗ 
voranſchlages pro 1894 durch den Gemeinderath ſich ergebenden 
Auslagen nach Erfordernis und nach Maßgabe der in dieſem vom 
Stadtrathe vorgelegten Hauptvoranſchlage enthaltenen Poſitionen 
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zu beſtreiten.“ Ich habe bereits im Stadtrathe erklärt und erkläre 
es hier in öffentlicher Sitzung, dafs dieſer Antrag des Stadtrathes 
eine Verletzung des Geſetzes, eine Ungeſetzlichkeit iſt. 

Sie erlauben mir, dass ich dies mit einigen Worten begründe. 
Nach § 50 des Gemeindeſtatuts hat der Gemeinderath jährlich auf 
Grundlage der Inventarien und Rechnungen, dann der von den Bezirks— 
vorſtehern u. |. w. vorgelegten Vorſchläge, die Voranſchläge, die Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben der Gemeinde, ſowie ſämmtlicher unter der 
Gemeindeverwaltung ſtehender Fonde und Anſtalten in allen Ein— 
nahms- und Ausgabspoſten — merken Sie wohl: in allen Ein- 
nahms- und Ausgabspoſten — zu prüfen und für das nächſtfolgende 
Jahr feſtzuſtellen. Es iſt alſo durch das Gemeindeſtatut beſtimmt, 
daſs der Hauptvoranſchlag in allen einzelnen Theilen geprüft und 
feſtgeſtellt werde. Eine ſogenannte Generaldecharge kennt unſer 
Gemeindeſtatut nicht, das iſt vollſtändig ausgeſchloſſen. Sie 
können unter gar keiner Bedingung in Pa uſch und Bogen irgend— 
einen vorgelegten Hauptvoranſchlag zur Grundlage der Verwaltung 
machen, das dürfen Sie nicht, das iſt Ihnen nach dem Gemeinde— 
ſtatut verboten. Der Punkt b des Antrages 4 beabſichtigt dies 
aber, iſt daher eine eclatante Verletzung des Geſetzes. 


Meine Herren! Leſen Sie ſich übrigens § 50 durch und 
haben Sie die Güte, mir zu ſagen, ob eine geſetzliche Beſtimmung 
dieſes § 50 erfüllt worden iſt. Jeder Buchſtabe dieſes Paragraphen 
iſt verletzt worden — verletzt worden in der eclatanteſten Weiſe. 
Es iſt der Hauptvoranſchlag nicht zwei Monate früher vorgelegt 
worden, — es ſind nicht einmal die 14 Tage abgewartet worden, 
welche der Voranſchlag öffentlich aufliegen mufs; heute haben wir 
den 28., und am 14. iſt erſt die Berathung im Stadtrathe zu 
Ende gegangen: wie iſt es möglich, daſs da 14 Tage der Haupt- 
voranſchlag zur öffentlichen Einſicht aufgelegen iſt? Nicht möglich. 
Heute wäre erſt der vierzehnte Tag, dann dürfen Sie erſt morgen 
berathen und nicht heute. Und gut wäre es geweſen, wenn Sie 
morgen berathen hätten, wenigſtens wäre der Bürgermeiſter in der 
Lage, endlich einmal jenen Angriffen entgegenzutreten, die wir 
leider immer in ſeiner Abweſenheit gegen ihn richten müſſen. 

Nun, meine Herren, es iſt mit einem Worte das, was das 
Statut bezüglich des Hauptvoranſchlages vorſchreibt, vom erſten 
bis zum letzten Worte verletzt worden, es iſt dies aber ein Beweis, 
daſs entweder die Verwaltung eine ſolche iſt, welche zu nichts taugt, 
oder daßs das Geſetz ein ſchlechtes iſt. Entweder — oder, ein 
drittes gibt es nicht. Iſt das Geſetz gut, dann meine Herren, iſt 
die Verwaltung ſchlecht, denn dann mußs es ja möglich fein, den 
Termin einzuhalten, welcher im Geſetze ſteht. Iſt aber das Geſetz 
ſchlecht — nun, meine Herren, Sie ſind diejenigen, die das Geſetz 
gemacht haben, wenn auch nicht gerade Sie, ſo doch Ihre Führer, 
Sie find die Unſchuldigen (Gelächter links), Ihnen will ich gewiss 
keine Schuld geben. Nein, Ihre Führer haben es gemacht, ich will 
niemandem wehe thun. 

Aus dem, was ich geſagt habe, meine Herren, folgt klar und 
deutlich, dafs die Oppoſition ſich einer derartigen Geſetzesverletzung, 
wie ſie hier proponiert wird, nicht mitſchuldig machen darf; ſie 
überläſst die volle Verantwortung Ihnen, meine Herren von der 
Majorität, Sie haben ſie auch nach außen hin zu tragen, die volle 
Verantwortung für alles das, was geſchieht. 

Es iſt dieſer Vorgang, wie er in der Gemeinde beliebt wird, 
nur wieder eine neuerliche Beſtätigung einer Erfahrung, die man 
leider vielfach in Oſterreich macht. In Oſterreich exiſtieren Geſetze, 
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ja! aber Rechte, die gibt's in Oſterreich nicht. (Beifall und Hände- 
klatſchen links.) 

Referent: Meine Herren! Obwohl ich die Abſicht gehabt 
habe, erſt am Schluſſe der Debatte das Wort zu nehmen, ſo 
glaube ich doch, dass es vielleicht zur Abkürzung des ganzen Ver: 
fahrens beitragen wird, wenn ich meine Replik gleich erſtatte. 

Ich wende mich zuerſt gegen den erſten Herrn Vorredner 
bezüglich der Verſchiebung der Zins- und Schulkreuzer, eine Sache, 
die ja eigentlich von keiner erheblichen Wichtigkeit iſt, weil die 
Steuerträger davon nicht im geringſten berührt werden. Der Herr 


Vorredner begründet ſeinen Antrag, bei dem bisherigen Modus 


zu verbleiben, mit zwei Momenten, erſtens damit, dass er glaubt, 
daſs, wenn der Bezirksſchulfond möglichſt knapp gehalten wird, d. h., 
wenn ihm weniger bewilligt werden wird, als im Budget ſteht, 
vielleicht entweder eine Erſparnis im Schuldepar'ement eintreten 
wird oder wenigſtens keine weiteren Ausgaben gemacht werden, 
und zweitens mit der Beſorgnis, dass die Zinskreuzer erhöht 
werden. 

Was nun das erſte betrifft, ſo können Sie überzeugt ſein, 
dass, wenn ich die allergeringſte Hoffnung haben könnte, dafs, 
wenn der Bezirksſchulfond knapp gehalten wird, dort Erſparungen 
eintreten, ich der erſte wäre, der dafür eintreten würde. Das iſt 
aber gar nicht der Fall. Es iſt ganz einerlei, ob wir 4½ oder 4 kr. 
an Schulkreuzern dem Bezirksſchulfond zuweiſen. Die Ausgaben, 
welche auf geſetzlicher Baſis beruhen, werden unbedingt ganz die— 
ſelben bleiben. 

Die Buchhaltung war der Meinung, der auch ich mich an— 
geſchloſſen habe, daſs es unrichtig tft, wenn ein Fond, welcher 
einen integrierenden Beſtandtheil des Gemeindevermögens bildet, 
paſſiv verbleiben und der Gemeinde immerfort Geld ſchuldig 
bleiben ſoll und dajs es wünſchenswert iſt, davon nach und nach 
herunterzukommen. Das iſt wirklich nur eine buchhalteriſche Form— 
ſache, auf die kein beſonderes Gewicht gelegt zu werden braucht. 

Was nun weiters die Beſorgnis betrifft, dafs infolge dieſer 
Verſchiebung eine Erhöhung der Zinskreuzer eintreten könnte, fo 
glaube ich, dafs der geehrte Herr Vorredner ſelbſt dazu beigetragen 
hat, weil er dieſe Möglichkeit in den Vordergrund geſchoben hat. 
Aber ich kann Sie, meine Herren, verſichern, daßs die Beſorgnis 
vor der Erhöhung der Zinskreuzer ganz wo anders gelegen iſt, als 
in dieſer Verſchiebung. Eine ſolche Verſchiebung hat ja ſchon mehrere— 
male ſtattgefunden. 

Urſprünglich waren die Zinskreuzer mit 6 kr. und die Schul— 
umlagen mit 3'/, kr. bemeſſen. Die Schulauslagen find aber 
gewaltig geſtiegen und es iſt nöthig geweſen, dieſelben auf 4½ kr., 
und wie es ſich jetzt zeigt, ſogar auf 4°/, kr. zu erhöhen. Die 
Umlagen ſind aber im allgemeinen doch nicht erhöht worden, 
ſondern der Gemeinderath hat, ſo ſchwer es ihm auch angekommen 
iſt, um denſelben Betrag, als die Schulkreuzer erhöht werden 
muſsten, um die Bedürfniſſe des Bezirksſchulfondes zu decken, die 
Zinskreuzer herabgeſetzt, fo dass es ſich für die Steuerzahler gleich— 
geblieben iſt. 

Die Beſorgnis vor einer Erhöhung der Zinskreuzer wäre 
wohl dann gerechtfertigt, wenn der Gemeinderath aufhören — 
oder ſagen wir vielleicht, fortfahren würde, die Grundſätze der 
Sparſamkeit, welche ihn bisher geleitet haben, zu verlaſſen. An 
Ihnen, meine Herren, an dem Gemeinderathe ſelbſt ift es, dafs 
die Zinskreuzer nicht erhöht zu werden brauchen; wenn aber der 
Gemeinderath einzelnen Bedürfniſſen nachgeben würde, oder vielleicht 
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in dem Beſtreben, ſich bei einzelnen Wählerclaſſen beliebt zu 
machen, nachgiebig wäre und zuviel Ausgaben bewilligte oder 
vielleicht bei den Einnahmen, die er macht, Nachläſſe zugäbe oder 
anregen würde, dann wäre allerdings die Beſorgnis von einer 
Erhöhung von Zinskreuzern nicht ungerechtfertigt. Ich hoffe aber, 
daſs der geehrte Gemeinderath, namentlich wenn ſich eine fo große 
Anzahl, nämlich 30 Mitglieder, in das Studium dieſes Voranſchlages 
vertiefen werden, die unbedingte Nothwendigkeit erkennen wird, 
wirklich zu ſparen und — wie man hier in Wien zu ſagen pflegt 
— jeden Gulden dreimal anzuſchauen, bevor er ihn ausgibt. 
(Rufe links: Ja, das wäre nöthig!) 

Soviel über dieſe Angelegenheit, welche mir, wie geſagt, nicht 
von ſolcher Wichtigkeit zu ſein ſcheint, und wenn der Gemeinde— 
rath glaubt, dafs es in anderer Beziehung beſſer iſt, habe ich 
dagegen nicht viel einzuwenden, obwohl ich immerhin ſagen muß, 
dass ich es für richtiger halte, wenn man dem Bezirksſchulfond 
denjenigen Betrag zuweist, welcher ihm nach den vom Geſetze 
beſtimmten Auslagen gebürt. 

Was den zweiten Redner, den Herrn Dr. Lueger betrifft, iſt 
es ſchwer, ihm zu antworten. Dasjenige, was er geſagt hat, haben 
wir ſchon zu wiederholtenmalen gehört, es hat ſogar der Herr 
Vorſitzende geſagt, daſs man es mit einer Stampiglie erledigen 
könnte. 

Was nun den Parteieinfluſs betrifft, bin ich der Meinung, 
dass es in einer Körperſchaft, wie es der Gemeinderath von Wien 
iſt, nicht ſo zu halten iſt, wie z. B. im Reichsrathe, wo jede 
Partei ganz genau, ich möchte ſagen percentual, denjenigen 
Antheil an der Vertretung in den Commiſſionen hat, wie er ihrer 
Zahl entſpricht. Ich befinde mich da auf dem Boden einer Partei, 
welche in früheren Jahren im Gemeinderathe großen Einfluss 
hatte, des Reformclubs, deſſen oberſter Grundſatz war, dafs bei 
Wahlen in Commiſſionen, Sectionen und Ausſchüſſe niemals die 
Parteiſtellung, ſondern nur die Eignung der betreffenden Perſon 
zu dem zuzuweiſenden Amte in Rückſicht gezogen werden ſoll. 
Das halte ich für den richtigſten Grundſatz. Was ſoll es heißen, 
wenn im Gemeinderathe geſagt wird, ein Drittel müſſen von der 
und zwei Drittel von der anderen Partei ſein? Das geht nicht, 
ſondern, wenn eine Vereinbarung diesbezüglich ſtattfinden ſoll, 
müſſen in der Commiſſion die geeigneten Perſonen zuſammen— 
kommen, welche ein Verſtändnis für das Amt haben und nur ſo 
kann eine Commiſſion mit Erfolg die Vorberathungen pflegen und 
den Zweck erfüllen, den eine Vorcommiſſion haben ſoll. Die Commiſſion 
hat den Zweck, das Schwergewicht der Berathung des Voranſchlages, 
der viele tauſend Poſten hat und der naturgemäß im Plenum 
des Gemeinderathes nicht mit Ausführlichkeit behandelt werden 
kann, weil dazu wenigſtens ein halbes Jahr nothwendig wäre, in die 
Commiſſion zu verlegen, und wenn die Commiſſion über die 
Sache berathen hat, iſt zu hoffen, daſs die Berathung im Plenum 
etwas leichter und raſcher von ſtatten gehen werde, weil in der 
Commiſſion jede Partei ihre tüchtigſten Männer hat. In allen 
parlamentariſchen Körperſchaften liegt das Schwergewicht der Be— 
rathung ſolcher Elaborate, wie Rechnungsabſchlüſſe und Voran— 
ſchläge, in den Commiſſionen. 

Herr Dr. Lueger hat weiter noch gemeint, wenn er bei der 
Majorität wäre, würde er ſich mit keiner anderen Rolle, wie mit 
der des Bürgermeiſters begnügen. Ich will dieſer Beſcheidenheit 
nicht entgegentreten. Wie ich aber den verehrten Herrn Collegen 
kenne, würden wir, wenn er Bürgermeiſter wäre, das Schauſpiel 
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erleben, an welches wir Alteren uns noch erinnern, in welchem 


Neſtroy ſagt: „Jetzt möchte ich wiſſen, wer ſtärker iſt: Ich oder ich“. 
(Heiterkeit rechts.) Er würde ich ſelbſt Opposition machen. Er hat 
vom Dr. Felder, deſſen grimmigſter Gegner er war, nachdem er 
zehn Jahre nicht mehr hier iſt, geſagt, das war ein Urbild und der 
beſte Bürgermeiſter. Vielleicht, wenn eine Reihe von Jahren vor— 
übergeht und ein anderer am Bürgermeiſterſtuhle ſitzt, werden wir 
es noch erleben, daſs er ſagt: „Dr. Prix, das war ein Mann“. 
(Heiterkeit rechts.) Es iſt alles möglich. 

Nun komme ich auf einen zweiten Punkt. Herr Dr. Lueger 
ſagt uns, der § 4, Punkt 2, iſt eine Verletzung des Geſetzes. Nun, 
da möchte ich den geehrten Herrn Doctor fragen, ob er ſich denn 
nicht ſelbſt der Mitſchuld daran bewuſst iſt. Im Vorjahre hat der 
Gemeinderath ganz in derſelben Weiſe die Sache behandelt; warum 
hat der Führer der Oppoſition nicht aufmerkſam gemacht, dafs 
wir im Begriffe ſind, etwas Schreckliches, eine Geſetzesverletzung zu 
begehen? (Rufe links: Er war nicht da!) Wenn die Oppoſition 
auch nicht da war, jo iſt fie ſpäter wiederum gekommen und hätte 
dann darauf aufmerkſam machen können. Was will Herr Dr. Lueger 
mit feinem Antrage eigentlich bezwecken? Will er haben, dafs wir 
am 2. Jänner die Bude zuſperren und keine Beamtengehalte aus— 
zahlen? Das iſt ja doch nicht möglich. 

Nun wird der § 50 des Statuts ganz irrthümlicher Weiſe 
herangezogen. Es heißt allerdings im Paragraphen: „Der Vor— 
anſchlag iſt in den einzelnen Einnahms- und Ausgabspoſten zu 
prüfen“. Das iſt ganz richtig: er ſoll in den einzelnen Poſten 
geprüft werden. 

Aber, meine Herren, es ſteht doch dem Plenum des Gemeinde— 
rathes, das bei einer ſolchen Berathung ſouverän iſt, frei, einzelne 
Capitel en bloc anzunehmen, und es iſt doch nicht möglich, dass 
jeder einzelne Gemeinderath das Recht haben ſollte, die Verhandlung 
dadurch aufzuhalten, dass er über jeden einzelnen Gegenſtand drei 
Stunden lang ſpricht. Man kann doch dem Plenum einer Ver— 
ſammlung, ſei es nun der Gemeinderath, der Landtag oder der 
Reichsrath, abſolut nicht verwehren, dass es ſagt, es wolle einen 
gewiſſen Theil pauſchaliter — nicht in Bezug auf die Summen 
pauſchaliter — unter einem beſprechen und bewilligen. Wenn wir 
ſagen: bis Ende März 1894 ſollen die Auslagen, ſoweit ſich das 
Erfordernis einſtellt und ſoweit ſie im Voranſchlage enthalten ſind, 
pro rata temporis beſtritten werden, ſo liegt dies nach meinem 
Erachten vollkommen im Belieben des Gemeinderathes und ich 
glaube, das kann ihm niemand wehren. 

Soviel wollte ich einſtweilen als Entgegnung den beiden 
Rednern ſagen. 


Gem.-Nath Steiner: Zu Beginn meiner Thätigkeit, als ich 
das erſtemal die Ehre hatte, hier im Saale zu verkehren, hatte ich 
einmal Gelegenheit, mit dem verſtorbenen Vice-Bürgermeiſter 
Dr. Borſchke zu ſprechen. Ich hatte ihn einmal in meiner 
eigenen Art geſprochen und Vice-Bürgermeiſter Dr. Worſchke 
ſagte mir: Sie, Sie haben es nothwendig, ſo zu ſprechen, Sie 
müſſen noch viel lernen. 

Meine Herren! Ich habe mir Mühe gegeben zu lernen, hier 
im offenen Hauſe und hinter den Couliſſen, aber mein Reſultat 
ift, daſs ich ruhig ſagen kann: meine Überzeugung iſt diejenige, 
daſs 90 Percent der Mitglieder der liberalen Partei es mit der 
Bevölkerung überhaupt nicht ehrlich meinen. (Stürmiſcher Wider— 
ſpruch rechts. — Lebhafter Beifall und Händeklatſchen links.) 
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Vice-Würgermeiſter Dr. Grübl: Das iſt eine ſchwere Be⸗ 
leidigung. Ich mache Sie darauf aufmerkſam, Herr Gem.-Rath 
Steiner, dass, wenn Sie ſich noch einmal ſolcher Ausdrücke 
bedienen, ich Sie ausſchließen werde. Es iſt ganz und gar un— 
gerechtfertigt, ohne einen Anhaltspunkt eine ſolche Behauptung in 
die Luft hinauszuſchleudern und ich rufe Sie deshalb jetzt zur 
Ordnung. 


Gem.-Nath Steiner (fortfahrend): Der Herr Referent hat 
darauf hingewieſen, daſs jeder Gulden dreimal geprüft wird, bevor 
er ausgegeben wird. Darauf mußs ich einwenden, das iſt allerdings 
richtig, aber die Zuſammenſetzung des Budgets und das ganze, 
was uns vorliegt, kann doch niemanden, der ſich mit dem Studium 
desſelben befaſst, der die Verhältniſſe der Bevölkerung kennt, zur 
Überzeugung führen, daſs das, was im Budget enthalten iſt, auch 
ausgeführt wird. Ich weiſe Ihnen das ſofort nach aus meiner Er— 
fahrung, die ich in der kurzen Zeit, als ich das erſtemal in einer 
Commiſſſon thätig war, in der Commiſſion für den Rechnungs— 
abſchluſs pro 1892 geſchöpft habe. Was ſteht denn da in dem 
Budget? Bei den Schulbauten allein iſt um 600.000 fl. weniger 
ausgeführt worden als präliminiert war und ich verweiſe auf die 
Pflaſterungen. Und jo iſt es hier wiederum. Was Sie uns vor— 
legen, iſt ja nur Sand in die Augen. Und heuer heißt es wieder: 
„Ihr Vertreter der Vororte bekommt wieder ſo viel“, aber ausgeführt 
wird es nicht! Da möge der Herr Referent etwas vorſichtiger 
ſein. Ich werde bei dem Rechnungsabſchluſs pro 1893 und vielleicht, 
wenn ich noch das Glück habe, hier zu ſein, bei dem pro 1894 
darüber reden, was heute präliminiert und was nicht ausgeführt 
worden iſt. 

Wenn aber der Herr Vice-Bürgermeiſter glaubt, daſs wir die 
Geſetzesverletzung des Herrn Bürgermeiſters ruhen laſſen und meint, 
daſs das nur ein Irrthum jet und wenn der Herr Referent ander— 
ſeits meint, wir ſeien nicht im Reichsrath, jo muſßs ich fragen: 
ja, gilt denn das Gemeindeſtatut nicht ſo wie jedes andere Geſetz 
und mufs denn das Statut, welches vom n.-5. Landtag beſchloſſen 
und von Sr. Majeſtät ſanctioniert worden it, nicht auch vom 
Bürgermeiſter Dr. Prix hochgehalten werden? Wie iſt es denn 
möglich geweſen, meine Herren, daſs im vorigen Jahre in der 
Budgetdebatte Beſchlüſſe gefajst wurden, welche nicht geſetzlich 
waren, da dieſelben ja nicht mit der Majorität, welche vorgeſchrieben 
iſt, gefaſst wurden? 

Wie iſt es möglich geweſen, daſs im Stadtrathe Beſchlüſſe 
gefajst wurden, bei welchen elf Mitglieder anweſend waren, während 
nach dem Statute zwölf Mitglieder anweſend ſein muſsten? Wo 
iſt denn da die oberſte Staatsbehörde und iſt der Statthalter von 
Niederöſterreich nicht auch da, um den Bürgermeiſter Dr. Prix 
zu überwachen, dass er die Geſetze beobachtet? Ja, Herr Vice— 
Bürgermeiſter, das iſt eine Geſetzes verletzung, ich wiederhole dies. 
Es find wiederholt ſolche Beſchlüſſe gefaſst worden. Ich habe die 
Amtsblätter genau durchgeleſen und conſtatiert, daſs Sitzungen 


nicht beſchluſsfähig waren. Sind dieſe Beſchlüſſe annulliert worden? 


Bis heute nicht! Sind dieſe Stadtraths-Beſchlüſſe annulliert 
worden? Auch nicht. 

Nach 8 102 des Statuts hat aber Seine Excellenz der Herr 
Statthalter von Niederöſterreich das Recht, derartige Beſchlüſſe zu 
annullieren. Warum geſchieht dies nicht dem Herrn Bürgermeiſter 
Dr. Prix gegenüber? Gar nichts iſt bis jetzt geſchehen, ich wieder— 
hole das in allen Wählerverſammlungen und ſage es auch hier. 
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(Unruhe und Gelächter rechts. Gem.⸗Rath Dr. Geßmann ruft 
dazwiſchen.) 

Vice Nürgermeiſter Dr. Grübl: Herr Gem. Rath 
Dr. Geßmann, ich möchte Sie um Ruhe bitten, Sie ſchreien 
ja immer ſo, daſs Sie die ganze Verſammlung übertönen. Ich 
bitte Sie alſo, ſich zu mäßigen. (Gem.⸗Rath Hawranek: Da 
müſſen Sie auch Herrn Frauenberger ein bijächen mäßigen.) 

Gem.⸗Rath Steiner (fortfahrend): Was geſchieht denn mit 
den Anträgen, die hier geſtellt werden? Da ſagt man ruhig: „Geht 
an den Stadtrath.“ In einem halben oder ganzen Jahre bekommt 
man dann eine ſehr höfliche Zuſchrift aus dem Präſidialbureau, 
worin es heißt: „Euer Hochwohlgeboren werden hiemit verſtändigt, 
daſs über Ihren Antrag in der Sitzung des Stadtrathes vom jo 
und ſovielten referiert wurde.“ Jetzt weiß ich etwas, jetzt gehe ich 
in das Präſidialbureau und hole die Erlaubnis ein, ein derartiges 
Protokoll einzuſehen; in dem Protokolle ſteht aber nicht mehr als 
im Amtsblatte; da finde ich auch nicht, wie die Anträge erledigt 
wurden, ob ſie angenommen oder abgelehnt wurden. So geht es 
einem Gemeinderathe der Stadt Wien, wenn er ſich die Mühe 
gibt, die Anträge einzuſehen. Wie iſt es denn mit den Inter— 
pellationen? Man interpelliert; ſelbſtverſtändlich muſs der Herr 
Bürgermeiſter oder jener Herr, welcher die Geſchäfte führt, dieſe 
Interpellation an das betreffende Bezirksamt hinausgeben, und 
wenn nun der betreffende Beamte gerade der Schuldtragende iſt, 
ſo wird er ſich doch nicht in das eigene Fleiſch ſchneiden! Die 
Interpellation wird eben beantwortet und wird hier vorgeleſen, 
wie es eben beliebt. In der letzten Sitzung habe ich in Bezug auf 
die Straßen interpelliert — ich werde es aber nicht mehr thun, 
weil es zu lächerlich iſt —, der Punkt 2 dieſer Interpellation 
wurde gar nicht beantwortet; ich habe umſonſt auf das heutige 
Amtsblatt gewartet. Ich hatte beantragt, es möge die Verbindungs— 
ſtraße zwiſchen Sievering und Grinzing reguliert werden und ich 
kann Sie verſichern, es mufs der Verkehr dort eingeſtellt werden, 
ſo gefährlich iſt die Straße. 

Dieſer Punkt iſt aber gar nicht beantwortet worden, ſondern 
nur der erſte Punkt! Welche Rechte haben wir denn alſo? Lohnt 
es ſich denn der Mühe, überhaupt bei der Budgetberathung an— 
weſend zu ſein? In den Jahren 1892 und 1893 ſind von der 
Majorität und von der Minorität gelegentlich der Budgetberathung 
Anträge geſtellt worden — „Geht an den Stadtrath!“ Wo ſind 
denn dieſe Anträge heute! Ich verweiſe darauf, wichtige Anträge 
wurden geſtellt, z. B. der Antrag wegen Reorganiſierung des 
Marktweſens — in einer der letzten Sitzungen hat auch Gem. 
Rath Wünſch meinen Antrag bezüglich der freiwilligen Feuer— 
wehren unterſtützt, daſs ein Einvernehmen hergeſtellt werde — es 
ſind jetzt drei bis vier Wochen her; iſt darüber ſchon etwas be— 
ſtimmt oder berathen worden? Gar nichts iſt geſchehen, kein Menſch 
weiß davon. Wo iſt denn da das Präſidium? Wenn ſich die 
Herren nur ereifern, wenn jemand mit dem Expreſszuge nach Prag 
und ein anderer nach Krems fährt, das zählt für die Bevölkerung 
nichts, die will etwas ganz anderes. Da kommt man dann und 
Sagt: Das erfordert die Repräſentation! Nun, dieſe erfordert, dass 
es der Bevölkerung beſſer gehe, dass endlich etwas geſchieht im 
Intereſſe der Bevölkerung! 

Wenn Sie alſo von uns anläſslich der Budgetberathung ein 
Vertrauensvotum haben wollen, jo werden Sie es gewifs nicht 
bekommen; denn es kann doch kein vernünftiger Menſch in Wien 
(Unruhe; Gem.⸗Rath Frauenberger ruft 
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dazwiſchen; Gem.⸗Rath Hawranek: Thun Sie den Frauen— 


berger ein bijschen halten!) 

Wir werden ja Gelegenheit haben, bei der Budgetberathung 
nachzuweiſen — und da mag der Herr Statthalter im Landtage 
jagen, was er will, — das hundertpercentige Erhöhungen der 
Umlagen in den Vororten ſtattgefunden haben; heute iſt mir erſt 
ein Fall zur Kenntnis gekommen, wo jemand, der früher 10 fl. 
zahlte, jetzt 20 fl. zahlen muss, ohne jede weitere Verſtändigung, 
ohne dass hier darüber geſprochen worden iſt; ein ſolcher Fall 
kam vor und da wollen Sie dann ein Vertrauensvotum? 

Ich glaube, es iſt heute nicht die Zeit, wir werden ja Gelegenheit 
haben, bei der Debatte über das Budget uns gründlich auseinander— 
zuſetzen. Aber um eines mußs ich Sie bitten, damit die Budget— 
Commiſſion endlich weiß, welche Anträge geſtellt worden ſind, 
und damit ſie dieſelben würdigt, weil es Anträge gibt, welche 
ſpeciell vom Präſidium der geſchäftsordnungsmäßigen Behandlung 
nicht zugeführt wurden — ich führe meinen Antrag bezüglich des 
Flurſchutzes an — damit das geſchehe, damit die Budget-Com— 
miſſion verſtändigt iſt von allem, erlaube ich mir den Antrag zu 
stellen — ob Sie denſelben unterſtützen oder nicht, iſt Ihre Sache, 
aber ich glaube, daſs er im Intereſſe der Gemeinde gelegen iſt —, 
„der Gemeinderath wolle beſchließen, dafs alle Anträge, welche im 
Plenum des Gemeinderathes während der Budgetdebatte in den 
Jahren 1892 und 1893 geſtellt wurden und bis heute nicht erledigt 
worden ſind, der Budget-Commiſſion zugewieſen werden,“ damit 
dieſelbe Gelegenheit habe zu beurtheilen, ob die Anträge gerecht— 
fertigte und im Intereſſe der Bevölkerung gelegene ſind oder nicht, 
ob dieſelben von Seite des Budget-Referenten bekämpft werden, 
oder ob ſie aufgenommen und erledigt werden ſollen. Um Ihre 
Zuſtimmung und die Annahme dieſes Antrages bitte ich Sie. 
(Beifall links.) 

Gem.-Nath Dr. Iriedjung: Wir haben die Bilanz und 
Bedeckung des Haushaues der Stadt Wien heute vor uns. Sie 
iſt deswegen ſehr intereſſant, weil ſie in dieſer Form, in der ſie 
uns jetzt vorliegt, uns vermuthlich nicht mehr vorliegen wird. Denn 
es iſt Sehr wahrſcheinlich, dafs die Steuerreform im Verlaufe dieſes 
Jahres einen Fortſchritt machen wird, dafs erhebliche Anſätze, 
welche im Budget aufgeſtellt find, verändert werden müſſen. Es 
iſt zu hoffen, dafs endlich das große Werk der Steuerreform durch— 
geführt werden wird und dass dies — ich wünſche dies — auf 
die Finanzen der Stadt Wien einen günftigen Einfluss übe. 
Freilich muſs ich bemerken, daſs, wenn durch die Steuerreform 
wirklich die progreſſive Perſonal-Einkommenſteuer eingeführt wird, 
dadurch eine tiefgehende Wandlung hervorgerufen wird, über welche 
wir hoffentlich noch eingehenden Bericht in dieſem Hauſe erhalten 
werden, weil wir befürchten müſſen, dajs gewiſſe Einnahmsquellen 
der Stadt Wien entgehen. 

Meine Herren! Wenn die perſönliche Einkommenſteuer, wie 
fie im Vereine mit den andern Steuern von dem jetzigen Finanz— 
miniſter eingeführt wird, in der Form eingeführt wird, dafs dadurch 
die Erwerbſteuer herabgeſetzt wird, ſo würden naturgemäß die 
Zuſchläge, wenn ſie percentuell ſo hoch werden, wie ſie bisher 
geweſen ſind, geringer werden und dies könnte ein Ausfall ſein, 
gegen den die Stadt Wien in anderer Weiſe vorkehren mufs. 

Nach dieſen ſachlichen Bemerkungen, die ſich auf das Ver— 
hältnis der künftigen Perfonal-Einfommenftener zu dem jetzigen 
Budget der Stadt Wien beziehen, erlaube ich mir, einige Be— 
merkungen in Bezug auf die bisherigen Redner zu machen. 
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Ich habe vor allem dem unmittelbaren Herrn Vorredner 
gegenüber zu bemerken, dafs er gegen das Budget, gegen den 
Haushalt der Stadt Wien und gegen die Art des Vorgehens des 
Bürgermeiſters und Gemeinderathes einen Vorwurf erhebt, der 
eigentlich ein großes Lob iſt. Gem.-Rath Steiner macht uns 
den Vorwurf, daS wir nicht ſämmtliche Ausgaben, welche wir im 
Budget präliminieren, auch wirklich im betreffenden Jahre machen. 
Das, meine Herren, iſt kein Vorwurf. Unſer Budget hat den 
Charakter, daſs in dasſelbe alles aufgenommen werden ſoll, was 


wir auszugeben möglicherweiſe in die Lage kommen, und wir 


müſſen bei der Bedeckung dieſes Budgets uns die Mühe geben, 


hat nicht den Charakter eines Geſetzes, wie das öſterreichiſche 
Budget, welches ein Geſetz iſt, welches alſo ausgeführt werden 
mufs, welches der Finanzminiſter und alle übrigen Miniſter aus— 
führen müſſen in den einzelnen Beſtandtheilen, ſondern unſer 
Budget hat nur den Charakter einer Rechnung, die wir uns ſelbſt 
aufſtellen. 


Wenn wir nun im Verlaufe des Jahres Ausgaben nicht 


machen wollen, ſo liegt das in unſerer Hand. Es mußs aber alles 
vorgekehrt und bedeckt werden und es iſt infolge deſſen ein Ver— 
dienſt, wenn wir unſer Budget ſo herſtellen, dass es nicht über— 
ſchritten, ſondern unterſchritten wird. Damit iſt natürlich nicht 
entſchuldigt, wenn gewiſſe Ausgaben nicht gemacht werden, die 


gemacht werden ſollten. Wir haben es aber jedenfalls mit dieſer 
folgende Jahr feſtzuſtellen. Obwohl alſo im alten Gemeindeſtatute 


vorſichtigen Art der Budgetierung dahin gebracht, dass wir einen 
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verhältnismäßig günſtigen Finanzzuſtand haben. Wir haben für 1893 


ein Deficit von 57¼ Millionen Gulden veranſchlagt und haben 


geglaubt, daſs wir dieſe 57¼ Millionen aus den aus dem neuen 
Anlehen fließenden Geldern werden beſtreiten müſſen. Wir mufsten 
jedoch von den Wertpapieren der Stadt nur eine Million ver— 
kaufen — jene Million, welche zu einer ſo großen Debatte in 
dieſem Saale geführt hat —, ſonſt ſind wir ausgekommen. Demnach 
war die Geſammtgebarung des Jahres 1893 bedeutend beſſer als 
der Voranſchlag, indem wir nur eine Million herausnehmen 
mujsten außer jenen Beträgen, die aus den Caſſabeſtänden ent: 
nommen wurden, nämlich 700.000 fl., welche ſich dadurch ergeben, 
wenn man den Caſſenbeſtand vom 31. December 1892 mit dem 
Caſſenbeſtande vom heutigen Tage vergleicht. Wir haben ſomit 
bloß 1,700.000 fl. aus dem Vermögen der Stadt Wien nehmen 
müſſen, während wir geglaubt haben, dajs wir 5'/, Millionen 
würden herausnehmen müſſen. Wir haben alſo einen bedeutend 
beſſeren Stand der Finanzen, als wir vorausgeſetzt haben. Jene 
Million, welche wir aus den Wertpapieren genommen haben, und 
jene 700.000 fl., welche wir den Caſſenbeſtänden entnommen 
haben, repräſentieren genau die Ausgabe für die neue Waſſer— 
leitung im Betrage von 1, 700.000 fl., welcher Betrag in der 
Vorlage des Magiſtrates als derjenige angegeben iſt, welcher 
vorausſichtlich in dieſem Jahre hiefür ausgegeben werden würde. 
Wir haben alſo aus dem Vermögen der Stadt 1,700.000 fl. 
herausgenommen für die neue Hochquellenleitung, bezüglich aller 
anderen Poſten haben ſich die Einnahmen und Ausgaben bilanciert. 
Infolge deſſen iſt der Stand der Finanzen der Stadt Wien ein 
guter und das müſſen wir um ſo nachdrücklicher gerade heute 
hervorheben, als wir im Verlaufe des nächſten Jahres zu einer 
Anleihe ſchreiten müſſen und weil es geradezu eine patriotiſche 
Pflicht iſt, auf dieſen günſtigen Stand hinzuweiſen. Eine Unwahrheit 
dürfen wir nicht ſagen, wenn wir an den Geldmarkt herantreten 
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und Geld aufnehmen. Wir dürfen nichts von den Finanzen der 
Stadt Wien verſchleiern. Aber der günſtige Umſtand, dafs die 
1,700.000 fl. ſich nur auf die Auslagen für die Waſſerleitung 
beziehen und alle übrigen Einnahmen und Ausgaben des Jahres 
fi) bilanciert haben, iſt für den Geldmarkt jedenfalls eine Bürg— 
ſchaft dafür, daſs die Stadt Wien creditfähig und creditkräftig iſt 
und das Recht hat zu verlangen, dass der Geldmarkt ihr dieſes 
Anlehen, welches fie machen mußs, zu einem günſtigen Courſe 
wirklich bewillige. 

Dies, meine Herren, habe ich ſachlich zu erwidern gehabt auf 


die großen Redensarten, wie ſchlecht und abſcheulich eigentlich von 
für alle möglichen Ausgaben vorzuſorgen. Unſer Ausgabs⸗Budget 


dem Stadtrathe und dem Gemeinderathe vorgegangen wird. Nun 
komme ich zu den Vorwürfen, welche der Führer der Oppoſition 
uns in Bezug auf die Ungeſetzlichkeit unſeres Vorgehens gemacht 
hat. Der Führer der Oppoſition wirft uns vor, daßs wir das, 
wie er ſagt, von uns oder unſeren Führern geſchaffene Geſetz 
verletzt haben. Ich hätte nur gewünſcht, dass der Führer der 
Oppoſition etwas gründlicher ſei, und daſs, wenn er behauptet, 
daſs der Paragraph, den er citiert hat, jetzt im neuen Gemeinde— 
ſtatute geſchaffen worden iſt, dies auch auf Wahrheit beruhen 
würde. Thatſächlich aber ſind dieſelben Satz- und Geſetzeswendungen 
auch in dem alten Gemeindeſtatute enthalten. Ich verweiſe darauf, 
daſs § 84 des alten Gemeindeſtatutes ganz genau fo wie das 
jetzige auch dem früheren Gemeinderathe vorſchrieb, in allen Ein— 
nahms⸗ und Ausgabspoſten alles zu prüfen und für das nächſt— 


ganz derſelbe Paſſus enthalten war, hat Herr Dr. Lueger an 
die früheren Bürgermeiſter in den 15 früheren Jahren, da er im 
Gemeinderathe anweſend war, nie dieſelbe Forderung geſtellt, und 
auf einmal wird an uns dieſe Forderung geſtellt. Es ſind hier 
nur zwei Dinge möglich: entweder hat Herr Dr. Lu eger gleich— 
falls das Geſetz verletzt, indem er ſich nicht rührte, als es eben 
verletzt wurde, oder Dr. Lueger ſieht jetzt mit einer ſchärferen 
Brille, mit der Brille des Haſſes, der immer größer wird. Man 
hat ja nur die Wahl, anzunehmen, das er das nicht wiſſen wollte, 
oder dass er es für klug gehalten hatte, zu ſchweigen. Wenn ich 
eine Geſetzesverletzung conſtruieren wollte, würde ich dieſelbe gleich- 
falls aus ſeinem Vorgehen conſtruieren können. Sie ſehen, wie 
nichtig die juriſtiſchen Argumente ſind, die Herr Dr. Lueger 
anführt. Aber freilich, er hat ein fo beneidenswertes Selbſtbewuſst— 
fein, daſs er glaubt, daſs er aller Welt imponieren muſßs. 

Ich beneide Herrn Dr. Lueger um feine der fonft bedeu— 
tenden Gaben, die ich an ihm anerkenne, ich beneide ihn keines— 
wegs um ſeine Beredſamkeit, auch nicht um die Sachkenntnis, die 
er in communalen Angelegenheiten entwickelt, aber das, warum 
ich ihn beneide, weshalb ich ihn glücklich halte, iſt ſein Selbſt— 
vertrauen. Er glaubt, daſs wenn er Mitglied der Mehrheit wäre, 
wir ihn unbedingt zum Bürgermeiſter hätten wählen müſſen. 

Sehen Sie, meine Herren, da erinnere ich mich an den Aus— 
ſpruch eines geiſtreichen franzöſiſchen Schriftſtellers, der einmal 
von einem politiſchen Gegner, der dasſelbe Selbſtvertrauen gehabt 
hat, wie es Herr Dr. Lueger entwickelt, geſagt hat: „Wenn 
man den Mann ſo theuer kaufen könnte, als er wert iſt, und ſo 
thener verkaufen köunte, als er ſich einbildet, wert zu ſein, jo 
könnte man mit ihm ein ſehr vortreffliches Geſchäft machen.“ 
(Sehr gut! rechts.) Alſo dieſes beneidenswerte Selbſtvertrauen 
des Herrn Dr. Lueger hat ihn dazu geführt, zu glauben, daſs, 
als er im Jahre 1881 ſich der liberalen Partei näherte, er dadurch 
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unbedingt ſeine Wahl zum Bürgermeiſter herbeiführen würde, und 
die Täuſchung, der er ſich damals ausgeſetzt hat, hat dazu geführt, 
dass er ſich von der liberalen Partei getrennt hat. 

So ernſt, meine Herren, ſind die Einwendungen zu nehmen, 
die von jener (linken) Seite erhoben werden. Es iſt uns geſagt 
worden, dass wir die Verantwortung nicht tragen können, welche 
wir übernehmen, wenn wir das beſchließen, was uns der Stadt— 
rath vorſchlägt, aber es hat ſich gezeigt, das es auf Grund des 
alten Statutes durch 15 Jahre ſo gehandhabt worden iſt, wie 
es heute gehandhabt wird, und ich glaube, dafs wir mit ruhigem 
Gewiſſen den Beſchluſs faſſen können, den uns der Stadtrath 
vorſchlägt. 

Ich empfehle Ihnen daher, die Anträge des Stadtrathes an— 
zunehmen. (Bravo! Bravo! rechts.) 


Gem.-Nath Värtl: Ich hätte auch gewünſcht, daſs uns 


früher über den Nechnungsabſchluſs pro 1892 referirt wird, ehe 
uns der Voranſchlag für das Jahr 1894 vorgelegt würde. Es 
wäre jedenfalls entſchieden beſſer geweſen. Ich glaube, daſs es 
kein Parlament und keinen Wirtſchafts-Vertretungskörper gibt, der 
den Voranſchlag für das Jahr 1894 vorlegt, bevor der Rechnungs⸗ 
abſchluſs pro 1892 geprüft und genehmigt wurde. 

Nun, meine Herren, habe ich betreffs dieſer Verſchiebung 
mir das Wort erbeten, und zwar ſehe ich keinen zwingenden 
Grund dafür, dafs die Zinskreuzer um ¼ kr. vermindert und die 
Schulumlagen um ¼ kr. erhöht werden. Es macht das böfes 
Blut und zwingende Gründe ſind dafür nicht vorhanden. Es iſt 
jedenfalls eine höhere Einnahme vorhanden, wenn es ſich auch ſchwer 
annehmen lässt, da wir es heute mit einem größeren Bezirke zu 
thun haben als früher. Und wer mußs zu dieſer höheren Einnahme 
beitragen? Die kleinen Parteien und die kleinen Hausbeſitzer. Ich 
ſpreche nicht allein aus mir; aus mir ſprechen auch meine Wähler, 
unter denen es viele kleine Hauseigenthümer gibt, die mir geſagt 
haben — die Verſchiebung iſt ja bekannt und auch ſchon in den 
Zeitungen iſt davon geſtanden —, dass die ganze Verſchiebung 
darauf hinauslaufen wird, daſs die kleinen Hauseigenthümer werden 
mehr zahlen müſſen. Das ſoll nicht ſtattfinden, und der erſte Herr 
Sprecher hat in dieſer Beziehung recht gehabt, als er ſagte, es 
ſei dieſe Verſchiebung nicht nothwendig und nur geeignet, Auf 
regung und Verdruſss hervorzurufen. (Rufe rechts: Das iſt nicht 
möglich!) Wenn man mir zuruft, dass das nicht möglich iſt, fo 
frage ich Sie, warum man dieſe Verſchiebung vorgenommen hat. 
Die größeren Hauseigenthümer können leicht etwas mehr zahlen, ſie 
haben größere Wohnungen ꝛc., aber der kleinere mußs berückſichtigt 
werden, dafür trete ich ein. 

Ich ſehe nicht ein, welcher zwingende Grund vorhanden iſt, 
dieſe Verſchiebung vorzunehmen. In früheren Jahren war es 
anders, da hatte man 4°/, Percent Zinskreuzer und 4½ Percent 
Schulkreuzer; laſſen wir es dabei. Ich gebe dem erſten Herrn 
Sprecher vollkommen recht und hoffe, die Herren werden ſeine 
Anträge annehmen. 

Gem.-Rath Frauenberger (zur Geſchäftsordnung): Ich 
glaube in Ihrem Sinne zu handeln, wenn ich mir erlaube, den 
Schluss der Debatte zu beantragen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Die Herren, welche 
Schluss der Debatte annehmen, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) 
Es iſt die Majorität, angenommen. 

Es haben noch das Wort die Herren Gem.⸗Räthe Dr. 
Nechausky, Dr. Geßmann, Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter, 
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Noske, Steiner, Gräf, Dr. Lueger, Hipp, Dr. Fried⸗ 
jung, Hawranek. 

Gem.-Nath Frauenberger (zur Geſchäftsordnung): Ich 
beantrage die Wahl von Generalrednern. (Widerſpruch links.) 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Grübl: Die Herren, welche mit 
dem Antrage auf Wahl von Generalrednern einverſtanden find, 
wollen die Hand erheben. (Nach einer Pauſe:) Es iſt die Minorität. 

Gem.-Nath Dr. Nehansky: Meine Herren! Ich habe 
mich zum Worte gemeldet, um hauptſächlich auf die juriſtiſche 
Frage zu reflectieren, welche im Laufe der Debatte aufgeworfen 
worden iſt. Ich könnte in dieſer Richtung eigentlich auf das Wort 
verzichten, weil die richtigen Geſichtspunkte ſchon von den Herren 
Vorrednern entwickelt worden ſind. Nur auf eines möchte ich dennoch 
aufmerkſam machen, und zwar auf den Uſus, der bisher geherrſcht 
hat. Es könnte wirklich erſcheinen, als wenn etwas ganz Neues 
diesmal zur Anwendung gebracht wird, indem eine Art Proviſorium 
geſchaffen wird, obzwar vielleicht das Wort „Proviſorium“ nicht 
das richtige Wort dafür iſt. Ich habe, ſoweit ich die Protokolle 
beſitze, zu Hauſe in meiner Bücherei nachgeſehen, was in der Zeit 
geſchehen iſt, in welcher ich die Ehre habe, dem Gemeinderathe 
anzugehören und da habe ich gefunden, dass mit Ausnahme eines 
einzigen Jahres immer ähnliche Beſchlüſſe gefaſst worden find, 
und zwar im Jahre 1889 über Antrag des Gem.-Rathes Bärtl, 
der damals beantragt hat, der Bürgermeiſter ſei zu ermächtigen, 
die Auslagen, welche nothwendig ſind bis zur Erledigung des 
Hauptvoranſchlages, zu machen. Ein gleicher Beſchluſs iſt im 
nächſten Jahre gefaſst worden; nur im Jahre 1891 iſt das Budget 
rechtzeitig erledigt worden, das dürfte auch noch in der Erinnerung 
der Herren ſein. Es iſt nämlich damals der Übergang in die neue 
Verwaltung vor der Thüre geſtanden und da hat man geſagt, mit 
dieſem Budget werden wir uns nicht viel beſchäftigen. Es iſt das 
Budget Mitte December vorgelegt und in wenigen Sitzungen mit 
einer ganz unweſentlichen Debatte erledigt worden; alſo dieſes 
Budget iſt, ohne daßs es einer Budget-Commiſſion zugewieſen 
worden iſt, ohne daſs eine beſondere Debatte darüber ſtattgefunden 
hat, noch vor Beginn des Rechnungsjahres erledigt worden. (Gem. 
Rath Dr. Lueger: Das iſt unmöglich, es iſt eine Budget— 
Commiſſion gewählt worden!) Nein, es iſt keine Budget-Commiſſion 
pro 1891 gewählt worden, ich habe es heute im Protokolle nach— 
geſchaut; das Budget iſt, ohne dass eine Budget-Commiſſion gewählt 
worden iſt, angenommen worden; ich bitte, in den Protokollen 
nachzuleſen. 

Im Jahre 1893 nun iſt bezüglich der Auslagen kein Antrag 
geſtellt worden, da war die Form der Erledigung, daßs beantragt 
wurde, eine Budget⸗Commiſſion zu wählen; es iſt proviſoriſch die 
Bedeckung bewilligt worden, bezüglich der Auslagen aber hat man 
geſchwiegen. Nun, es iſt richtig, daſs zwiſchen dem alten und neuen 
Statut der Unterſchied beſteht, daſs es im alten Statut keinen 
Stadtrath gegeben hat; früher hat man den Bürgermeiſter er— 
mächtigt, dieſe Auslagen zu machen — meines Erachtens auch nicht 
in ganz richtiger Weiſe —, denn man ſtellt ſich immer den Bürger— 
meiſter vor wie einen Miniſter; heute hat ja auch der Führer der 
Oppoſition ſo geſprochen, als wenn die Bewilligung des Budgets 
ein Vertrauensvotum gegenüber dem Bürgermeiſter oder gar für 
die Majorität wäre. Das iſt meines Erachtens eine ganz irrige 
Anſchauung, in die er ſich vielleicht dadurch hineingeredet hat, dafs 
er eine ſo reiche parlamentariſche Thätigkeit entwickelt. Aber wir 
ſind kein Parlament, ſondern wir ſind ein Verwaltungskörper und 
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wir bewilligen dem Bürgermeiſter gar nichts. Es müſſen ja die 
einzelnen Poſten, wenn ſie nach dem Statut überhaupt in den 
Gemeinderath zu kommen haben, wieder im Gemeinderathe erſt 
beſchloſſen werden. 

Es iſt ja das nur ein Bild: wie viel werden wir im nächſten 


Jahre beiläufig brauchen, daher: wie viel müſſen wir einnehmen, 


damit wir auskommen? Das werden wir machen müſſen, das ſteht 
vor der Thür, das iſt wahrſcheinlich, das muß gemacht werden; 
das müſſen wir alles im Präliminare berückſichtigen, das wird 
ſo viel koſten nach den Erfahrungen, die wir gemacht haben, ergo 
brauchen wir ſo viel Geld, und wir werden damit auskommen. 


Das iſt das Budget, das wir uns ſelbſt machen, der Plan, wie 


wir im nächſten Jahre verwalten werden, was wir ausgeben und 
was wir einnehmen können; ähnlich wie jeder Unternehmer es 
macht, und wir ſtehen da einer Unternehmungs-F-Geſellſchaft viel 
näher, als dem Staat. (Rufe links: Sie ja! — Gelächter links.) 
Daher iſt es auch eine gewiſſe naive Auffaſſung des Herrn Gem. 
Rathes Steiner, wenn er ſagt, wir ſind unehrlich, wenn wir 
etwas ins Budget hineinnehmen, was nicht ausgeführt wird. Das 
iſt keine Unehrlichkeit. 

Wenn die begründete Annahme beſtanden hat, dass etwas im 
nächſten Jahre gemacht werden kann, oder wenn ſich auch nur 
herausgeſtellt hat, daſs etwas gemacht werden ſoll, jo muſste es 
ehrlicherweiſe ins Budget hineingenommen werden. Wenn dann 
Verhältniſſe gekommen ſind, welche die Ausführung verhindert 
haben, vielleicht, weil bei der Pflaſterung noch nicht das gehörige 
Materiale die Steine, vorhanden war, oder vielleicht, dass eine 
Schule nicht gebaut wird, weil wir den Platz nicht bekommen 
haben, welchen wir erwartet haben, ſo iſt das doch keine Unehr— 
lichkeit. Ich muſs da wirklich ſagen, daſs College Steiner mehr 
Naivetät als Böswilligkeit entwickelt hat, wenn er geſagt hat, 
daſs wir unehrlich vorgehen. 

Das möchte ich ihm übrigens bei dieſer Gelegenheit ſagen, 
er ſoll ſich nicht zum Cenſor über unſere Ehrlichkeit aufwerfen. 
(Bravo! Bravo! rechts.) Ich glaube, in der Ehrlichkeit kann ich 
und können alle Mitglieder der Majorität es vollkommen mit dem 
Herrn Collegen Steiner aufnehmen. (Beifall rechts.) Einen 
ſolchen Vorwurf können wir durchaus nicht entgegennehmen. Wenn 
wir auch, wie ich ſchon oft wiederholt habe, die wirtſchaftlichen und 
politiſchen Differenzen vollkommen gelten laſſen — das dulde ich 
nie, daſs uns vorgeworfen wird, dass wir unehrlich find, daſs wir 
irgendetwas abſichtlich thun, was der Bevölkerung ſchadet. (Gem. 
Rath Steiner: Wahlreform!) Man kann ſich mit ſeiner Anſchauung 
im Irrthum befinden; darüber richtet die Geſchichte, aber nicht 
Herr College Steiner, wer recht hat. Aber in Bezug auf die 
Ehrlichkeit laſſe ich mir vom Herrn Collegen Steiner keine 
Vorleſung halten, das erkläre ich ein- für allemal. 

Und das eine mufs auch bemerkt werden — ich kann darüber 
nicht vollſtändig hinausgehen —, Herr Gem.-Rath Dr. Lueger 
hat die Bemerkung gemacht, dafs in der Budget-Commiſſion nur 
ſieben Stellen der Oppoſition eingeräumt worden ſind. Ich glaube, 
daſs man wohl ausſprechen kann, dafs hier in dieſem Verwaltungs- 
körper nach einer arithmetiſchen Formel eine ſolche Vertretung 
nicht aufgetheilt werden ſoll. Das ſoll gar nie anerkannt werden 
und ſpeciell im gegebenen Falle möchte ich ſagen: wenn die anderen 
Momente — und da ſtimme ich dem Herrn Referenten vollkommen 
zu — vorhanden ſind, ſo räume ich lieber der anderen Partei 
zwölf Stellen ſtatt zehn ein (Gelächter links), aber dieſes Princip 
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„ein Drittel“ ſoll und kann gar nie anerkannt werden, das wäre 
ein ſehr gefährliches Präjudiz! (Gelächter links.) Die Herren (links) 
ſind heute doch wieder guter Laune, trotzdem wir die ernſte Budget— 
berathuug zu pflegen haben. (Gem.⸗Rath Steiner ruft da— 
zwiſchen.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Ich bitte den Herrn 
Gem.⸗Rath Steiner, ſich zu mäßigen. 

Gem.⸗Nath Dr. Nehansky (fortfahrend): Ich begreife das 
nicht, aber ich kann aus der Heiterkeit der Herren nur den ſüßen Troſt 
ziehen, daſs das Elend der Bevölkerung, welches Sie immer mit fo 
kräftigen Farben geſchilderthaben, Ihnen nichtſo am Herzen liegt (Gem. 
Rath Dr. Lueger: Ihretwegen werden wir doch nicht weinen !), und 
ich würde die Herren lieber in einem gewiſſen Fanatismus ſehen als 
in dieſer ewig heiteren Stimmung, zu welcher Herr Dr. Lueger 
allerdings den Ton angibt. Mir ſind dieſe Sachen immer ſehr ernſt, mir 
iſt jeder Verwaltungsgegenſtand blutiger Ernſt, das kann ich Sie 
verſichern, und ich glaube dies auch gezeigt zu haben, indem ich 
mich mit möglichſtem Eifer der Angelegenheiten annehme. Ich ſehe 
alſo nicht ein, warum die Herren über die Außerung einer ſolchen 
Meinung in Heiterkeit gerathen, da, wie geſagt, nichts Heiteres 
an den, wenigſtens von mir wohlüberlegten Anträgen zu finden iſt. 

Nun möchte ich aber darauf aufmerkſam machen, daſs ſchon 
einmal eine ſolche Wahl in die Budget-Commiſſion ſtattgefunden 
hat, bei welcher in dieſer Commiſſion 30 Mitglieder waren; den 
Herren ſind damals ſieben Stellen eingeräumt worden, ſie haben 
dies damals acceptiert (Rufe links: Damals waren wir nur 28!) 
und auch die Mitglieder namhaft gemacht; allerdings iſt über eine 
Perſönlichkeit eine Differenz entſtanden und die Herren haben ſich 
infolge dejjen- der Wahl enthalten, fie haben aber thatſächlich ſieben 
Mitglieder namhaft gemacht. 

Wenn ſich die Herren übrigens darauf capricieren und ihre 
Mitwirkung deshalb verweigern, ſo ſchaden ſie nur den Intereſſen 
jener Bevölkerung., welche fie vertreten. Es wäre dies nach ihrer 
eigenen Anſchauung eine Schädigung jener Bezirke, welche ſie ver— 
treten. Es iſt ja doch allen bekannt, dafs z. B. ein Bezirk durch 
gar kein Mitglied der liberalen Partei vertreten iſt; wenn alſo 
die Herren aus Caprice es für opportun finden, ihre Mitwirkung 
zu verweigern, weil ſie ſich einbilden, es müſſen gerade zehn ſein, 
ſo werden ſie dies nur zum Schaden jener Bezirke thun, welche 
ſie allein vertreten. 

Noch eines möchte ich bemerken; wir verlangen von der 
Oppoſition kein Vertrauen. Ich finde es eigentlich auch vom 


Standpunkte der Oppoſition ſelbſtverſtändlich, dafs fie die Bedeckung 


verweigert und ſich jagt, es könnte damit nur gemeint fein, daſs dem 
Herrn Bürgermeiſter das Vertrauen ausgeſprochen werde, obzwar 
ich glaube, daſs nach den geltenden Beſtimmungen es ſich hier gar 
nicht darum handelt, dem Herrn Bürgermeiſter das Vertrauen 
auszuſprechen. 

Eines noch! Wir ſind uns der Verantwortung vollkommen 
bewusst, wir wiſſen, daſs wir als Majorität zu verwalten haben, 
wir wiſſen, dafs wir die Verantwortung für dasjenige, was wir 
mit Mehrheit beſchließen, vor der Offentlichkeit, vor der Geſchichte 
und der Zukunft zu tragen haben, und wir handeln nach unſerem 
beſten Wiſſen und Gewiſſen und wir fürchten uns nicht! Möge 
dann die Zukunft zwiſchen den ſtreitenden Parteien entſcheiden, wer 
recht und wer unrecht gehabt hat; wenn uns die Geſchichte Un— 
recht geben ſollte, dann haben wir eben gethan, was wir gut— 
gehalten haben, und zu mehr kann kein Menſch verpflichtet werden. 
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Darüber kann ich aber die Oppoſition beruhigen, wir verlangen 
gar nicht, daſs fie uns ihr Vertrauen ausſpricht, wir lehnen auch 
die Verantwortung für dasjenige, was wir beſchließen, durchaus 
nicht ab, aber wir reclamieren auch für uns das Recht, als 
Majorität in allen Fällen zu entſcheiden, und es iſt ein parla— 
mentariſcher Grundſatz in jeder Verwaltungskörperſchaft, mag ſie 
beſchaffen ſein wie immer, dafs die Majorität zu entſcheiden hat. 
Daſs das oft der Minorität empfindlich wird, will ich nicht 
leugnen. Das lässt ſich aber nicht ändern. Entgegenkommen zeigen 
wir. (Widerſpruch links.) Dieſes Entgegenkommen wird aber nicht 
immer in gehöriger Weiſe von der anderen Seite beantwortet. 
Die Geſchichte iſt ſa immer die: Wenn zwei ſich ſtreiten, ſagt 
immer jeder, der andere hat allein die Schuld. Aber ich könnte 
Beiſpiele anführen. 

Ich weiſe nur auf ein Beiſpiel hin — ich bitte, es fällt mir 
gerade ein. — Als die erſte Sitzung hier ſtattgefunden hat, in 
welcher der neugewählte Herr Bürgermeiſter präſidieren ſollte, hat 
von Seite des Bürgerclubs eine Sitzung ſtattgefunden und es iſt 
dann ein Beſchluſs enunciert worden, welcher in den Blättern 
Ihrer Partei, im „Deutſchen Volksblatt“, und auch in anderen 
Blättern zu leſen geweſen iſt. Wir haben auch damals eine Sitzung 
gehalten und in dieſer haben wir beſchloſſen, jede Provocation der 
Oppoſition zu vermeiden. 

Was darüber in den Zeitungen geſtanden, das war keine 


officielle Enunciation; wie das hineingekommen, das wiſſen wir 
nicht. Die Oppoſition hat nicht beſchloſſen, ſie wird nicht pro- 


vocieren, ſondern hat nur geſagt: Wir werden uns ruhig verhalten, 
wenn wir nicht provociert werden. Es gehört dies alles ſtrenge ge— 
nommen nicht zur Vorberathung des Budget, aber nachdem der Herr 
Dr. Lueger den Vorwurf gemacht hat, dafs wir nicht das gehörige 
Entgegenkommen zeigen, jo mufs ich darauf hinweiſen — ich bitte, 
ich bin noch nicht zu Ende damit. (Widerſpruch und Heiterkeit links.) 
Sie haben über etwas gelacht und gemacht, als wenn es mein Ge— 
danken geweſen wäre; im „Deutſchen Volksblatt“ iſt geſtanden: 
der fortſchrittliche Parteiverband hat beſchloſſen, einer Provocation 
auszuweichen, aber — iſt dabei geſtanden — felbjt nicht zu 
provocieren, das habe er nicht beſchloſſen. Gerade wir haben 
beſchloſſen, das wir die Provocation vermeiden und gerade Sie 
haben es nicht beſchloſſen, uns nicht zu provocieren, ſondern Sie 
haben bloß geſagt, wenn uns die Majorität nicht provociert, dann 
werden wir nichts thun. Sie ſehen, nach der inneren Wahrheit 
iſt das Verletzen auf Ihrer Seite. Übrigens, es iſt ja richtig, 
laſſen wir Zänkereien, wir werden uns gegenſeitig nicht über— 
zeugen. In gewiſſer Beziehung fühlte ich mich jedoch verpflichtet, 
über manche Außerung Rede und Antwort zu geben und dieſe 
Pflicht habe ich auch erfüllt. 

Bezüglich der geſetzlichen Beſtimmungen wäre nur zu erwähnen, 
daſs es mir ein Irrthum ſcheint, wenn Herr Dr. Lueger glaubt, 
daſs wir durch das Geſetz fo beſchränkt find, dafs wir das Zweck— 
mäßige in den Verhältniſſen und der Situation Entſprechende nicht 
beſchließen dürfen. So gebunden ſind wir durch das Geſetz nicht. 
Wie wir da in einer gewiſſen Situation uns benehmen werden, 
dazu ſteht uns die Freiheit offen. Das Statut ſagt nichts darüber, 
was geſchieht, wenn der Voranſchlag nicht bis zum 1. Jänner 
erledigt worden iſt. Ich ſelbſt zögere gar nicht zu bedauern, dass 
die Friſt nicht eingehalten wird. 

Das iſt ein altes Übel in der Gemeindeſtube. Ich glaube, 
diefe Friſt iſt ſeit Jahren nicht eingehalten worden und immer 
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war der 27. oder 28. December beiläufig der Tag, an dem das 
Budget vorgelegt worden iſt. Ich ſelbſt wünſche es aber — das 
ſpreche ich ganz offen aus — daſs dieſe Friſt eingehalten werde 
und hoffe auch, daſs es in den nächſten Jahren möglich ſein 
wird. Heuer haben gewiſſe Schwierigkeiten beſtanden, die kennen 
wir ja alle. Was aber dann zu geſchehen hat, das ſagt das 
Statut nicht, da müſſen wir ſelbſt vernünftig entſcheiden. Das 
thun wir und thun es, indem wir den Antrag annehmen, welchen 
der Stadtrath vorſchlägt. Ich empfehle Ihnen die Annahme dieſes 
Antrages. 

Gem.⸗Nath Dr. Geßmann: Zunächſt erlaube ich mir daran 
anzuknüpfen, was der unmittelbare Herr Vorredner bezüglich des 
Entgegenkommens und der Objectivität geſagt hat. Da möchte ich 
mir vor allem eine Bemerkung gegenüber dem verehrten Präſidium 
erlauben. Es iſt mehr als eigenthümlich, dass jede Gelegenheit 
ergriffen wird, um unſerer Seite und insbeſondere meiner Perſon 
eine Lehre zutheil werden zu laſſen (Rufe links: So iſt es!), was 
ich jedoch als vollſtändig unberechtigt zurückweiſen muſs. Es iſt 
das eine ganz merkwürdige Handhabung der Objectivität, die hier 
vor kurzer Zeit ſo feierlich verſprochen wurde, wenn bei den 
leiſeſten Zwiſchenrufen, die in jeder parlamentariſchen Körperſchaft 
vorkommen, ſich der Vorſitzende zu einer Philippika veranlaſst 
ſieht, während er die Mitglieder ſeiner eigenen Partei randalieren 
läſst, wie es ihnen beliebt. Wenn das eine Objectivität iſt, dann 
überlaſſe ich Ihnen das Urtheil darüber. 

Dice-Bürgermeifter Dr. Grübl: Darf ich bitten. (Unruhe 
und Rufe links: Er hat ganz recht!) Jetzt habe ich das Wort. 
Ich laſſe eine Anzahl von Zwiſchenrufen unbemerkt und ungeahndet 
vorübergehen, obwohl ſie nicht zur Ordnung gehören. Nur dann, 
wenn die Zwiſchenrufe derart find, dass ſie die Verhandlung 


unmöglich machen, rufe ich zur Ordnung, beziehungsweiſe mache 


ich darauf aufmerkſam. 

Ich bitte alſo, ſich an die Sache zu halten und mir keine 
Lehren zu geben. Ich beſchränke mich in der Ausübung der 
Diſciplinargewalt auf das Allernothwendigſte und kann die Herren 
verſichern, daſs dieſelbe nicht zum Vergnügen gehört. 

Gem.-Rath Dr. Geßmann (fortfahrend): Dann bitte ich 
das auch mir gegenüber gelten zu laſſen und mir nicht unnöthige 
Lehren zu geben. Was das Entgegenkommen betrifft, das von ver— 
ſchiedenen Seiten, insbeſondere auch vom letzten Herrn Vorredner 
gepredigt wurde, ſo bemerke ich Folgendes: In der erſten Sitzung, 
nachdem der neugewählte Bürgermeiſter das Präſidium über— 
nommen hatte, ſtand die Wahl für das Curatorium der Franz 
Joſef⸗Stiftung auf der Tagesordnung. Wir vertreten hier weitaus 
den größten Theil des 3. Wahlkörpers und damit die über- 
wiegendſte Mehrheit der Gewerbetreibenden Wiens. Sie haben 
das Entgegenkommen in glänzender Weiſe damit beſtätigt, dass 
Sie auch nicht eine einzige Stelle in dieſem großen Curatorium 
uns eingeräumt haben. Und dann hat man noch die Stirne, von 
Entgegenkommen zu reden und von uns zu begehren, daſss wir 
einfach alles gutheißen, allem zuſtimmen, Ihnen zuliebe alles 
thun? Iſt das ein Entgegenkommen? Und ſo iſt es in jedem 
anderen Falle. Die Argumente, die heute bezüglich der Wahl in 
die Budget-Commiſſion vorgebracht worden find, find theils vom 
parlamentariſchen Standpunkte haarſträubend, theils bezüglich jener 
Motive, die der geehrte Herr Referent vorgebracht hat, eine directe 
Beleidigung (So iſt es! links), eine Beleidigung gröbſter Art, die 
wir mit aller Entſchiedenheit zurückweiſen müſſen. Sind Sie die 
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berufenen Richter über die Fähigkeit der Mitglieder dieſes Theiles 
des Gemeinderathes? Haben Sie vielleicht je Beweis geliefert, 
dafs Sie die Weisheit und das Verſtändnis gepachtet haben und 
dafs Sie allein berufen find, darüber zu urtheilen, ob wir die 
Fähigkeit haben? Reden Sie nicht über die Quantität und 
Qualität unſerer Fähigkeiten, es wäre viel beſſer, Sie laſſen 
dieſes Thema. 

Was der geehrte Herr Vorredner aus dem zweiten Wahlkörper 
der Inneren Stadt, Herr Dr. Friedjung, geſagt hat bezüglich 
der 15 Jahre Praxis, ſo hätte er ſich das erſparen können, wenn 
er ſich die Mühe genommen hätte, einen Blick in die früheren 
Jahrgänge der Protokolle zu machen. Meine Herren! Dieſe 
Schlamperei, dieſe Ungeſetzlichkeit bezüglich des Budgets hat ſich erſt 
unter dem Bürgermeiſter Uhl eingeſchlichen. (Gem.-Rath Dr. Lueger 
ruft: Der Prix!) Er war ja auch damals der Faiſeur. Bis dorthin 
iſt ſtrenge an dieſer Beſtimmung des Geſetzes gehalten worden, 
und ich weiß mich ſehr gut zu erinnern, dafs wir die Tage zwiſchen 
Weihnachten und Neujahr eine ganze Serie von Tagen mit Nacht— 
ſitzungen bis 12 Uhr benützt haben, um dieſer Beſtimmung gerecht 
zu werden. 

Wenn der geehrte Vorredner, der Juriſt iſt, Herr Dr. Ne— 
chansky, ſagt, es gibt keine Beſtimmung im Geſetze, was zu 
geſchehen hat, wenn das Geſetz nicht gehandhabt wird, ſo macht 
das ſeiner juriſtiſchen Auffaſſung alle Ehre. (Beifall links.) Ich 
möchte ſehen, wenn irgendein Dieb vor Gericht kommt und dort 
vernommen wird und ſagt, ja, es ſteht ja im Geſetze nicht darinnen, 
was zu geſchehen hat, wenn ich das Geſetz verletze! (Rufe rechts: 
Es ſteht eben im Geſetze!) 

Jetzt werde ich Ihnen gleich anführen, wie die Geſetze bei 
uns gehandhabt werden, wie ſie — und das iſt ein trauriges 
Exempel dafür, wie die Geſetze bei uns in Oſterreich gehandhabt 
werden — leider je nach der Parteiſtellung angewendet werden. 
Sie wiſſen, weshalb in Reichenberg der Bürgermeiſter und ſein 
Stellvertreter von der Wählbarkeit ausgeſchloſſen worden ſind. 
Wegen Verletzung desſelben Paragraphen, der im § 51 unſeres 
Statutes ſteht, und der, wie der Herr Vorredner geſagt hat, ſich 
in ſo ziemlich allen Statuten befindet. Das iſt dort geſchehen, 
und das hätte hier auch geſchehen ſollen bei einer ſo groben, 
eclatanten Geſetzesverletzung, wie ſie hier vorliegt. So geſchieht 
die Geſetzesverletzung nach § 50, fo geſchieht fie nach § 51. 

Es iſt ganz merkwürdig für das Rechtsbewuſstſein, das Sie 
(rechts) entwickeln, wenn Sie ſagen, „das bleibt ſich ganz gleich, 
was ſoll man denn hier machen?“ — Ja, wenn das allgemein 
Geſetz iſt und allgemein Giltigkeit hat, dann gibt es überhaupt 
keine Geſetze. Das ſteht freilich nicht im Geſetze, dass derjenige, 
welcher den § 52 übertritt, aufgehängt wird, aber es iſt die Pflicht 
derjenigen, die für die Aufrechterhaltung der Geſetze zu ſorgen 
haben, dafs ſolche Geſetze gehandhabt werden, und es heißt geradezu 
jede Autorität des Geſetzes verhöhnen, wenn man in der Weiſe 
über geſetzliche Beſtimmungen hinweggeht. 

Das eine wollte ich noch ſagen: Es iſt, wie geſagt, unrichtig, 
dafs Herr Dr. Lueger ſpeciell ſich nie dagegen gewehrt hätte. 
Nein, meine Herren, ſo oft wie das geſchehen iſt, alſo auch unter 
dem früheren Bürgermeiſter, haben wir uns dagegen gewehrt, weil 
das immer eine Geſetzesverletzung war und iſt, und wenn das 
nicht im letzten Jahre geſchehen iſt, ſo iſt das auf den Umſtand 
zurückzuführen, daſs die Oppoſition hier überhaupt nicht vertreten 
war. (Gem.⸗Rath Dr. Friedjung: Vor zwei Jahren!) Was 
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die Frage bezüglich der Verſchiebung der Zins- und Schulkreuzer 
anbelangt, jo hat der Herr Referent wohl geſagt, dass die Geſchichte 
ganz gleichgiltig ſei. Nun, wenn es gleichgiltig iſt, wozu macht 
man es dann? Nein, meine Herren, es hat ja einen Hintergrund, 
und dieſen Hintergrund kennt man ja! Der Hintergrund beſteht 
einfach darin, das Sie — und da komme ich auf den mit ſolcher 
Entrüſtung zurückgewieſenen Vorwurf des Herrn Collegen Steiner 
bezüglich des „ehrlich meinens“ — der Bevölkerung auch in dieſer 
Man will die ſtädtiſche 
Verwaltung auf dieſe Weiſe etwas verbilligen, man will ſagen: 
„Seht, um wie viel billiger wir darauskommen!“ Das geht auf 
das Conto der Schulverwaltung. Wenn es nun ganz gleichgiltig 
iſt, was für einen Zweck hat alſo die ganze Sache? Zweckloſe 
Dinge macht man ja nicht! Meine Herren! Der geehrte Herr 
Referent hat ja geſagt, man ſolle ſich der möglichſten Genauigkeit 
bezüglich der zu bewilligenden Summen befleißen. Man ſolle 
namentlich — und das war ein Appell an unſere Seite — ſich 
davor hüten, daſs man nicht Ausgaben mache, um ſich bei gewiſſen 
Wählerclaſſen beliebt zu machen. Ich ſage Ihnen darauf nur 
Folgendes: 

Es ſind die Pflichten nicht gegenüber einer, ſondern gegenüber 
aller Wählerclaſſen von Seite der Mehrheit des Wiener Gemeinde— 
rathes auf das gröblichſte verletzt worden. Freilich müſſen jetzt 
äußerſt nothwendige Sachen ungeſchehen bleiben, beziehungsweiſe 
es können die nothwendigſten Arbeiten nicht in Angriff genommen 
werden, weil das Geld nicht da iſt; warum iſt es aber nicht da? 
Weil auf der anderen (rechten) Seite nicht das geringſte geſchehen 
iſt, um die Einnahmen der Gemeinde zu vermehren. Mir iſt noch 
im Gedächtnis, wie beiſpielsweiſe hier über die Aſſecuranz ver— 
handelt wurde, nicht ein Wort mehr haben Sie geredet über eine 
ſo wichtige Angelegenheit, ſie iſt einfach todt und begraben; ſo 
war es auch mit der Gasfrage und darum haben wir auch kein 
Vertrauen und was den Ausdruck „ehrlich meinen“ betrifft, ſo hat 
man damit Ihre perſönliche Ehrlichkeit nicht in Zweifel gezogen, 
aber Sie meinen es mit der Gemeinde Wien, mit der großen 
Bevölkerung inſoferne nicht ehrlich, als Sie beſtrebt ſind, die 
Intereſſen beſtimmter Claſſen, beſtimmter ganz kleiner Coterien 
auf Koſten der Intereſſen dieſer großen Bevölkerungsſchichten zu 
fördern. (Lebhafter Widerſpruch rechts.) Das beweiſen Sie durch 
Thatſachen . . . 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl (unterbrechend): Ich bitte, 
Herr Gem.⸗Rath Geßmann, ich kann dieſen Vorwurf nicht 
zugeben, das was Sie da ſagen, iſt der Vorwurf einer Unehr— 
lichkeit und ich muſs dieſen Vorwurf zurückweiſen; ich bitte, ſich 
zu mäßigen. 

Gem.-Nath Dr. Geßmann (fortfahrend): Es iſt das eine 
ganz merkwürdige Auffaſſung bezüglich der Redefreiheit. Was ſoll 
man dann kritiſieren, da muſs man einfach ſagen, es iſt alles 
ſchön und gut, da können wir uns dieſe ganze Komödie hier 
erſparen und es iſt viel geſcheiter, wir erſparen die Koſten der 
elektriſchen Beleuchtung. Es hat der geehrte Vertreter der Inneren 
Stadt gejagt, dafs das Schwergewicht der Berathungen in die 
Commiſſionen zu verlegen ſei, und dass dort eigentlich die Ent— 
ſcheidung über die Dinge getroffen werden müſſe. Wenn das 
richtig iſt, dann iſt es doppelt eine Rechtsverletzung oder eine 
Verletzung des elementarſten parlamentariſchen Taktes, wenn Sie 
uns bei der Wahl in dieſe Commiſſion in der Weiſe beſchränken 
und unſer Recht nehmen, wie die Abſicht beſteht. Der Grundſatz, 
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den Herr Dr. Nechansky aufgeſtellt hat, daſs nach einem 
Zahlenverhältnis überhaupt nicht vorgegangen werden ſoll, iſt ſo 
naiv, dass ich finde, dafs ihm eher der Vorwurf der Naivetät zu 
machen ſei, wie dem verehrten Collegen Steiner. Nach welchem 
Syſtem wollen Sie denn eigentlich dieſe Wahl durchführen? Ein— 
fach nach dem Syſtem, dafs Sie ſagen, der A. und der B. paſst 
uns, weil er mit uns geht und Ja und Amen ſagt, das iſt nach 


Ihrer Auffaſſung die Qualification und Fähigkeit des Betreffenden 


für dieſe Arbeit. (So iſt es! links.) 
Der geehrte Herr Referent hat einerſeits geſagt, daßs es ganz 
unmöglich ſei, auf die Details in einer ſolchen Vorberathung ein— 


zugehen, und dajs es ſich deshalb empfehle, ſolche Pauſchal⸗ 


Genehmigungen vorzunehmen, wie uns eine heute vorliegt, und 


auf der anderen Seite hat er geſagt, jeder Gulden, der ausgegeben 
wird, muss geprüft werden; ich mußs geſtehen, die Logik dieſer 
beiden Sätze, nebeneinander geſtellt, kann ich in der That nicht 


begreifen. 

Was die Frage der Aufſtellung von Scheinpoſten im Budget 
anbelangt, ſo hat es mit derſelben wohl ſeine Richtigkeit, und auch 
da trifft das wieder zu, was College Steiner geſagt hat. Das 
wird nicht in der Weiſe gemacht, dajs man Alles aufſchreibt, was 
ungefähr gebraucht werden kann, das wäre am Ende noch gut, 
ſondern es geſchieht zu dem Behufe — und die Herren haben den 
Beweis auch geliefert — um gegenüber beſtimmten Wählerclaſſen 
und beſtimmten Bezirken flunkern zu können, um darauf hinzuweiſen: 
„Das geſchieht für Euch in den Vororten.“ 

Das iſt nichts als Spielerei. — Im Budget machen Sie's, und 
dann werfen Sie's einfach unter den Tiſch. Ich glaube, das ſtimmt nicht 
mit der mit ſolcher Vehemenz in Anſpruch genommenen Ehrlichkeit, 
und, meine Herren, wenn gar ſo furchtbar entrüſtet gethan wird, wenn 
die Aufrichtigkeit der liberalen Partei in Zweifel gezogen wird 
bezüglich ihres guten Willens und ſagen wir's direct, bezüglich 
der Ehrlichkeit ihrer Grundſätze, ſo glaube ich, liegen ſo hundert— 
fältige Beweiſe für die Richtigkeit dieſer Auffaſſung und Beurtheilung 
vor, dafs es in der That nicht nothwendig wäre, hier eine ſolche 
Entrüſtungskomödie aufzuſpielen. Meine Herren! Die Selbſtver— 
waltung ſpielt unter Ihren Grundſätzen ſowie auch naturgemäß 
unter den Grundſätzen einer jeden Volkspartei — was Sie zu 
ſein längſt aufgehört haben — eine große Rolle. Meine Herren! 
was haben Sie hier im Wiener Gemeinderath gethan, um die 
wirkliche Selbſtverwaltung geradezu mit Füßen zu treten? Haben 
Sie nicht die Hand geboten zu jeder Maßnahme, welche die 
Rechte des Gemeinderathes in unerhörter Weiſe eingeſchränkt hat? 
Waren Sie nicht dabei, jede Anregung von ſich zu weiſen, die 
dieſe Selbſtverwaltung hätte zur That machen können? Der 
Gemeinderath, wie er jetzt iſt, iſt nichts als eine armſelige Ab— 
ſtimmungsmaſchine. (Lebhafter Beifall links.) Die Bevölkerung 
bringt ihm kein Intereſſe, keine Achtung entgegen, weil ſie weiß, 
wie es hier zugeht. Ich glaube, der Herr Referent, oder war es 
jemand anderer, brachte zum Ausdruck, dass das Schwergewicht im 
Stadtrathe liege. 

Machen Sie es doch viel einfacher. Laſſen Sie den Stadt: 
rath allein fungieren, das iſt viel beſſer. — Suchen Sie nicht 
den Schein einer Selbſtverwaltung hervorzurufen, indem Sie eine 
Körperſchaft debattieren laſſen, während die Entſcheidung wo anders 
gefällt wird. — Wenn der verehrte Herr Dr. Nechansky geſagt 
hat, es darf nie das Princip der numeriſchen Vertretung in einer 
ſolchen Commiſſion platzgreifen, jo frage ich, was ſoll denn ſonſt 
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ſein? Dann müſſen wir es uns gefallen laſſen, wenn die Herren 
zwei von uns in eine Commiſſion von 30 entſenden, und wir 
müſſen dann ſagen, man müſſe ſich damit begnügen, es ſeien nur 
zwei Fähige unter den 46 oder 44, und dieſe zwei ſendet man 
in die Commiſſion. Zu dergleichen Dingen kommt man mit 
ſolchen Grundſätzen. 

Ich möchte mit Folgendem ſchließen: Der Vorwurf, welcher 
der jetzigen Verwaltung nicht nur von Seite der Minorität, ſondern 
von der ganzen Bevölkerung gemacht wird, dafs ſchlecht verwaltet 
wird, dafs nicht eine der Verſprechungen ſich erfüllt hat, mit denen 
man das neue Syſtem inauguriert hat — der Vorwurf ſteht auf— 
recht und kann nicht geleugnet werden. Sie ſelbſt, meine Herren, 
haben das Gefühl; gehen Sie in die Vororte hinaus und fragen 
Sie Ihre Parteigenoſſen, was Sie von der Neugeſtaltung der 
Dinge halten, und Sie werden eine Antwort hören, die Sie 
freilich nicht reproducieren werden, die aber außerordentlich leicht 
zu errathen iſt. Sie können uns natürlich majoriſieren; es hat ja 
ſchon Herr Dr. Nechansky geſagt: „Das iſt unſer gutes Recht.“ 
Aber, wenn das fo weit geht, nennt man es Brutalität, nicht 
Recht, wenn man einen Theil einer Verſammlung gewiſſer par— 
lamentariſcher Rechte beraubt, wie es bei Ihnen ſeit Beſtand des 
neuen Statutes geſchieht. 

Wir werden uns beſchränken, Kritik, gerechte Kritik, zu üben 
wir haben nicht provociert und werden nicht provocieren; wir. 
werden einfach der Wahrheit die Ehre geben. (Lebhafter Beifall 
und Händeklatſchen links.) 

Gem.-Nath Noſenſtingl (zur Geſchäftsordnung): Ich erlaube 


mir, Wahl von Generalrednern zu beantragen. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Ich erſuche diejenigen 
Herren, welche dieſem Antrage zuſtimmen, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 

Zum Worte gemeldet ſind die Herren Gem.-Räthe: Noske, 
Steiner, Gräf, Dr. Lueger, Hipp, Eigner, Dr. Fried— 
jung, Hawranek. 

Ich bitte die Herren, zu erklären, ob Sie pro oder contra 
ſprechen wollen. 

(über Aufruf ſeitens des Vorſitzenden erklären ſich pro die 
Gem.⸗Räthe Noske und Dr. Friedjung; contra die Gem.-Räthe: 
Steiner, Gräf, Dr. Lueger, Hipp, Eigner, Hawranek.) 

Ich bitte, jetzt zur Wahl zu ſchreiten. (Nach einer Pauſe:) 
Zum Generalredner pro iſt Herr Gem.-Rath Noske, zum Ge— 
neralredner contra Herr Gem.⸗Rath Dr. Lueger gewählt. 

Ich ertheile das Wort Herrn Gem.-Rath Noske. 

Gem.-Nath Noske: Meine Herren! Am letzten Weihnachts— 
abend hat ſich folgender Fall ereignet. Da hat ein Herr auf dem 
Weihnachtstiſche eines jener Lorgnons mit langem Stiele hinein— 
gelegt, in dem kein Glas war. Dieſes Lorgnon iſt um den Tiſch 
circuliert und verſchiedene Leute haben durchgeſehen, ohne zu 
wiſſen, dafs kein Glas darin war, weil fie vermutheten, dafs ſicher 
ein Glas darinnen ſei. Eine Dame hat ſogar geſagt, ſie ſehe viel 
beſſer darauf, als mit ihrem gewöhnlichen Glaſe. So iſt es fort— 
gegangen, eine Reihe von Leuten hat ſich verwundert über das gute 
Glas geäußert, während man hinterher entdeckte, dafs in dieſem 
Lorgnon gar kein Glas darin war, was natürlich zur allgemeinen 
Heiterkeit beitrug. Dieſe Geſchichte, die wahr iſt und die ſich erſt 
vor wenigen Tagen ereignet hat, erinnert mich an das Vorgehen 
der Oppoſition in dieſer Frage des Budget-Proviſoriums. Da 
wird der Bevölkerung immer eine Brille aufgeſetzt, die eigentlich 
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gar keinen Inhalt hat, fondern nur die Faſſung, die ihr eben die 
Oppoſition gibt, beziehungsweiſe zu geben bemüht iſt. (Unruhe 
links. — Gem.⸗Rath Hawranek: Wir ſehen freilich durch 
andere Brillen!) Durch dieſe Brille ohne Inhalt mit der oppo— 
ſitionellen Faſſung ſoll die Bevölkerung gewöhnt werden, zu ſehen. 
Zu dieſem Zwecke wird ihr eine Reihe von Dingen, deren Un— 
richtigkeit und Unwahrheit in dieſem Saale bis zum Überdruſſe 
erwieſen wurde, immer wieder wiederholt, fo dajs die Leute endlich 
glauben werden oder glauben ſollen — wenigſtens nach dem 
Wunſche der Oppoſition — wenn ſie durch dieſe Brille ſchauen, 
es ſei wirklich etwas darin, ein Glas ſei wirklich vorhanden, 
nämlich jenes, was ihr die Oppoſition vormacht. 

Da wird immer von bewuſsten oder unbewuſsten Ungeſetzlich— 
keiten des Bürgermeiſters erzählt; es wird erzählt, eine Verletzung 
des § 50 habe ſtattgefunden, wir ſtimmen nicht mit genügender 
Stimmenanzahl ab, es wird ferner erzählt, dass wir eine Reihe 
anderer Ungeſetzlichkeiten begehen (Rufe links: Jawohl!), und wenn 
man dieſe Sachen jetzt auf ihren Inhalt prüfen könnte, wie wir es 
ſo oft gethan haben, ſo würde man wieder zu dem Reſultate kommen, 
dass entweder eine Unrichtigkeit, — und ich gehe gar nicht jo weit, 
zu behaupten, ob bewusst oder unbewuſst, aber ich denke mir meinen 
Theil dabei und ich habe das Recht, mir dieſen Theil zu denken, 
wenn man ſchon x-mal nachgewieſen hat, dafs etwas unrichtig ſei 
und es immer wieder behauptet wird, — ich ſage alſo, daßs ent— 
weder eine Unrichtigkeit oder eine Übertreibung ärgſter Art vorliegt. 

Nur ein Beiſpiel möchte ich von den angeblichen Unwahrheiten 
herausgreifen, die der Herr Bürgermeiſter geſagt haben ſoll. Vom 
Führer der Oppofition wird z. B. eine Äußerung, die ich gethan 
haben ſoll, in einer Weiſe gedreht, die ich nur mit dem Ausdrucke, 
den Herr Dr. Lueger ſelbſt gebraucht, als unerhört bezeichnen 
kann. (Gem.⸗Rath Hawranek: Nur nach dem Amtsblatt!) Herr 
Gem.⸗Rath Dr. Lue ger hat offenbar nur die dritte Vergleichungs— 
ſtufe gelernt, er ſpricht immer nur in der dritten Vergleichungsſtufe; 
die erſte und zweite kennt er nicht. — (Unruhe links.) — Ich kann 
und will auf dieſes Thema jetzt nicht weiter eingehen, weil ich in 
Anbetracht der vorgerückten Stunde nicht den Wahrheitsbeweis für 
all das führen kann, wofür ich ihn zu führen in der Lage wäre. 
Es wird z. B. geſagt, wir halten den § 50 nicht ein, und es iſt 
thatſächlich richtig, daſs einige Termine, die im § 50 enthalten find, 
ebenſo wie Termine, die auch im früheren Statute enthalten waren, 
nicht eingehalten werden; daraus geht, wie Herr Dr. Lueger jagt, 
hervor, dafs entweder das Geſetz oder die Verwaltung ſchlecht iſt, 
und er war ſo gütig zuzugeſtehen, dass mindeſtens in dieſem Falle 
eine böſe Abſicht nicht vorhanden iſt, ſondern daſs einer dieſer beiden 
Gründe einwirkend geweſen fein muſs. Und da ſtehe ich auf dem 

tandpunkte und ſage: Wenn ein neues Geſetz gemacht wird, muſßs 
man es erproben, man mufs ſehen, ob das, wovon man theoretiſch 
geglaubt hat, dafs es durchführbar fei, auch wirklich durchführbar iſt. 
Es hat ſich nun herausgeſtellt, daſs ſowohl bezüglich des Rechnungs— 
abſchluſſes als auch bezüglich des Voranſchlages dieſe Termine einfach 
nicht eingehalten werden können, weil die Maſchine der Gemeinde— 
verwaltung eine umſtändliche iſt, und weil, wenn dieſer Termin 
eingehalten werden ſollte, man zu einer Zeit anfangen müjste, den 
Voranſchlag in der Buchhaltung fertig zu ſtellen, wo man noch gar 
nicht weiß, was erfordert werden wird, wo alſo der von der Buch⸗ 
haltung zuſammengeſtellte Voranſchlag einen ſehr geringen Wert 
hätte, weil er auf Vorausſetzungen baſieren würde, die einfach nicht 
zutreffen. 


. n ee. NENN 


Darauf wird nun geſagt: „Ja, Sie, die Majorität, haben das 
Geſetzt gemacht; Sie ſind ſchuld, wenn es ſchlecht iſt!“ Nun, 
meine Herren, wenn wir nichts Argeres gethan haben, als dajs 
wir in den § 50 den Termin geſchrieben haben, von dem wir jetzt 
ſehen, dass er nicht einzuhalten iſt, weil die Maſchinerie der Ge- 
meinde eine umſtändliche und die Verwaltung der Gemeinde eine 
ſo großartige iſt, dafs fie einen größeren Zeitraum erfordert — 
dieſes Unglück werden wir wirklich ertragen! 

Übrigens mufs ich noch Folgendes bemerken. Wenn wir mit 
dem Budget nicht am 31. December fertig ſind, ſo weiß ja Herr 
Dr. Lueger ſehr gut, dass wir in der guten Geſellſchaft des 
Reichsrathes und des Landtages uns befinden, welche in der 
gleichen Lage ſind und auch nicht fertig geworden ſind. Das kommt 
daher, weil es ſich in den öffentlichen Vertretungskörpern ein⸗ 
gebürgert hat, dafs über kleine, unbedeutende Dinge fo viel ge: 
ſprochen wird (Heiterkeit und Sehr gut! rechts), daſs man zu 
wichtigeren, den eigentlichen Aufgaben dieſer Körperſchaften, manchmal 
gar nicht kommt. 

Herr Dr. Lueger ſagt weiters, im Jahre 1892 — da iſt 
er ganz unſchuldig — er iſt immer unſchuldig — im Jahre 1892 
aber ganz beſonders, da iſt er nicht dageweſen mit allen ſeinen 
Collegen, was wir tief bedauert haben. Darum iſt das Budget 
auch ſchon am 31. December 1892 fertig geweſen. (Gem.⸗Rath 
Steiner: Ungeſetzliche Beſchlüſſe haben Sie gefaist!) Nun, Herr 
Gem.⸗Rath Steiner, hören Sie mit Ihren „Ungeſetzlichkeiten“ 
auf! Ich bitte Sie! Sie haben ja Ihren Beruf verfehlt. (Heiter⸗ 
keit rechts.) Am 29. December 1891 aber war der verehrte Führer 
da; denn nach den Protokollen, wo er, wie gewöhnlich, acht Seiten 
lang geſprochen hat, hat er an dieſem 29. December über das 
Budget geſprochen und da hat er den Antrag geſtellt, der viel 
weniger weit geht und viel weniger eigentlich geſetzlich und zweck- 
mäßig iſt, als das, was heute der Herr Referent am Referenten⸗ 
tiſche vertritt. Er hat den Antrag geſtellt, dafs man proviſoriſch 
bis 31. März die Steuern bewilligen und die Ausgaben bewilligen 
solle. Rufe rechts: Hört!) Das kann man hier herausleſen. Wenn 
es die Herren intereffiert, brauchen Sie es nur zu leſen. (Heiter⸗ 
keit rechts. — Dr. Lueger: Leſen Sie es nur vor I) Es ſteht 
Herrn Dr. Lu e ger ſpäter zur Verfügung. (Rufe links: Vorleſen! 
— Dr. Lueger: Er ſoll es vorleſen! — Unruhe.) 

Bice-Bürgermeifter Dr. Grübl: Das muss ich dem Herrn 
Redner überlaſſen, ob er vorleſen will. 

Gem.-Nath Nos lie (fortfahrend): Auf Seite 1594 heißt es 
unter Titel: Gem. Rath Dr. Lueger, nach der längeren Rede (liest): 
„Ich recapituliere nun meine Anträge in folgender Weiſe. Es 
werde vom Gemeinderathe anſtatt Punkt 1 folgender Antrag ge— 
nehmigt: Die Einhebung der ſtädt. Umlagen nur bis 31. März 
1892 zu genehmigen.“ 

Ich glaube, das iſt ziemlich deutlich. Ich leſe nicht Dinge 
vor, die ich früher nicht geleſen habe, wie es Herr Collega 
Dr. Geß mann gethan hat. (Gem.-Rath Dr. Lueger: Steht jonft 
nichts weiters?) Dann ſteht noch (liest): „Zu Punkt 2 und zu 
Punkt 1 1 des Antrages bezüglich der Bedeckung ſtelle ich den 
Antrag: „jedoch bei einem 200 fl. jährlich überſteigenden Miet⸗ 
zinſe; ad b) bei einer 10 fl. 50 kr. überſteigenden Erwerb— 
ſteuer und ad 10 bei einem 200 fl. überſteigenden Mietzinſe. 
Zu Punkt 11 will ich noch einiges ſprechen.“ Dann kommt 
wieder eine Rede. (Gem.⸗Rath Dr. Lueger: Da ſehen Sie, 
dafs ich die Umlagen nicht bewilligt habe.) Es ſteht nichts mehr 
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darin, was dieſen Antrag widerrufen würde. Wenn wir aber jetzt 
vorſchlagen, dajs das Budget für das ganze Jahr feſtgeſtellt werden 
ſoll, daſs ſich der Gemeinderath nur vorbehält, im Wege der 
Detailbehandlung andere Verfügungen zu treffen, ſo iſt das auf 
einmal ungeſetzlich! Ich möchte mir als Laie — ich muthe mir 
nicht ſo viel zu, wie jemand, der, bevor er das politiſche Hand— 
werk ergriffen hat, ein anderes, nämlich das juriſtiſche Handwerk 
getrieben hat — die Bemerkung erlauben: meines Wiſſens haben 
wir Dienſtverträge mit Beamten, mit Lehrern. Wir haben Ver— 
träge mit Profeſſioniſten, welche Bauten ausführen und die doch 
das Recht haben, gewiſſe Reſtzahlungen zu verlangen, wir haben 
nach § 40 des Gemeindeſtatutes — das iſt auch ein Paragraph 
jenes Statutes, auf welches Herr Dr. Lueger fo ſtrenge hält — 
alljährlich eine Leiſtung an die Polizei zu vollbringen. Glaubt 
der Herr Führer der Oppoſition nicht, daſs auch dann das Geſetz 
verletzt würde, wenn wir auf einmal am 1. Jänner ſagen würden: 
„Wir haben jetzt kein Budget, wir bleiben alles ſchuldig, reden 
wir nicht weiter, die Verwaltungsmaſchine ſteht ſtill, jetzt iſt es 
aus!“ (Sehr gut! rechts.) Das wäre auch eine Geſetzesverletzung 
und eine empfindlichere Geſetzesverletzung, als wenn der Gemeinde— 
rath ſagt: wir anerkennen die bereits von verſchiedenen Factoren 
geprüften Ziffern des Budgets, behalten uns aber vor, ſpäter Ab— 
änderungen zu treffen. 

Eine weitere Verletzung ſoll angeblich darin beſtehen, dass 
die Kundmachung über den Hauptvoranſchlag nicht rechtzeitig 
erſchienen iſt. Vor mir liegt die „Wiener Zeitung“ vom 15. De— 
cember 1893, in der die Kundmachung ddto. 14. December 1893 
enthalten iſt, in der es heißt: „Dieſer Voranſchlag wird im Sinne 
des § 50 des Gemeindeſtatutes vom 15. December 1893 an durch 
vierzehn Tage täglich während der gewöhnlichen Amtsſtunden“ — 
die bekanntlich von 8 bis 2 Uhr dauern — „zur allgemeinen 
Einſicht aufliegen.“ (Hört! rechts.) Wenn Herr Dr. Lueger 
und ſeine Geſinnungsgenoſſen nachrechnen wollen, ſo werden ſie 
finden, daßs heute der letzte dieſer vierzehn Tage iſt, das es bis 
2 Uhr, wo die Amtsſtunden geſchloſſen ſind, ganz gut möglich 
geweſen wäre, wenn jemand eine Einwendung machen wollte, ſie 
zu erheben, und daſs es möglich geweſen wäre, dieſelbe in der 
heutigen Sitzung zu berückſichtigen oder in entsprechender Weiſe 
darauf zu reagieren. 

Ich will die Herren nicht aufhalten, es iſt ja alles das, was 
hier geſagt worden iſt, alter Kohl, auch das, was ich ſage (Ge— 
lächter links), weil ich nur auf das reagiere, was die Herren drüben 
geſagt haben, und die Herren leider nur alten Kohl aufgewärmt 
haben, denn wir ſchon hundert und hundertmal vorgeſetzt erhalten 
haben. Es iſt geſagt worden, wir ſind die Gegner der Selbſt— 
verwaltung, wir thun alles Mögliche, um die Selbftverwaltung 
zu Grunde zu richten. Da möchte ich denn doch bemerken, dafs 
meines Wiſſens von uns noch keiner ſo oft als autonomer Ge— 
meindevertreter zum Statthalter gelaufen iſt, wie die geehrte 
Oppoſition ſammt ihrem Führer. (Sehr richtig! rechts.) Uns trifft 
alſo dieſer Vorwurf nicht. 

Ich möchte noch auf ein paar Bemerkungen reflectieren, die 
von Seite eines anderen Herrn Gemeinderathes gemacht worden 
find. Da iſt die Bemerkung wegen der politiſchen Ehrlichkeit! 
Meine Herren! Ich habe dieſe Bemerkung nicht ſo ernſt genommen, 
wie es von anderen meiner Herren Collegen, gewiſs auch von 
ihrem Standpunkte mit vielem Recht, geſchehen iſt. Erſtens: mit 
einer Partei, die den 37mal gehäuteten Dr. Lueger (Heiterkeit 
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rechts) an ihrer Spitze hat, über politiſche Ehrlichkeit zu ſtreiten, 
halte ich für eine etwas überflüſſige und ſonderbare Mühe. Anderer— 
ſeits mufs ich fagen, kann ich in der Außerung des Herrn Gem. 
Rathes Steiner nicht einen ſo vehementen Angriff erblicken. Ich 
kann darin nur eine maßloſe Selbſtüberhebung erblicken (So iſt 
es! rechts) und den Ausdruck einer Empfindung, die nahezu an 
Größenwahn grenzt. Ich möchte Herrn Gem.-Rath Steiner 
bitten, ſich das abzugewöhnen; er wird mit ſeinen Reden — bei 
uns wenigſtens — wie es draußen in Grinzing iſt, weiß ich nicht — 
viel mehr Wirkung erzielen, wenn er etwas mäßiger und ruhiger 
ſprechen und nicht ſo ungeheuer bramarbaſiren würde, wie er es 
mit dieſer Außerung gethan hat. (Sehr gut! rechts.) 

Es iſt auch von parlamentariſchem Anſtand geſprochen worden; 
es iſt uns vorgeworfen worden, dajs wir z. B. bei der Wahl in 
das Curatorium die Oppoſition nicht ſo berückſichtigt haben, wie 
ſie es gewünſcht hat (Rufe links: Gar nicht!), alſo gar nicht 
berückſichtigt haben. Ich ſtehe bekanntlich auf dem Standpunkte 
— ich perſönlich, jetzt rede ich nicht für die Majorität, jetzt rede 
ich nur für mich — das eine Minorität mit ſolchen Grundſätzen 
wie ſie die geehrte Oppoſition vertritt, überhaupt nicht zu berück— 
ſichtigen iſt; warum, das habe ich ſchon hundertmal ausgeführt, 
alſo damit will ich ſie verſchonen. Im einzelnen Falle — und 
jetzt rede ich für die Majorität, ohne mich auf die Frage einzu— 
laſſen, ob es in dieſem Falle gerechtfertigt geweſen wäre, die 
Oppoſition zu berückſichtigen oder nicht — war die Sache, wie 
mir mitgetheilt worden iſt, ſo: Es war ſchon in unſerem Partei— 
verbande beſchloſſen, wer in das Curatorium zu entſenden iſt. Die 
Wahl iſt für zwei Sitzungen auf der Tagesordnung geſtanden 
und dann erſt iſt der Herr Führer der Oppoſition gekommen und 
hat geſagt „ich möchte welche drinnen haben“. Nein, meine Herren, 
ſolche Pelikane find wir nicht, und fo liebenswürdig und zartfühlend 
kommen Sie uns auch nicht entgegen, daſs wir unſere eigenen 
Parteigenoſſen aus der ſchon getroffenen Wahl hinauswerfen ſollten, 
um einige von Ihrer geehrten Seite (links) aufzunehmen. Das 
müſſen Sie uns ſchon verzeihen. 

Überhaupt — und damit möchte ich ſchließen — möchte ich 
dem geehrten Herrn Führer der Oppoſition, der ſich in neueſter 
Zeit gar ſo mit Vorliebe mit dem Mantel der Geſetzlichkeit drapiert, 
zu bedenken geben, daſs es dem Capellmeiſter jener Concerte, die 
wir hier erlebt haben (Heiterkeit rechts) und deren Anführer er 
geweſen iſt, und wo uns mit den Fäuſten und Füßen die Auf— 
faſſung der geehrten Herren über Geſetzlichkeit vordemonſtriert 
wurde, wohl nicht gut anſteht, uns gegenüber immer von 
Geſetzlichkeit zu reden. (Beifall rechts.) Meine Herren! Kehren Sie 
bezüglich der Geſetzlichkeit immer erſt vor der eigenen Thüre und 
dann kommen Sie zu uns! (Vebhafter Beifall und Händeklatſchen 
rechts.) 

Gem.⸗Nath Dr. Tueger: Es gereicht mir zum Vergnügen, 
daſs ich unmittelbar nach dem Herrn Vorredner zu ſprechen komme, 
weil ich damit endlich Gelegenheit bekomme, die Gefechtsart dieſes 
Herrn ſo recht genügend zu kennzeichnen. 

Er hat damit geſchloſſen, daſs er gemeint hat, ich ſei der 
Capellmeiſter jener Concerte, welche mit Geſetzlichkeit nichts zu 
thun haben. Der geehrte Herr Vorredner möge ſich Folgendes 
merken. Eine Partei, welche innerhalb der Schranken des Geſetzes 
ihre Rechte verficht, bewegt ſich auf geſetzlichem Boden. Seine 
Partei iſt es, welche mit roher Gewalt begonnen hat (Gelächter 
rechts), und der Herr, der hinter ihm ſitzt, Herr Gem.-Rath 
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Djörup, iſt mit geballter Kauft herübergekommen und wollte 
hier einen Fauſtkampf anfangen. (Rufe links: So iſt es!) Ein 
anderer Herr, welcher auf dem Gebiete der — wie ſoll ich ſagen — 
etwas defecten Umgangsformen etwas geleiſtet hat, iſt Herr med. 
Dr. Scholz, der uns das „Maul halten“ geſchafft hat. (Hört! 
hört! links.) Ihre Partei und der geehrte Herr Vorredner ſoll 
gar nicht von Höflichkeit ſprechen, Ihnen gegenüber kann ich noch 
immer ſagen: „Wir Wilde ſind noch immer beſſere Leute!“ So 
roh, ſo parlamentariſch verkommen, wie Sie, meine Herren, ſind 
wir noch lange nicht! (Lebhafter Beifall links. — Gelächter rechts.) 

Nun, meine Herren, wollen wir auf die politiſche Ehrlichkeit 
kommen. Ich möchte denn doch den geehrten Herrn Vorredner 
fragen, wann ich jemals mit meinen Anſchauungen gegenüber 
meiner Wählerſchaft hinter dem Berge gehalten haben. Ich habe 
immer geſagt, was ich gemeint habe, und ich war immer ſo ehrlich, 
meinen Wählern offen das zu ſagen, was ich hier vertreten habe. 
Ich ſpreche hier nicht anders wie vor den Wählern. Ich ſpreche 
im Parlamente nicht anders, wie hier, ich ſpreche im Landtag 
nicht anders wie hier. 

Aber ich kenne Herren, die vor den Wählern anders ſprechen, 
als ſie hier reden — und wenn ich nicht irre, zählt der un— 
mittelbare Herr Vorredner zu dieſen —, und überhaupt der Mann, 
der ſowohl im Landtage wie hier nur eigentlich zu dem Zwecke 
da iſt, um das Intereſſe der Aſſecuranz-Geſellſchaften zu vertreten. 
(Lebhafter Beifall und Händeklatſchen links. — Lebhafter Wider— 
ſpruch rechts.) — — — — 

Vice-Würgermeiſter Dr. Grübl: Ich kann dieſen Vorwurf 
nicht zulaſſen. Mir iſt durchaus keine Handlungsweiſe des Gem. 
Rathes Noske bekannt, welche dieſen Vorwurf rechtfertigen würde; 
ich würde dringend bitten — der Herr Redner weiß ſehr wohl, 
daſs die Vorwürfe nicht begründet find — dieſe Vorwürfe zu 
unterlaſſen.(Gem.⸗Rath Hawranek: Er iſt ja bei einer Aſſecuranz⸗ 
Geſellſchaft!) Das iſt ſeine Sache; Sie haben auch ein Gewerbe! 

Gem.-Nath Dr. Tueger (fortfahren): Es iſt gar keine 
Schande, was ich geſagt habe, er ſoll es offen ſeinen Wählern 
ſagen, dann iſt es recht. Er hat uns zum Vorwurf gemacht, dass 
wir zum Statthalter rennen; es wird uns ja der Rath gegeben, 
wir ſollen zum Statthalter gehen; es iſt uns von Seite des 
Präſidiums der Rath gegeben worden, wir ſollen zum Statthalter 
gehen; ja, es wird ſogar geſagt: bitte nur hinzugehen. Wir con— 
ſtatieren die Geſetzwidrigkeiten welche hier begangen werden nur 
zu dem Zwecke, um zu beweiſen, dass es in Oſterreich einer Partei, 
und zwar der liberalen, erlaubt iſt, jedes Geſetz zu verletzen, und 
das der liberalen Partei jede Geſetzesverletzung nachgeſehen wird, 
dafs niemand etwas einzuwenden hat, und dafs es daher in Oſter— 
reich überhaupt nur Geſetze auf dem Papiere gibt, daſs von einem 
Rechte in Oſterreich gar nicht geſprochen werden kann. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Ich mus doch bitten, 
derlei Vorwürfe zu unterlaſſen. Ich weiß nicht, wieſo man bei 
einer Budgetberathung im Wiener Gemeinderathe zu ſolchen Vor— 
würfen kommt, die nicht zur Ehre des Vaterlandes gereichen. 

Gem.-Nath Dr. Tueger (fortfahrend): Ich gehe Punkt für 
Punkt durch, was der unmittelbare Herr Vorredner geſagt hat. Er hat 
behauptet, ich hätte im Jahre 1891 eine andere Anſchauung gehabt 
wie heuer, und hat geſagt, es ſteht hier gedruckt. Ich kenne meinen 
geehrten Vorredner, ich weiß, wie er auf das Nichterinnern ſpe— 
culiert, und darum habe ich geſagt: „Verleſen!“ Und was hat er 
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verleſen? Das ich einen anderen Modus der Steuer beantragt 
habe. Nun habe ich hier offen erklärt, dafs nur Punkt b des 
Antrages IV ungeſetzlich iſt, in welchem bis März 1894 die bis 
zur Feſtſtellung u. ſ. w. ſich ergebenden Auslagen zu bewilligen 
ſind. Das habe ich für ungeſetzlich erklärt. Die Einhebung der 
Umlagen — das weiß ich ſehr wohl — können Sie nach dem 
Geſetze beſchließen, das andere aber, litera b, iſt ungeſetzlich, und 
ſehen Sie, der unmittelbare Herr Vorredner wird einſehen, dafs 
ich ihn genau kenne, man mußs einen ſolchen Mann — er iſt 
anlglatt wie ein Fiſch — feſthalten und nicht auslaffen, man 
muss ihn zwingen, genau zu citieren, damit er nicht etwas be— 
haupten kann, was nicht richtig iſt, was er ſehr gerne thut. 

Er hat weiter erwähnt, dass wir mit altem Kohl kommen, 
und er hat auch recht; ich habe geglaubt, er wird uns die Un— 
wahrheiten, die wir immer demjenigen zum Vorwurfe machen, den 
Sie zum Bürgermeiſter gemacht haben, widerlegen, ich habe ge— 
glaubt, ich werde jetzt niedergeſchmettert werden, aber merkwürdig, 
da hat der große Noske auf die Uhr geſchaut und hat geſagt: 
Es iſt zu ſpät. (Lebhafte Heiterkeit links.) 

Der geehrte Herr Vorredner hat damals, als demjenigen, den 
Sie zum Bürgermeiſter gewählt haben, die Unwahrheit nachge— 
wieſen worden iſt, ſich zur thatſächlichen Berichtigung gemeldet 
und wollte dieſen Mann, den Sie zum Bürgermeiſter gewählt 
haben — es iſt gut, dass das einmal in öffentlicher Sitzung zur 
Sprache kommt — herausreißen, er hat ihn aber hineingeritten. 
Der Mann nämlich, den Sie zum Bürgermeiſter gewählt haben, 
hat gejagt, er habe nichts gejagt, und Noske hat erklärt, er 
habe Folgendes zu ihm geſagt: „Sie können zum Reden nicht 
gezwungen werden.“ (Heiterkeit links.) Er hat alſo das Gegentheil 
von dem geſagt, was jener Mann geſagt hat, den Sie zum 
Bürgermeiſter gemacht haben, und der Mann wagt es, uns hier 
vielleicht lächerlich machen zu wollen, daſs wir Unwahrheiten 
ſprechen. 

Schweigen Sie über dieſe Geſchichte, meine ſehr geehrten 
Herren, und ſchämen Sie ſich, dafs Sie einen ſolchen Mann 
wieder zum Bürgermeiſter gewählt haben. Meine Herren! Es 
wird immer davon geſprochen, dass wir Unrichtigkeiten und Über— 
treibungen vorbringen. Ich habe gedacht, daſs ein geehrter Herr 
College — auch ein Berufscollege — nachweiſen würde, dass ich 
mit dem § 50 unrecht habe, und dals das, was Sie beantragen, 
geſetzlich iſt. Er hat das nicht einmal verſucht. Er hat gejagt, 
weil nichts darinſteht, können wir machen was wir wollen. Nein, 
meine Herren! Und jetzt komme ich auf die Frage: Wiſſen Sie, 
was ein Statthalter mit Ihnen, überhaupt mit dieſer Verwaltung 
thun ſoll, wenn er das Geſetz erfüllen will? Er ſoll eine Ge— 
meindevertretung und einen. Stadtrath, der das Geſetz nicht be— 
obachten kann, davonjagen. (Beifall und Händeklatſchen links.) 

Meine Herren! Das geht nicht fo, dass irgend eine Körper: 
ſchaft ſich über das Geſetz hinwegſetzt. Dazu hat ſie keine Be— 
rechtigung. Entweder, meine Herren, können Sie nicht gut ver— 
walten oder Sie wollen es nicht, das iſt gleichgiltig. Aber, wenn 
ein Statthalter die Beobachtung der Geſetze erzwingen will, wozu 
er eigentlich verpflichtet iſt, fo muſs er jene Mittel in Anwendung 
bringen, die ihnen das Geſetz an die Hand gibt. In Reichenberg 
iſt die Stadtvertretung wegen der lächerlichſten Dinge aufgelöst 
worden, Sie aber können ſchalten und walten, wie Sie wollen, 
Sie können eine Million Wertpapiere verkaufen, kein Menſch fragt 
darnach, und das wird dann ſofort genehmigt. Ihnen iſt es ge— 


XN 


a N N u Sy — — 


ſtattet, das Geſetz umzudrehen, wie man einen Handſchuh umdreht, 
Sie können mit dem Geſetze machen, was Sie wollen, es iſt 
niemand in Öfterreich, der Sie dazu zwingt, das Geſetz zu be— 
obachten. Und dieſer Zuſtand iſt ein ſolcher, dass er nicht geduldet 
werden kann und darf, und folange ich mich hier rühren kann, 
werde ich immer über dieſes Thema ſprechen. 

Ein geehrter Herr lacht darüber. Ich ſage ihm, Chriſt und 
Jude ſind dem Geſetz unterthan, und die Juden müſſen die Geſetze 
ebenſo beobachten, als ſie die Chriſten zu beobachten verpflichtet 
ſind. (Beifall links.) Die Richligkeit dieſes Grundſatzes, den ich 
ſoeben ausgeſprochen habe, wird hoffentlich auch ein Jude nicht 
beſtreiten. 

Nun komme ich zu einigen Punkten, die zum Theil ſchon be— 
ſprochen worden, die ich aber auch ſtreifen mußs. 

Der geehrte Herr Referent hat geſagt, daſs bei der Wahl in 
die Commiſſionen nicht die Ziffer maßgebend ſein ſoll, ſondern die 
Eignung der betreffenden Perſonen. Ja, meine Herren, wenn Sie 
die Eignung ins Auge faſſen, dann müſſen Sie unſerer Partei 
zwei Drittel geben und ſich mit einem Drittel begnügen. (Ge— 
lächter rechts.) Sie verzeihen, daſs ich das ſage. Die Herren, die 
nicht im Stadtrathe ſitzen, kenne ich nicht, den geehrten Herrn 
Collegen, der neben Dr. Klotzberg ſitzt, kenne ich von früher, 
er hat einmal gegen Gem.-Rath Hawranek den Kürzeren ge— 
zogen, das wird er zugeben müſſen. Die Herren, die nicht dem 
Stadtrathe angehören, kenne ich nicht, außer wenn fie dem früheren 
Gemeinderathe angehört haben. Aber wenn ein Mitglied der 
Majorität, welches auch Mitglied des Stadtrathes iſt und daher 
wiſſen muss, welch kleine Summe von Weisheit die Majorität in 
den Stadtrath geſendet hat, von Eignung der Perſonen ſpricht, iſt 
das eine Überhebung ſondergleichen. Ich würde es Ihnen gönnen, 
wenn Sie manchesmal den Stadtraths-Sitzungen beiwohnen könnten 
(Gem.⸗Rath Hawranek: Ich denke mir's), ich verſichere Sie, 
es iſt nicht zu beſchreiben, und der Herr Referent wird nicht im 
Stande ſein, das als unwahr zu erklären, was ich geſagt habe. 
Es iſt geradezu unerhört, was vorgeht. Herr St.-R. Noske hat 
ſogar ein Buch von Ausſprüchen, ausgezeichnete Ausſprüche, 
die im Stadtrathe vorgekommen ſind. (Beifall und Händeklatſchen 
links. — Rufe: Theater!) Ich will glauben, dass die Herren, die 
nicht in den Stadtrath gewählt ſind, beſcheidener ſind; das will 
ich zu ihrer Ehre annehmen. Aber die Herren vom Stadtrathe 
bitte ich, recht beſcheiden zu ſein, wenn man auf geiſtige Fähig— 
keiten zu ſprechen kommt. 

Der Herr Referent hat weiter ein ſehr richtiges Wort ge— 
ſprochen; er hat nämlich geſagt: „da müſste man die Bude zus 
ſperren“. Meine Herren, wenn ich von „Bude“ geſprochen hätte 
oder vom „Zuſperren“, hätte ich gewiſs einen Ordnungsruf bekommen. 
Aber nachdem einer von der Majorität es gejagt hat, kann ich 
nicht anders als erklären, daj3 die Wirtſchaft mit dem Worte 
„Bude zuſperren“ hier ganz richtig gekennzeichnet worden iſt. 
(Beifall.) 

Der Herr College — da hätte ich mich bald verſprochen und 
dem Herrn vielleicht wehe gethan — alſo der Herr Gem.-Rath 
Dr. Friedjung hat gemeint, er bewundere nur meine Selbſt— 
einbildung, daſs ich erklärte, wenn ich bei Ihnen (rechts) drüben 
wäre, müfste ich Bürgermeiſter fein! Nun, meine Herren, das ft 
doch keine Selbſteinbildung, wenn ich ſo etwas geſagt habe. Wenn 
Sie einen Dr. Prix zum Bürgermeiſter gewählt haben, ſo 
müssten Sie ſich ja alle zehn Finger abſchlecken, wenn Sie mich 
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zum Bürgermeiſter bekämen (Gelächter rechts); ſich mit Herrn 
Dr. Prix zu vergleichen, iſt gewiss keine Selbſtüberhebung, im 
Gegentheile, ich würde mich wirklich — wie ſoll ich ſagen — 
traurig berührt fühlen, wenn ich keinen ſolchen Vergleich auszu- 
halten im Stande wäre. Herr Collega Dr. Nechansky hat auch 
einen Ausſpruch gethan, welcher vollſtändig zutrifft. Er hat nämlich 
geſagt: „Wir ſtehen einer Unternehmer-Geſellſchaft näher als einem 
Parlamente.“ Sehr richtig, wir ſtehen auch — d. h. nicht wir, 
aber vielleicht die Herren von der Majorität, denn ich weiß ja 
nicht, wen er damit gemeint hat — einer Unternehmer-Geſellſchäft 
näher, als einem Parlamente, das anerkenne ich vollſtändig. Aber 
wenn geſagt wurde, dass Sie, meine Herren, nicht die Intereſſen 
einer einzelnen, verhältnismäßig kleinen Clique vertreten, jo mufs 
ich Sie doch an alles erinnern, was — ich thue es nicht gern, 
denn es iſt dies vielleicht wirklich alter Kohl, aber Sie ſcheinen 
es immer wieder zu vergeſſen —, was Sie gethan haben. 

Es haben bei Löſung der Tramwayfrage — das ſage ich 
Ihnen in's Geſicht — jene Herren, die damals da waren und 
für die Anträge des Herrn Referenten Dr. Prix geſtimmt haben, 
nicht die Intereſſen der Geſammtheit vertreten, ſondern nur die 
Intereſſen der Tramwah-Geſellſchaft; Sie haben bei Löſung der 
Gasfrage nicht die Intereſſen der Gemeinſamkeit vertreten, ſondern 
nur die Intereſſen der engliſchen Geſellſchaft; Sie haben bei den 
Verſicherungs-Angelegenheiten nicht die Intereſſen der Geſammtheit 
vertreten, ſondern nur die der einzelnen Feuerverſicherungs-Geſell⸗ 
ſchaften; Sie müſſen ſich dies ruhig ſagen laſſen, denn es iſt die 
Wahrheit, die — ich könnte ſagen — mit eherner oder goldener 
Schrift angenagelt iſt, die Sie nicht wegwiſchen können, denn es 
iſt wahr. Sie können ſich vielleicht beſſern (Gelächter links), wenn 
es möglich iſt, aber ableugnen können Sie dies nicht. (Gem.⸗Rath 
Hawranek: Herr Dr. Prockſch iſt nicht zu beſſern! Gelächter 
rechts.) Nun ſehen Sie, der Herr Führer Ihrer Partei, Gem. 
Rath Dr. Nechansky, hat uns übel genommen, dass wir gelacht 
haben, und hat gemeint, wir müjsten ſehr gut aufgelegt fein und 
es könne den Wählern, die wir vertreten, nicht ſo ſchlecht gehen. 
Nun, meine Herren, wir haben nicht gelacht, vielleicht ein oder 
zwei Herren, ich aber gewiſs nicht; ich thue dies nicht, weil ich 
Herrn Dr. Nechansky ernſt nehme. 

Es iſt nämlich immerhin eine Leiſtung für einen Mann, wenn 
er aus einem Führer von 18, aus einem Unzufriedenen, auf ein— 
mal Führer der Majorität wird. (Beifall und Händeklatſchen links. 
Gelächter rechts.) Ein ſolcher Mann kann es zu etwas bringen. 
Sie, meine Herren (rechts), lachen bei jeder Gelegenheit, Sie 
unterhalten ſich ganz ausgezeichnet, Sie freuen ſich offenbar im 
Beſitze Ihrer Macht und ſind übermüthig, aber, meine Herren, 
auch für Sie wird einmal das Stündlein ſchlagen, wann, weiß 
ich nicht, aber was ich dazu thun kann, damit es einmal ſchlägt, 
das werde ich ehrlich thun, das verſpreche ich Ihnen! Ich werde 
an dem Strick ordentlich ziehen, ich werde läuten, damit es die 
ganze Bevölkerung hört und damit es endlich vielleicht auch zu 
den Ohren der Höheren gelangt, wie Geſetz und Recht in dieſem 
Gemeinderaͤthe mit Füßen getreten wird! (Lebhafter Beifall links. 


Widerſpruch rechts.) 


Referent (zum Schluſsworte): Wenn ich von dem vielen, 
was hier überflüſſig geſprochen wurde, abſehe, ſo ſind es eigentlich 
drei Punkte, auf welche ich als Referent zu erwidern verpflichtet 
bin. Die erſte Einwendung iſt, daſs das Elaborat nicht früher 
eingebracht worden iſt. Nun, meine Herren, ich kann Sie ver— 
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ſichern, daſs, was mich dabei betrifft, kein Menſch in einer kürzeren 
Zeit als 10 bis 12 Tagen, die ich mit dem Studium dieſer An— 
gelegenheit verbracht habe, dies zu leiſten in der Lage iſt, und 
daſs auch der Stadtrath, welcher — ich glaube — acht Sitzungen 
gebraucht hat, ſoviel dringende Geſchäfte inzwiſchen zu erledigen 
gehabt hat, daſs es wohl eine Sünde geweſen wäre, dieſe An— 
gelegenheiten warten zu laſſen und hoffe ich, dafs es im nächſten 
Jahre beſſer ſein wird. 

Ein anderer Herr Vorredner hat mir den Vorwurf gemacht, 
dem ſich auch ein weiterer College angeſchloſſen hat, dafs im | 
Budget des vorigen Jahres viele Sachen enthalten waren, welche 
nicht ausgeführt wurden, und er meinte, dass wir dieſe Ausgaben 


kennt mich der Herr College ſehr ſchlecht. 
in das Budget kommt, habe ich Kämpfe mit dem Stadtbauamte, 
den Behörden, den einzelnen Antragſtellern zu beſtehen gehabt, um 
jede Pflaſterung, jede Schule ſtreite und kämpfe ich, ſoviel ich kann, 
um das Budget herabzubringen! Wenn es ſich nun im Laufe des 
Jahres gezeigt hat, daßs nicht alles auszuführen war, fo iſt es 
nicht ſo aufzufaſſen, als ob die Arbeit nicht geſchehen würde, ſie 
wird einfach auf das nächſte Jahr verſchoben, oder wenn beiſpiels— 
weiſe eine Straße, welche nicht gepflaftert werden konnte, weil das 
Material hiezu fehlte, erwähnt wird, ſo finden Sie alle dieſe Objecte 
in dem Pflaſter⸗Präliminare enthalten. 

Nun hat mir ein College zugemuthet, daſs ich von den 
geiſtigen Fähigkeiten der Oppoſition eine geringere Meinung habe, 
als von denen der Herren Collegen, die meiner Parlei angehören. 
Woher er das weiß, weiß ich nicht. Wenn ich den Grundſatz auf— 
geſtellt habe, daſs bei der Wahl der Commiſſion die geiſtigen 
Fähigkeiten zu entſcheiden haben, ſo iſt das für die Verwaltungs— 
behörde der wichtigſte Grundſatz, den man haben kann. Ich meine 
nicht, daſs es ein beſonders geſcheiter Menſch fein muss. Es iſt 
möglich, daſs die ſieben Herren von der Oppoſition gerade ſo 
geſcheit ſind, wie die 23 Herren von der Majorität oder umgekehrt, 
ſondern ich meine, daſs das ganz anders gemacht werden müsste. 
Bei der Wahl in die Budget-Commiſſion mufs vor allem darauf 
geachtet werden, dafs aus jedem Bezirke ein oder mehrere Herren 
find und dann mus auch auf den Beruf Rückſicht genommen 
werden. Wir müſſen ſchauen, daſs in der Budget-Commiſſion 
möglichſt alle Berufskreiſe vertreten find, fo dass die Herren in 
der Lage find, auf die Berathung den nöthigen Einfluſs zu nehmen. 
Das war der Grund, welcher mich bewogen hat, zu ſagen, man 
ſolle nicht nach einem arithmetiſchen Rechenexempel die Mitglieder 
vertheilen, ſondern auf die Eignung der Betreffenden ſchauen. Dann 
iſt weiters geſagt worden, ich habe einen Widerſpruch damit be— 
gangen, indem ich geſagt habe, man ſolle jeden Gulden, bevor 
man ihn ausgibt, auſchauen und prüfen, andererſeits ſoll ich geſagt 
haben — das wohl bei einer anderen Gelegenheit —, es ſtehe dem 
Gemeinderathe frei, auch einzelne Gruppen pauſchaliter zu erledigen. 
Wenn man zwei ſo verſchiedene Ausdrücke zuſammenfaſst, fo kommt 
ein Widerſpruch heraus, der in Wirklichkeit nicht vorhanden iſt. 

Auf die Bemerkung des letzten Redners Herrn Dr. Lueger, 
der ſich ſogar dahin verſtiegen hat, zu ſagen, wir könnten uns 
glücklich ſchätzen, ihm ein Monument zu ſetzen, verzichte ich zu 
antworten, und überlaſſe es den Herren, ſich darüber zu denken 
was ſie wollen. 

Gem.-Nath Steiner (zur thatſächlichen Berichtigung): Herr 
St.⸗R. Noske hat behauptet, dafs meine Außerung, worin ich er— 
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Collegen Steiner erſuchen, 
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klärte, daßs ungeſetzliche Beſchlüſſe gefast worden find, unwahr 
wäre. Dem gegenüber erkläre ich nochmals, daſs im Stadtrathe 
bei Anweſenheit von elf Mitgliedern Beſchlüſſe gefaſst worden find, 
daſs unter dem gegenwärtigen Vorſitzenden in der letztjährigen 
Budgetdebatte bei Anweſenheit von 36 Mitgliedern — wie aus dem 
Amtsblatte erſichtlich — Beſchlüſſe gefasst worden find, welche nicht 
annulliert wurden. 

Wenn der Herr St.⸗R. Noske glaubt, dafs wir in Grinzing 
dafür halten, dass jeder in Grinzing nur denjenigen Lohn bekommt, 
den er verdient, ſo ſage ich, daſs, wenn der Herr Stadtrath ein— 
mal eine ganze Sitzung anweſend iſt, wenn er rechtzeitig kommt 


und bis zum Schluſſe bleibt, er dann auch ſeinen Gehalt als 
nur deshalb hineingeſtellt haben, um damit etwas zu flunfern. Da 


Um jeden Poſten, der 


Stadtrath verdient. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Ich mufs den Herrn 
er ſolle die Beſchlüſſe bekannt— 
geben, welche der Stadtrath bei Anweſenheit von elf Mitgliedern 
gefaſst hat und ſolle die Beſchlüſſe angeben, welche hier die Ver— 
ſammlung gefaſst hat, und bei der dieſelbe nicht beſchluſsfähig war. 
(Rufe links: Gewiſs!) Ich weiß es nicht, ſonſt hätte ich nicht 
gefragt, ich beſtreite aber, dajs dieſe Behauptung richtig iſt. 

Gem.-Nath Noske (zur Berichtigung): Ich bin ſonſt kein 
Freund von thatſächlichen Berichtigungen, muſs aber um eine 
Minute Geduld bitten, weil gewiſſe Dinge nicht 5 
bleiben dürfen, ſonſt heißt es auf der Gegenſeite: es iſt nichts 
erwidert worden, darum iſt es wahr. Zunächſt berihige ich, dass 
ich deswegen nicht auf alle Einwürfe, die über die Wahrheitsliebe 
des Bürgermeiſters heute gemacht worden ſind, eingegangen bin, 
weil dazu nicht der Ort und die Zeit iſt und ich mich an das 
Programm zu halten pflege, das auf der Tagesordnung ſteht. Ich 
habe geſagt: wir werden darauf zurückkommen; wenn die Bürger— 
meiſter-Dotation kommt, werden die Herren die ganze Geſchichte 
wieder erzählen, dann wird der Platz dazu ſein. Ich habe weiters 
die Behauptung des Herrn Dr. Lueger zu berichtigen, es habe 
der Fall Djörup — Scholz zu jenem Concert provociert, das 
ich erwähnt habe. Das iſt ſchon der Zeit nach nicht richtig, denn 
der Fall Djörup — Scholz war viel ſpäter als die Bürger: 
meiſterwahl, und die Herren werden zugeben, daſs wir Ihrem 
ſonderbaren Treiben eine halbe Stunde zugeſehen haben, ohne uns 
zu rühren, weil wir ſehen wollten, wie lange Sie es mit dem 
Schreien aushalten würden. 

Ich bemerke weiters, das Herr Dr. Lueger mit der 
Außerung, die er aufgefangen hat und die er gegen den Bürger— 
meiſter und mich ausbeuten will, ſich — ich kann es nicht anders 
benennen — einer Verdrehung der Thatſachen ſchuldig gemacht 
hat. (Widerſpruch links.) Der Bürgermeiſter hat nicht behauptet, 
daſs er dem damals am Referententiſch ſtehenden Beamten ver: 
boten hat etwas zu ſagen oder ihm nichts geſagt hat, ſondern er 
hat erklärt, er habe ihm nicht verboten, dass er nichts ſagen darf. 
Und in Übereinfti immung damit ſteht meine Außerung, dass er 
geſagt hat: Sie können nicht verpflichtet werden, darauf zu ant— 
worten. Das darf nicht verdreht werden. Ich kenne Ihre Kunſt— 
ſtücke auch, Herr Dr. Lueger, ich weiß, wie Sie mit der Ver— 
drehung eines Wortes arbeiten können. 

Wenn endlich Herr Dr. Lueger einen harmloſen Scherz für 
geeignet gefunden hat, hier erwähnt zu werden, den Scherz, daſs ich 
manche Außerungen, die im Parlamente, im Landtage, im Stadt— 
rathe und im Gemeinderathe vorkommen, ſammle, um in fröhlichen 
Stunden uns daran zu erheitern, jo iſt dieſer Gegenſtand gewifs 
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kein Anlafs, um hier einen Vorwurf gegen die geiſtige Fähigkeit zu 
erheben, umſoweniger, als ich ſehr geſchätzte Beiträge zu dieſem 
Werkchen Herrn Dr. Lueger als Stadtrath verdanke. (Sehr 
gut! rechts.) 


Vice-Würgermeiſter Dr. Grübl: Wir ſchreiten zur Ab— 
ſtimmung. Ich werde zunächſt den Punkt 3 zur Abſtimmung bringen, 
es ſei behufs Prüfung dieſes Voranſchlages eine Commiſſion von 
30 Mitgliedern aus dem Plenum des Gemeinderathes einzuſetzen, 
welcher Commiſſion die sub I und II angeführten Gegenſtände zur 
Vorberathung zuzuweiſen ſind. Dann kommt die Abſtimmung über 
Punkt IV. Da wurde zu den Punkten! und 10 ein Abänderungs-Antrag 
geſtellt. Ich werde zunächſt den Abänderungs-Antrag zur Abſtimmung 
bringen. Bezüglich der übrigen Punkte wurde kein Gegen-Antrag 
geſtellt, dieſe Anträge werden daher unter einem zur Abſtimmung 


kommen. Endlich wird über die Punkte 11 und 12 und dann über 
Alinea b abgeſtimmt. Bei Alinea b iſt, wie ſchon der Herr Referent | 


erwähnt hat, einzufchalten: „bis Ende März 1894 u. ſ. w.“ 

Die Herren, welche mit dem Punkte III einverſtanden ſind, dass 
behufs Prüfung des Voranſchlages eine Commiſſion von 30 Mit— 
gliedern aus dem Plenum des Gemeinderathes einzuſetzen ſei, wollen 
die Hand erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Dieſer Commiſſion werden die unter J und II angeführten 
Gegenſtände zur Vorberathung zugewieſen. 

Herr Gem.-Rath Steiner hat beantragt, dass dieſer Commiſ— 
ſion auch die in der Budgetdebatte 1892 und 1893 geſtellten und 
bisher noch nicht erledigten Anträge zugewieſen werden. Dieſe 
Anträge könnten nach § 70 des Statuts nur nach der Vorberathung 
im Stadtrathe dieſer Commiſſion zugewieſen werden. (Gelächter 
links.) 

Die Herren, welche nach dieſer Auslegung mit der Annahme 


des Antrages Steiner einverſtanden ſind, bitte ich, die Hand 


zu erheben. (Geſchieht.) Minorität. Abgelehnt. 

Wir kommen jetzt zu Punkt IV. 

Zuerſt bringe ich zur Abſtimmung aus dieſem Punkte IV den 
Antrag des Herrn Gem.-Rathes Dr. Stern, der dahin geht, 
es ſolle: 1. der Zinskreuzer im Ausmaße von 4 kr. vom 
Mietzinsgulden und 10. die Schulumlage im Ausmaße von 
4½ kr. vom Zinsgulden eingehoben werden. 

Die Herren, welche mit dem Antrage des Herrn Gem. 
Rathes Dr. Stern einverſtanden ſind, bitte ich, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Gegen die übrigen Anträge wurde eine Einwendung nicht 
erhoben. Ich erſuche die Herren, welche mit den ſämmtlichen 
Poſitionen unter IV mit Ausnahme derjenigen, worüber ſchon 
abgeſtimmt wurde, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 


Endlich erſuche ich die Herren, die mit Minen b einverſtanden 
find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 
Damit iſt der Gegenſtand erledigt. 

Beſchluſs: J. Behufs Prüfung des Voranſchlages iſt eine 
Commiſſion von 30 Mitgliedern aus dem Plenum des 
Gemeinderathes einzuſetzen. 

II. a) die Gemeindeumlagen und ſtädt. Steuern 
und zwar: 


1. Der Zinskreuzer im Ausmaße von 4¼ kr. vom 
Mietzinsgulden; 
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2. des ſtädtiſchen Zuſchlages von 21% zur l. f. 
Hauszinsſteuer; 
3. des ſtädtiſchen Zuſchlages von 21 Percent zur l. f. 
Hausclaſſenſteuer; 
4. des ſtädtiſchen Zuſchlages von 21 Perceut zur 
5percentigen Steuer hauszinsſteuerfreier Gebäude; 
5. des ſtädtiſchen Zuſchlages von 21 Percent zur 
l. f. Grundſteuer; 
6. des ſtädtiſchen Zuſchlages von 21 Percent zur 
l. f. Erwerbſteuer ſammt Staatszuſchlägen; 
7. des ſtädtiſchen Zuſchlages von 21 Percent zur 
l. f. Einkommenſteuer ſammt Staatszuſchlägen; 
8. des ſtädtiſchen Zuſchlages zur l. f. Ver— 
zehrungsſteuer und zwar: 
a) im Ausmaße von 30 Percent für ſämmtliche 
Artikel des Verzehrungsſteuer-Tarifes mit Aus— 
nahme des Bieres, 
b) im Ausmaße von 100 Percent für Bier (Landes— 
geſetz vom 19. December 1891, L.⸗G. Bl. 
Nr. 58); 
9. der communalen Abgabe für gebrannte geiſtige 
Flüſſigkeiten (Landesgeſetz vom 19. December 1891, 
L.⸗G.⸗Bl. Nr. 59); 
10. der Schulumlage im Ausmaße von 4½ kr. 
vom Zinsgulden; 


— 


11. der Einquartierungsumlage im Ausmaße wie 
im Vorjahre von /¼ kr. vom Zinsgulden; 


12. der Vorſpannsumlage im bisherigen Betrage 
von 15 kr. für jedes Pferd; ſind auch für das Jahr 
1894 auszuſchreiben und einzuheben. 

p) Bis Ende März 1894 find die bis zur Feſt— 
ſtellung des Hauptvoranſchlages pro 1894 durch den 
Gemeinderath ſich ergebenden Auslagen nach Er— 
fordernis und nach Maßgabe der in dieſem vom Stadt— 
rathe vorgelegten Hauptvoranſchlage enthaltenen Poſiti— 
onen zu beſtreiten. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Mit Rückſicht darauf, dass 
der Gegenſtand der heutigen Tagesordnung zu Ende geführt und 
erledigt worden iſt, entfällt die morgige Sitzung. Die Herren 
werden überdies noch perſönlich verſtändigt werden. 

Wir haben ſonach heute die letzte Sitzung in dieſem Jahre 
und ich wünſche unſerer geliebten Vaterſtadt und Ihnen, verehrte 
Herren, ein recht glückliches Neujahr. Ich ſchließe mit dem Wunſche, 


| daf3 uns das neue Jahr recht viel Glück und Segen bringen 


möge. (Beifall.) 


Die Sitzung iſt geſchloſſen. 
(Schluss der Sitzung 8 Uhr 15 Minuten abends.) 


——— Da Ds 
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Stadtrath. 
Bericht 


über die Stadtraths-Sitzung vom 21. December 1893. 


Vorſitzende: 1. Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter. 
2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Grübl. 


1 IIND 


Anweſende: Dr. v. Billing, Meißl, 
Boſchan, Müller, 
v. Götz, v. Neumann, 
Dr. Hackenberg, Noske, 
Dr. Huber, Schlechter, 
Kreindl, Dr. Steuzl, 
Dr. Lederer, Dr. Vogler, 
Dr. Lueger, Witzelsberger, 
Matthies, Wurm. 
Matzenauer, 


Beurlaubt: St.⸗R. Rückauf. 

Entſchuldigt: St. R. Schneiderhan. 

Experten: Magiſtratsräthe Siegl und Linsbauer, Bau— 
rath Thalhammer, Oberingenieur Licht blau, 
Ingenieur Beraneck, Marktinſpector Wildfeuer. 

Schriftführer: Magiſtrats-Concipiſt Dr. Weiſer. 


Pice-Bürgermeifler Dr. Grübl eröffnet die Sitzung 
und theilt mit, daſs im Jahre 1893 und zwar am 8. März, 
11. April, 15. und 16. Mai, 6., 8. und 21. Juni, 7., 8., 13., 
29. und 31. Juli, 12. und 16. September, 1., 16. und 17. October, 
7. November, 14. und 15. December Scontrierungen der ſtädtiſchen 
Caſſen ſtattgefunden haben. (Zur Kenntnis.) 

(8780.) St.-R. Ritt. v. Neumann referiert über den Statt⸗ 
haltere-Erlaſs vom 31. October 1893, Z. 54161, betreffend die 
Tracegenehmigung der Stadtbahnlinie Hietzing —Hütteldorf und be— 
antragt, den mit dieſem Erlaſſe intimierten Erlass des k. k. Handels: 
miniſteriums vom 7. Juli 1893, Z. 32414, zur Keuntnis zu nehmen. 

Nach den Ausführungen der anweſenden Experten Magiſtratsrath 
Linsbauer und Baurath Thalham mer wird der Referenten⸗ 
Antrag angenommen. 

(7603 und 8688.) St.-. Müller referiert in Anweſenheit 
der Experten Oberingenieur Lichtblau und Ingenieur Beraneck 
neuerlich über die Druckprobe der für die Heizanlage der Schule in 
Unter⸗St. Veit, Auhofſtraße Nr. 27, beſtimmten Niederdruck -Dampf⸗ 
keſſel ſowie über die Eingabe der Actiengeſellſchaft für Waſſerleitungen, 
Gas⸗ und Heizungsanlagen, bezüglich der Verwendung böhmiſchen Bleches 
zu den Keſſeln bei der Niederdruck-Dampfluftheizung in der Schule 
VI., Kandlgaſſe 30, und beantragt: 

1. die Verwendung von ungeprüftem böhmiſchen Fluſseiſen zu 
den Böden der für die Heizanlage der Schule in Unter-St. Veit 
beſtimmten Keſſel wird nachträglich genehmigt und die angebotene 
Verlängerung der Haftzeit für die Keſſel auf fünf Jahre angenommen. 
Letztere Verpflichtung iſt durch Zurückhaltung einer dem Werte der 
Keſſel entſprechenden Caution ſicherzuſtellen; 

2. die von der genannten Actiengeſellſchaft für die Heizanlage 
der ſtädtiſchen Schule in der Kandlgaſſe gelieferten Keſſel aus böhmiſchen 
Blechen werden mit Nücficht auf die angebotene Erſtreckung der 
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Haftzeit für dieſelben auf die Dauer von fünf Jahren zur Übernahme 
in die Benützung und das Eigenthum der Gemeinde zugelaſſen. 

Nach Anhörung der Experten werden die Referenten-Anträge 
angenommen. 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter übernimmt den 
Vorſitz.) 

(8464.) Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl referiert über die 
Petition von Fleiſchhauern wegen des Verkaufes von Fleiſch in der 
Großmarkthalle und beantragt: 

1. Der Verkauf der Fleiſchwaren am Fleiſchmarkte in der Groß— 
markthalle iſt zuläſſig: 

a) rückſichtlich des Rindfleiſches in halben Thieren, 
in Vierteln, reſpective Fünfteln, und in nachbenannten Qualitätsſtücken: 
Knöpfel, Eugliſchbraten, Roſtbratenried, Riedhüfel, Spitz, Triſtl, 
Schulter, ganze oder halbe Bruſt (Bruſtkopf und Frack), Leberzeug im 
ganzen; 

b) beim Kalb- und Schaffleiſch in ganzen, halben und 
Viertelthieren; 

c) beim Lammfleiſch in ganzen und halben Thieren; 

d) beim Schweinfleiſch in ganzen oder halben Thieren 
und in den Qualitätsſtücken: Schlägel, Schulter und Rücken. 

2. Eine Theilung der zu Markte gebrachten Kälber, Schafe, 
Lämmer und Schweine darf am Fleiſchmarkte nicht ſtattfinden. 

Zu dieſer Anderung des § 9 der Marktordnung wäre die 
Genehmigung der Statthalterei einzuholen. 

Bezüglich des Punktes 2 werden folgende Abänderungs-Anträge 
geſtellt: 

vom St.-R. Dr. v. Billing: Eine Theilung der zu Markte 
gebrachten Stücke von Rindern ſowie die Theilung von Kälbern ꝛc. 
darf am Engrosfleiſchmarkte nicht ftattfinden ; 

vom StR. Dr. Lueger: Eine Theilung der auf den Fleiſch— 
markt eingebrachten Rinder, ſeien es ganze, halbe oder Viertel oder 
andere zuläſſige Fleiſchſtücke, ſowie der Kälber ꝛc. darf nicht ſtattfinden; 

vom St.⸗R. Matthies: Eine Theilung des Fleiſches auf dem 
Markte darf nicht ſtattfinden. 

Bei der Abſtimmung werden die Referenten-Anträge 
mit folgender Abäuderung des Punktes 2: 

„Eine Theilung der zu Markte gebrachten Thiere oder Stücke 
von Thieren dortſelbſt iſt unbedingt verboten“ 
zum Beſchluſſe erhoben. 

(Bei der Berathung dieſes Referates fungierten Magiſtratsrath 
Siegl und Markt⸗Inſpector Wildfeuer als Experten.) 

(8278.) Derſelbe referiert über die Anträge in Betreff der Er— 
richtung eines Schiedsgerichtes auf dem Central-Viehmarkte St. Marx 
und beantragt die Wahl eines Comités zur Vorberathung dieſes 
Geſchäftsſtückes. (Angenommen.) 

(9130.) St.-R. Wurm referiert über den Statthalterei-Erlaſs 
vom 6. December 1893, Z. 86081, betreffend das Project, ent— 
haltend das Betriebsgebäude mit Markthalle bei der Frachtenſtation 
Michelbeuern der Gürtellinie der Stadtbahn. 

Referent beantragt vorbehaltlich der ad M. -Z. 17879093 
anhängigen weiteren Verhandlungen wegen mietweiſer Überlaſſung der 
Hallenlocalitäten an die Gemeinde, ſowie der etwa erforderlichen 
Anderungen an der inneren Eintheilung dieſer Räume für den Fall, 
als das Übereinkommen zuſtande kommt: 

Die Gemeinde erklärt, daſs vom Standpunkte der Localintereſſen 
gegen den geplanten Bau kein Bedenken beſteht, wenn die nach einer 
Frontlänge des Gebäudes von 43 m ſich ergebende Canaleinmündungs— 
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Gebür im Betrage von 516 fl. an die ſtädtiſche Hauptcaſſa entrichtet 
und im Sinne des § 61 der Wiener Bauordnung das vorſchrifts— 
mäßige Trottoir gelegt wird. 

Gleichzeitig wird darauf hingewieſen, daſs obige Canaleinmündungs— 
gebür ſich lediglich auf das heute in Rede ſtehende Betriebsgebäude 
ſelbſt bezieht, demnach im Falle weiterer Herſtellungen die entſprechenden 
weiteren Gebüren aufzurechnen find, und dafs Hinfichtlich der Ein— 
mündung des Canales in den ſtädtiſchen Straßencanal das Ein— 
vernehmen mit den Organen der Gemeinde zu pflegen iſt. 

Endlich wird nach Maßgabe der Herſtellung weiterer Baulich— 
keiten oder Abſchluſsmauern gegen die Straßen die Trottoirherſtellung 
längs derſelben nach §S 61 der Wiener Bauordnung bedungen. 

(An genommen.) 

9107.) Derſelbe referiert über die Offerte des Alexander 
Friedmann auf käufliche Überlaſſung eines Theiles der Bauſtelle VII 


in der Jacquingaſſe im III. Bezirke und beantragt die Überlaffung | 


dieſer Area um den Pauſchalbetrag von 4000 fl. gegen dem, daſs 
der Offerent die Zahlung der Übertragungsgebüren und Vertragskoſten 
übernimmt. (Angenommen; an den Gemeinderath.) 
9121.) Derſelbe referiert über die Schaffung von Amts— 
localitäten für die im Gemeindehauſe des II. Bezirkes unterzubringende 
Veterinärabtheilung im II. Bezirke und beantragt, die hiezu erforder— 
lichen Adaptierungsarbeiten, ſowie die Anſchaffung von Einrichtungs— 
ſtücken nach dem vorliegenden bauämtlichen Koſtenanſchlage um den 
Geſammtkoſtenbetrag von 809 fl. 40 kr. zu genehmigen. 


Die genannten Arbeiten und Lieferungen ſeien im currenten Wege 


zu veranlaſſen und die auflaufenden Koſten auf die berufenen Präliminar— 
Poſitionen Rubrik IV 2 b, IV 4, IV 21 und XII 4 b des Jahres 
1894 zu verweiſen. 

Von der Zuweiſung eines anderen Locales an die Feuerwehr— 
kutſcher der Filiale Leopoldſtadt wäre mangels eines verfügbaren 
Raumes dermalen Umgang zu nehmen. ( Angenommen.) 

(8257.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Marie Weber 
um Grundentſchädigung VIII., Lerchenfelderſtraße 86, und beantragt, 
daſs die Schadloshaltung für 5 anläſslich des Umbaues des Hauſes 
Einl.⸗Z. 474 des Grundbuches des VIII. Bezirkes, Or.⸗Nr. 86 
Lerchenfelderſtraße, Or.-Nr. 1 Lerchengaſſe, zur Straßenverbreiterung 
abzutretenden Grund, u. zw.: in der Lerchenfelderſtraße per 37˙85 m? 

in Lerchengaſſe „ 86'02 m’ 


zuſammen per 123˙87 m? 
rückſichtlich nach Abzug des infolge der freiwilligen Eck— 
abkappung zur Straße entfallenden Grundes „ 1762 m? 

zu entſchädigenden Grund per 12225 m? 
mit dem Pauſchalbetrage von 5000 fl. feſtgeſetzt werde. 

St.⸗R. Dr. Lueger beantragt, es ſei, wie bisher üblich, der 
Magiſtrat auffordern, vorerſt die Partei einzuvernehmen, ob fie 
hiemit einverſtanden ſei. 

Referenten⸗Antrag mit Zuſatz-Antrag Dr. Lueger angenommen. 

9075.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Karl 
Hohenauer, Hausmiteigenthümers, III., Faſangaſſe 35, um 
Schadloshaltung bezüglich der Auslagen für Adaptierungen an dieſem 
Hauſe anläſslich der Niveauregulierung in der Faſangaſſe und be— 
antragt, dieſes Anſuchen im Sinne des Magiſtratsberichtes abzulehnen. 

Angenommen.) 

9010.) IE-R. Dr. Cueger referiert über den Statthalterei— 
Erlaſs vom 3. 1 1893, Z. 76316, betreffend die Winter— 
Fahrordnung der Wiener Tramway-Geſellſchaft pro 1893/94, und 


beantragt, dieſen Erlaſs mit dem Bemerken zur Kenntnis zu nehmen, 
daſs in demſelben weder eine Erledigung, noch eine Stattgebung des 
Recurſes der Gemeinde Wien erblickt werden kann. 

Dieſe Erklärung ſei der k. k. Statthalterei mit der Bitte um 
Vorlage des Recurſes zur Kenntnis zu bringen. (Angenommen.) 

(8959 und 8960.) St.-R. Ritt. v. Neumann referiert über 
die Offerte des Johann Liebl auf Ankauf der Parcelle Nr. 132/52 
und der Aloiſia Kollmann auf Ankauf der Parcelle Nr. 152/53 
in Hetzendorf im XIII. Bezirke und beantragt die Ablehnung. 

Angenommen.) 
Schluſs der Sitzung. 


Allgemeine Muchrichten. 


Approviſtonierung. 
(Der tägliche Fleiſchmarkt.) 
In der Großmarkthalle eingelangte Fleiſch⸗ 
waren vom 24. bis 30. December 1893. 


1. Fleiſchſendungen: 

a) Für den täglichen Fleiſchmarkt. 
Rindfleiſch 185.845 Kg. (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 129.431; 
aus Ober⸗Oſterreich — 6122; aus Mähren 
— 17.732; aus Böhmen — —; aus 
Galizien — 26.797; aus Ungarn — 4377; 
aus der Bukowina — 1386; aus Croatien 
— ; aus Steiermark — — Kg.) 
(Davon aus Nieder- Oſterreich — 2657; 
aus Ober⸗Oſterreich — 133; aus Mähren 
465; aus Galizien — 8428; aus Ungarn 
— —; aus der Bukowina 13 Kg.) 
(Davon aus Nieder⸗Oſterreich 920; aus 
Ober⸗Oſterreich — —; aus Galizien — 
2431; aus Ungarn — 376; aus der Buko⸗ 
wina — 1171; aus Mähren — 18 Kg.) 
(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 36.683; 
aus Ober⸗Oſterreich — 87; aus Böhmen — 
34; aus Mähren — 1201; aus Galizien — 
6706; aus Ungarn — 1911; aus der 
Bukowina — 121; aus Croatien — —; 
aus Steiermark — — Kg.) 

(Davon aus Nieder-Oſterreich — 261; aus 
Ober⸗Oſterreich — 35; aus Mähren — 71; 
aus Böhmen — 6; aus Galizien — 771; 
aus Ungarn — 22; aus der Bukowina 
— 48; aus Salzburg — —; aus Tirol — 
16; aus Schleſien — — St.) 

(Davon aus Nieder -Oſterreich — 76; 
aus Ober⸗Oſterreich — —; aus Mähren 
— ; aus Galizien — 6; aus der Buko⸗ 
wina — 16; aus Ungarn — — St.) 
(Davon aus Nieder⸗ ⸗Oſterreich — 74; aus 
Ober⸗Oſterreich — —; aus Mähren —27; 
aus Galizien — 2014; aus Ungarn — 10; 
aus der Bukowina — —; aus Eroatien 
— —; aus Siebenbürgen — St.) 
(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 3; aus 
Ober⸗Oſterreich — 1; aus Galizien — 14; 


Kalbfleiſch . 11.696 7 


Schaffleiſch 4.916 „ 


Schweinfleiſch 46.743 „ 


Kälber . . . 1230 Stück 


Schafe 8 


Schweine .. 


Lämmer .. 18 


aus Ungarn — —; aus Tirol — — St.) 
b) Für den Approviſionierungs verein. 
Rindfleiſch .. 11.700 Kg. Kälber 99 Stück 
Kalbfleiſch.. 49 „ Schakr e 46 „ 
Schaffleiſch .. „ 4 Schweine.. 49 „ 
Schweinfleiſch. 1003 1 Lämmer. . 20 „ 


24 
2. Preisbewegung: 

.. Siedfleiſch von 20 bis 72 kr. per Kg. 
Wee 3 u. Rieden „ 50 „ 1 fl. „ „ 
r c el 8 
Kalbfleiſc eee % 1 é 
Schaffleiſchc h.... . . „ 20 „ 45 „ „ „ 
Schweinfleiſc hh... . „ 46 „ 68 „ „ „ 
Kälber i ae A le 
Sfr. 2 AN a 
Schweine . „ 42 „ 66 „ „ „ 
Lämmer „ 3 „ 4 fl. „St. 


Bei erheblich geringeren Zufuhren an Fleiſchwaren als in der 
Vorwoche war der Marktverkehr die ganze Woche hindurch ein 
recht lebhafter und blieb nahezu keine Ware unverkauft. Infolge 
deſſen erhöhten ſich auch die Verkaufspreiſe des Rind- und Kalb— 
fleiſches, dann der Kälber um 2 bis 4 kr., jene des Schweinfleiſches 
und der Schweine hingegen um 4 bis 8 kr. per Kilo. 


Städtiſches Lagerhaus. 
Vom 21. bis 28. December 1893. 
Waren eingelagert.. . . . 33.564 Meter⸗Centner 
N ausgelagert. 32.812 N 
Die durchſchnittliche Tagesbewegung bezifferte ſich auf 
16.594 Meter⸗Centner. 


Lagerſtand vom 28. December 1893: 409.13 
62.163 Meter⸗Centner Weizen, 


Meter⸗Centuer, und zwar: 
76.695 Meter⸗Centner Roggen, 


128.341 1 Gerſte, 59.560 5 Hafer, 
6.881 5 Mais, 11.294 8 Olſaaten, 
23.238 6 Mehl u. Kleie, 4.389 5 Wein, 
74 5 Zucker, 881 Hektoliter à 100% Spiritus. 


Der Aſſecuranzwert dieſer Waren ſtellt ſich auf 3,838.540 fl. öſt. Währ. 


Baubewegung. 


(Die in Klammern eingeſtellten Zahlen ſind die Geſchäftsnummern der 
Actenſtücke im Baudepartement des Magiſtrates für den I. bis IX. Bezirk. — 
Für den X. bis XIX. Bezirk bedeuten die eingeklammerten Zahlen die Geſchäfts— 
nummern der betreffenden magiſtratiſchen Bezirksämter.) 


Geſuche um Maubewilligungen wurden überreicht: 
vom 27. December 1893 bis 1. Jänner 1894: 


Für Neubauten: 

Haus, Webgaſſe, Grundb.-Einl. 1203, Bauſtelle III, von 
Peregrin Zimmermann, Bauführer Th. Bauer 
(9206). | 

Haus, Webgaſſe, Grundb.-Einl. 1202, von Peregrin 
Zimmermann, Bauführer Th. Bauer (9207). 


Für Zubauten: 

Ottakring, Galitzynſtraße, Cat.⸗Parc. 415, Einl.⸗Z. 48, von 
Wilhelm und Hildegarde Kubie, Bauführer Karl Rein— 
hardt, Zimmermeiſter (53361). 

Für Adaptierungen: 

Schottenring 15, von Iſaak Mautner & Sohn, Bau— 
führer A. Oberländer (9185). 

Dammſtraße 36, von Ignaz Jauko, Bauführer C. Hof— 
mann (9220). 

Marxergaſſe 15 a, von Rudolf Daibler, Bauführer A. 
John (9210). 

Pfeilgaſſe 1, von Wenzel Bednafr, Bauführer Joſef 
Drbal (9175). 


VI. Bezirk: 


XVI. Bezirk: 


J. Bezirk: 
II. Bezirk: 
III. Bezirk: 
VIII. Bezirk: 
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Für diverſe (geringere) Bauten: 
II. Bezirk: Schupfe, Schiffmühlenſtraße 116, Banſtelle 6, 7, 8, von 
Ferdiuand Edlinger, Bauführer L. Letz (9192). 
VII. Bezirk: Abort, Hermanngaſſe 31, von Albert Kaufmann, Bau— 
| führer F. Bod (9221). 
XIV. Bezirk: Aufſtellung eines Zwergkeſſels, Sechshaus, Hauptſtraße 47, 
von Friedrich KRuhner, Bauführer? (30960). 


Geſuche um Varcellierung wurden überreicht: 
IX. Bezirk: Liechtenſteinſtraße, Grundb.⸗Einl. 374, von Johann Breuer 
(9179). 
überreichl: 
von Peregrin 


Geſuche um Bekanntgabe der Baulinie wurden 
VI. Bezirk: Webgaſſe, Bauſtelle II, Grundb.⸗Eiul. 1202, 
Zimmermann, Maurermeiſter (9198). 


Webgaſſe, Bauſtelle III, Grundb.⸗Einl. 1203, von Peregrin 


Zimmermann, Maurermeiſter (9200). 

n „ Webhgaſſe, Bauſtelle IV, Grundb.-Einl. 1204, von Peregrin 
Zimmermann, Maurermeiſter (9202). 

" „ Wehgaſſe, Bauſtelle V, Grundb.-Einl. 1205, von Peregrin 


Zimmermann, Maurermeiſter (9204). 

Währing, Herrengaſſe 92, von Johaun und Francisca 
Meßner (38417). 

Währing, Feldgaſſe 3, von Eduard Rauch (37991). 

Währing, Einl.⸗Z. 347, Cat.⸗Parc. 162/ und 162/35, von 
Siegmund J. Stern und Eduard Berger (38078). 


" "n 
" „ 


Gewerbeanmeldungen vom 29. December 1893. 


Fliebo Friederike, geb. Haala — Damenkleidermacherin — I., Bauern— 
markt 14. 

Houdl Joſefa — Victualienhandel — III., Dietrichgaſſe 14 a. 

Dobler Joſef — Spielfarten-Erzeuger — III., Ungargaſſe 57. 

Weidlich Joſef — Gaſtwirt — V., Kliebergaſſe 15. 

Klaps Johann — Gaſtwirt — V., Wehrgaſſe 28. 

Singer Jakob — Privatlehrauſtalt für Maßnehmen, Schnittzeichuen und 
Kleidermachen — IV., Waaggaſſe 13. (Das Weitere folgt.) 
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